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Thomas Karmasin:

Modernisiertes 
Rechnungswesen
Als erster Landkreis in Oberfranken stellt
Bamberg seit Beginn des Jahres von Kame-
ralistik auf Doppik um - sehr
zur Freude des Landrats. Seite 6

Dr. Günther Denzler:

Kinderbetreuung für
Gesunde und Behinderte
Rosenheims Oberbürgermeisterin unterstützt
eine Initiative zur Frühförderung von Kin-
dern mit celebraler Behin-
derung in Niederpöcking. Seite 16

Gabriele Bauer:

Vor einem Jahr war der
Feinstaub noch Teil des All-
tags, heute wird er bereits
als heimtückischer Killer
betrachtet. Zu Recht wun-
dert sich der Bürgermeister
über die Hysterie, mit der 
in Deutschland umweltpo-
litische Fragen behandelt
werden. Doch hat auch die
schwarzmalerischste Dis-
kussion ihre fruchtbaren
Folgen. Seite 15

Bayerischer Städtetag Oberbayern:

Parforceritt und
Blockadehaltung

Hartz IV, Büchergeld und Lufthygiene Schwerpunkte
bei Bezirksversammlung in Freilassing

Bei der Bezirksversammlung Oberbayern des Bayeri-
schen Städtetags in Freilassung machte der Vorsitzende
des Bayerischen Städtetags, Oberbürgermeister Hans
Schaidinger, deutlich, dass die Vorwürfe von Bundes-
wirtschaftsminister Wolfgang Clement, wonach die
Kommunen massenweise arbeitsunfähige Sozialhilfe-
empfänger zu Unrecht als arbeitsfähig deklarieren und
damit ins Arbeitslosengeld II drängen, haltlos seien. Es
habe keinerlei Grund bestanden, mit derart massiven
Vorwürfen an die Öffentlichkeit zu gehen. Im Übrigen
handle es sich dabei um ein „Ablenkungsmanöver im
großen Stil“, so Schaidinger.

Der Hintergrund für Clements
Parforceritt dürfte laut Schaidin-
ger sein, dass bereits im Vorfeld
der Arbeitsmarktreform vom
Bund die Zahl der Empfänger
von Arbeitslosengeld II zu nied-
rig angesetzt wurde, um den
Bundeshaushalt auf dem Papier
zu schönen. Vor allem sei zu ver-
muten, dass Clement mit seiner
Diffamierung der Kommunen
das Feld dafür bereiten will, die
finanzielle Beteiligung des Bun-
des an den Unterkunftskosten für
Langzeitarbeitslose massiv zu-
rückzufahren. 

Revisionsklausel 

Dem Vernehmen nach plane
die Bundesregierung, den Kom-
munen 2,7 Milliarden Euro we-
niger zur Verfügung zu  stellen,
als ursprünglich vorgesehen. Im
Klartext: Sie sollen statt 3,2 Mil-
liarden Euro nur maximal rund
500 Millionen Euro bekommen.
Damit würde das angepeilte
Ziel, den Kommunen im Rah-
men der Gemeindefinanzreform
ein Stück Luft zu verschaffen,
absolut unterlaufen. Schaidinger
zufolge werden die Städte dieses
Spiel nicht mitmachen, sondern
im Rahmen der Revisionsklausel
auf der ursprünglichen Vereinba-
rung bestehen, dass die Kommu-
nen unterm Strich 3,2 Milliarden
Euro zusätzliche Einnahmen be-
kommen. Nach ersten Berech-
nungen zahlten die bayerischen
Kommunen rund 200 Millionen
Euro drauf, wenn der Bund seine
Leistungen nicht erhöht.

Geradezu absurd sei es, das
Milliardenloch im Bundeshaus-

halt im Zusammenhang mit
Hartz IV darauf zurückzuführen,
dass die Kommunen Koma-Pa-
tienten, Untersuchungshäftlinge
und Junkies für arbeitsfähig er-
klärt hätten, fuhr der Städtetag-
schef fort: „Es mag Fälle gege-
ben haben, in denen Fehler pas-
siert sind, weil alles dem Ziel un-
tergeordnet war, die pünktliche
Auszahlung des Arbeitslosengel-
des sicherzustellen. Diese weni-
gen Fälle, die sich nicht einmal
im Promillebereich bewegen,
können aber kaum dafür verant-
wortlich gemacht werden, dass
der Bund im Januar statt 1,23
Milliarden Euro 1,83 Milliarden
Euro für das Arbeitslosengeld II
ausgeben musste.“ 

Angaben der Betroffenen

Im Übrigen sei nicht jeder
Suchtabhängige per se arbeitsun-
fähig und es könne bei Antrags-
stellung nicht immer abgesehen
werden, wie lange jemand in
Untersuchungshaft verbleiben
muss. Zunächst einmal seien die
Kommunen auf die Angaben der
Betroffenen angewiesen gewe-
sen, die diese zu ihrer Erwerbs-
fähigkeit gemacht hatten. Nicht
nur der Bund, sondern auch der
Freistaat versuche sich von den
Kosten der Arbeitsmarktreform
zu Lasten der Kommunen finan-
ziell zu drücken. Statt seine Ein-
sparungen beim Wohngeld in
Höhe von ca. 170 Millionen Eu-
ro voll an die Kommunen wei-
terzugeben, wolle Finanzminis-
ter Kurt Faltlhauser 150 Millio-
nen Euro abziehen, die er als 

(Fortsetzung auf Seite 2)

Lesungen zum Jahrestag der Bücherverbrennung:

Verbrannt ist nicht vergessen!
Ein deutliches Zeichen setzen gegen das erneute Aufkom-
men tiefbraunen Gedankenguts in Deutschland wollen der
Interessenverband Deutscher Schauspieler und das Paul-
Klinger-Künstlersozialwerk e.V, „Künstler helfen Künst-
lern“ mit Lesungen aus den Werken der Autoren, die in der
Nazizeit verboten und verbrannt wurden. Die Präsidenten
der Verbände, Wolfgang Klein und Gerhard Schmitt-Thiel,
haben dazu aufgerufen, am 10. Mai 2005, dem Jahrestag der
Bücherverbrennung, in ganz Deutschland Texte aus den da-
mals verbrannten Werken vorzulesen.

Klein und Schmitt-Thiel verstehen sich nur als Initiatoren; die
inidividuelle Organisation liegt ganz ausschließlich beim jewei-
ligen Veranstalter. Der Phantasie sind dabei keine Grenzen ge-
setzt: ObVormittags in Schulen und Hochschulen, oder am
Abend in Theatern, Opernhäusern, Kinos jeweils vor den Auf-
führungen, auf öffentlichen Plätzen, vor oder in Rathäusern, in
Bibliotheken, Museen, Buchhandlungen ...

„Die Zeit drängt sehr, aber das darf kein Hinderungsgrund
sein. Auch die Organisatoren der Lichterkette hatten seinerzeit
nur sechs Wochen Vorlauf - und welcher Erfolg war ihr beschie-
den!“ schreiben die Präsidenten in ihrem Aufruf. Im Internet
werden unter www.buecherlesung.de alle Unterstützer, Vorleser
und Veranstaltungen veröffentlicht - soweit sie gemeldet werden. 

In den wenigen Tagen seit Beginn der Aktion haben u.a. fol-
gende Personen bzw. Institutionen positiv reagiert: Die Minister
Erwin Huber und Thomas Goppel, OB Christian Ude, Landes-
bischof Johannes Friedrich, Dirk Ippen, Verleger Münchner
Merkur und TZ, die Chefredakteure der Zeit und des Reinischen
Merkurs, Giovanni de Lorenzo und Michael Rutz, Ernst Fischer,
SZ; Thomas Gruber, ARD-Vorsitzender und Intendant des BR;
Johannes B. Kerner, ZDF; Barbara Dickmann, Mona Lisa; Anne
von Hassel, Bayerische Gemeindezeitung; Ruth Dorlshagen,
Weiße Rose Stiftung u. v. a. Weitere Informationen unter
www. buecherlesung.de und www.buecherverbrennung.de.

Vorfreude auf die internationale Konferenz „Visions of Foot-
ball“ vom 27. bis 29. Juli 2005 in München (v. l.): Münchens
Bürgermeisterin Dr. Gertraud Burkert, Kultusministerin Mo-
nika Hohlmeier, Franz Beckenbauer, Präsident OK FIFA WM
2006), Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber und Lennart Jo-
hansson, Chairman der Organisationskommission für die FI-
FA Fußball-Weltmeisterschaft(tm) und UEFA Präsident. 

Bild: obs/Conference Office ‘Visions of Football’

Gipfeltreffen der Fußball-Fachwelt in München:

Visions of Football
Internationaler Fußball-Kongress vom 27. bis 29. Juli

JST. Um das gemeinsame Projekt „Visions of Football“ vorzu-
stellen, hatten Bayerns Ministerpräsident Edmund Stoiber,
Franz Beckenbauer, UEFA-Präsident Lennart Johansson,
Bayerns Kultusministerin Monika Hohlmeier und Münchens
Bürgermeisterin Gertraud Burkert in den Kuppelsaal der
Münchner Staatskanzlei zur Pressekonferenz geladen.

Ein Jahr vor dem Eröffnungs-
spiel sollen von der Konferenz
„wichtige Impulse für die WM
2006“ ausgehen, erhofft sich
Stoiber: „Fußball ist Volkssport
Nummer eins, es ist nicht mehr
die schönste Nebensache der
Welt, sondern fast schon die
schönste Hauptsache.“ 

Fußball-Praktiker 
und prominente Gäste

Das Thema Fußball soll in all
seinen Facetten diskutiert wer-
den. Für die Schwerpunkte
„Fußball und Gesellschaft“,
„Fußball und Medien“, „Fußball
und Business“, „Fußball und
Training“ sowie „Fußball und
Medizin“ haben sich Fußball-
Praktiker und prominente Gäste
angemeldet. Eröffnet wird der
Kongress mit einer Podiumsdis-
kussion zum Thema „Die völ-
kerverbindende Funktion des
Fußballs“ an der unter anderem
Franz Beckenbauer und FIFA-
Präsident Josef S. Blatter teil-
nehmen werden.

Außerdem werden Fußball-
Größen wie Karl-Heinz Rum-
menigge vom 27. bis 29. Juli
ebenso dabei sein wie die DFB-
Präsidenten Dr. Theo Zwanziger
und Gerhard Mayer-Vorfelder.

Die Veranstalter erwarten rund
1000 Gäste aus Wirtschaft und
Gesellschaft. Medienpartner von
„Visions of Football“ sind der
Sportsender DSF und der Mün-
chner Burdakonzern.

(Fortsetzung auf Seite 2)

Auf unserem Bild (v. l.): Erster Bürgermeister Günther Knoblauch, Mühldorf, Bezirksvorsitzen-
der des Städtetags im Regierungsbezirk Oberbayern, Reiner Knäusl, Geschäftsführer des Bayeri-
schen Städtetags, OB Hans Schaidinger, Regensburg, Vorsitzender des Bayerischen Städtetags,
Erster Bürgermeister Josef Flatscher, Freilassing. Foto: Natter

Feinstaubbelastung in den Städten:

Resolution der 
Oberbürgermeister 

Mit großer Sorge für ihre Bürgerinnen und Bürger sehen die
Oberbürgermeisterin und die Oberbürgermeister der Städte
Augsburg, Bayreuth, Hof, Ingolstadt, Landshut, München,
Nürnberg, Regensburg und Würzburg dass die von der Eu-
ropäischen Union für die Feinstaubbelastung vorgeschriebenen
Grenzwerte zum Teil bereits überschritten sind bzw. in Kürze
überschritten sein werden. 

Dr. Pia Beckmann, Dieter
Döhla, Dr. Alfred Lehmann, Dr.
Dieter Mronz, Dr. Ulrich Maly,
Hans Rampf, Städtetagsvorsit-
zender Hans Schaidinger sowie
sein Stellvertreter Christian Ude,
und Dr. Paul Wengert mahnen in
einer gemeinsamen Resolution
eine realitätsbezogene und sach-
liche Diskussion über die Ursa-
chen des Problems und seine Lö-
sungsmöglichkeiten an. 

Die Feinstaubbelastung hat

nach Auffassung der Repräsen-
tanten der großen bayerischen
Städte vielfältige Ursachen, die
nur mit einem Maßnahmenbün-
del von Bund und Ländern
bekämpft werden könnten. Städ-
tische Maßnahmen zur Umlei-
tung oder Beschränkung des ört-
lichen Straßenverkehrs seien nur
additive Aktionen. 

Maßnahmenbündel

Selbst hierfür fehlten den
(Fortsetzung auf Seite 4)
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Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Bruno Preißinger

95509 Marktschorgast
am 20.4.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeisterin Melitta Schön

90562 Heroldsberg
am 12.4.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Gerhard Strasser

94530 Auerbach
am 11.4.

Bürgermeister Ernst Gebert
86643 Rennertshofen

am 12.4.
Bürgermeister Robert Hain

63763 Markt Hösbach
am 13.4.

Bürgermeister Albin Kaufmann
86666 Burgheim

am 17.4.
Bürgermeister Martin Heinz

87749 Hawangen
am 17.4.

Bürgermeister Karl Seitle
86668 Karlshuld

am 20.4.
Bürgermeister Max Schadenfroh

94428 Eichendorf
am 22.4.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Josef Schwegler

86573 Obergriesbach
am 11.4.

Oberbürgermeister
Ulrich Netzer

87435 Kempten
am 11.4.

Z U M  4 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Rudolf Rogg

86860 Jengen
am 23.4.

Z U M  4 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Christian Konrad

89340 Leipheim
am 13.4.

Wir gratulieren

Visions of ...
Fortsetzung von Seite 1

„Die Welt schaut 
auf München“

„Die Fach- und Fußballwelt
wird im Juli nach München
schauen“, freuen sich Münchens
Bürgermeisterin Dr. Gertraud
Burkert und Franz Beckenbauer.
Die Konferenz wird im zukünf-
tigen Pressezentrum der WM
und dem neu eröffneten FIFA
WM-Stadion München stattfin-
den. Die Bayerische Landes -
hauptstadt will sich mit dem
Kongress als „perfekt vorberei-
tete WM - Gastgeberin“ präsen-
tieren, als „Hochburg des Fuß-
balls“ und „weltoffene Kultur-
stadt“. Denn, die Fußballwelt-
meisterschaft 2006 wird in
München angepfiffen.

Weitere Informationen und
Anmeldung zum Kongress:
www.visions-of-football.com. ?

Leserbrief an die GZ
Verwaltungsvereinfachung für

Millionen Bausparer.....
Aus über 40-jähriger Tätigkeit

im Bereich der kommunalen
Ebenen weiß ich, dass es Jahre
dauert eingefahrene Strukturen
zu verändern, auch in Bayern.

Bei der kürzlichen Podiums-
diskussion der HSS-Stiftung in
München mit dem Reform-Mi-
nister Huber unterbreitete ich
den Vorschlag Unterschiftsbe-
glaubigungen für Grundbuch-
zwecke zu vereinfachen. Bei
Freigaben von Grundschulden
etc. der Bausparkassen für Lö-
schungen im Grundbuch könnte
locker auf eine gebührenpflichti-
ge und zeitaufwändige Beglaubi-
gung vor dem Notar verzichtet
werden.

Warum nicht vor dem meist

örtlichen Standesamt, also bei
der Kommune im Rathaus oder
gleich beim Amtsgericht/Grund-
buchamt. Dies stärkt die in der
Gemeindeordnung verankerte
Allzuständigkeit der Gemeinde
und die in die Diskussion gerate-
nen Standesämter. Die bayer.
„Heilige Kuh Notar“ wird den-
noch gut genährt weiterleben....

In anderen Bundesländern 
(z. B. Baden-Württemberg) ist
das bereits möglich.

Als Bausparer verschiedener
Kassen bin ich gespannt auf die
Einlösung der in München gege-
benen „Prüfungszusage“.

Hans Eichhorn
Asbach-Bäumenheim

Ist der kommunale Finanzausgleich
noch verfassungsgerecht?

Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident
Das gab es in der Nachkriegszeit noch nie: Zwei Bezirke, ca. 30
Landkreise und rund 150 Gemeinden in Bayern wollen eine Po-
pularklage beim Bayerischen Verfassungsgerichtshof wegen der
Verletzung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts durch den
kommunalen Finanzausgleich erheben.

Ausgelöst wurde der Streit
durch die hohen Bezirksumla-
gen. Dies verwundert nicht. Der
Verband der bayerischen Bezirke
wies schon seit zehn Jahren auf
die Verfassungsproblematik hin.
Der heutige Präsident des Bun-
desverfassungsgerichts, Profes-
sor Dr. Hans-Jürgen Papier kam
in einem Gutachten zu Rechts-
fragen zur Finanzausstattung der
Bezirke (BayVBL 94, 737 ff.) zu
der Auffassung, „dass die gegen-
wärtige Finanzausstattung der
bayerischen Bezirke nach Aus-
maß und Modus nicht den An-
forderungen der Bayerischen
Verfassung und des Grundgeset-
zes entspricht“. 

Bayerns Garantenstellung

Die Verfassungsklage wird tief
in Grundsatzfragen der kommu-
nalen Selbstverwaltung und der
Garantenstellung des Landes für
alle drei kommunalen Ebenen
führen. Es gilt hauptsächlich zu
prüfen, ob die jetzige Finanzaus-
stattung den Anforderungen un-
serer beiden Verfassungen ent-
spricht. Die kommunale Selbst-
verwaltung ist - einschließlich
der Selbstverwaltungsgarantie
für die Bezirke - nach Art. 28
Abs. 2 GG institutionell gewähr-
leistet; deren Wesensgehalt darf
vom Staat nicht angetastet wer-
den. Zum Kernbereich zählen
auch die kommunale Finanz-
hoheit und die finanzielle Min-
destausstattung. Der bayeri-
sche Verfassungsgerichtshof hat
schon früher in seiner Rechtspre-
chung betont, dass sich für den

Staat aus der Gewährleistung der
Selbstverwaltung nach der Ver-
fassung die Verpflichtung ergibt,
im Rahmen seiner finanziellen
Möglichkeiten den innerstaatli-
chen Finanzausgleich so zu ge-
stalten, dass die finanzielle Le-
bensfähigkeit der Gemeinden
und der Gemeindeverbände er-
halten bleibt.

Gegenseitige 
Rücksichtnahmen

Zweifelsohne kann die Fi-
nanzgarantie auch durch die Ein-
räumung des Umlagenrechts er-
folgen. Das hat aber seine Gren-
ze dort, wo die beanspruchten
Kommunen ihre übrigen Aufga-
ben nicht mehr erfüllen können.
Das eine Selbstverwaltungsrecht
darf nicht das der anderen Ebe-
nen auslöschen. Die heutigen
Bezirksumlagen sind politisch
und rechtlich an ihre Grenzen
gestoßen. Im Rahmen der Ge-
samtverantwortung und des Ge-
bots der gegenseitigen Rück-
sichtnahmen zwischen den kom-
munalen Ebenen wurden die
Kommunen durch die vom Staat
immer stärker auf sie verlagerten
sozialhilferechtlichen Aufgaben
an den Rand des Finanzabgrunds
geführt. Selbst wenn dies durch
die Bundesgesetzgebung erfolg-
te, bleibt dafür das Land Finanz-
garant. Er ist es auch für die
Landkreise und die Gemeinden.
Eine unbegrenzte Erhöhung der
Bezirksumlagen darf er nicht
hinnehmen. Eine weit mehr als
die Hälfte der eigenen Einnah-
men aus der Kreisumlage erfas-
sende Abführung an die Bezirke
über die Bezirksumlage, wie
heute fast durchwegs der Fall,
tangiert gefährlich das Recht der
Kreise auf eine eigene angemes-
sene Finanzausstattung. 

Nichtzuständigkeit des
Mittelausgleichs 
für Bundesgesetze 

Die Überweisung in den eige-
nen Wirkungskreis durch die
Bundes- oder Landesgesetzge-
bung darf keinesfalls zu einer
Umgehung der finanziellen Mit-
telzuteilung zur Aufgabenerfül-
lung nach Art. 83 BV sowie zum
Ausschluss des Konnexitätsprin-
zips für bundesrechtliche Aufga-
benveranlassung führen. Der
Verweis unseres Landes auf
Nichtzuständigkeit des Mittel-
ausgleichs für Bundesgesetze
macht wegen des Fehlens einer
der bayerischen Regelung ent-

sprechenden Konnexitätsbestim-
mung im Grundgesetz den Frei-
staat Bayern nicht unzuständig,
sondern verpflichtet ihn erst
recht als Finanzgaranten für die
Kommunen.

Verfassungsrechtlich 
geschützter Kernbereich des
Selbstverwaltungsrechts

Der bayerische Verfassungs-
gerichtshof wird also zu mehre-
ren kommunalverfassungsrecht-
lichen Grundsatzfragen Stellung
beziehen müssen, die von der
fehlenden Finanzausstattung der
Bezirke für ihren sozialen Auf-
gabenbereich ausgelöst sind.
Das geltende gesetzliche Rege-
lungssystem, das die Finanzaus-
stattung der Bezirke normiert,
greift in den verfassungsrecht-
lich geschützten Kernbereich des
Selbstverwaltungsrechts der Be-
zirke und aller anderen Kommu-
nalebenen ein. 

Sinnvolle Symbiose

Der Verdacht auf Verfassungs-
widrigkeit ist spürbar. Schade,
dass es einer Verfassungsklage
überhaupt bedarf. Noch wäre, -
allerdings höchste - Zeit, für Ver-
handlungen über einen neuen Fi-
nanzausgleich, der Aufgaben-
und Finanzverantwortungen zu
einer sinnvollen Symbiose führt,
im Sinne der Belebung des Sub-
sidiaritätsprinzips. ?

(Fortsetzung von Seite 1)
Ausgleich für ostdeutsche Kom-
munen aus seinem Umsatzsteu-
eraufkommen zahlen muss. Die-
ser von den Ländern im Vermitt-
lungsausschuss geschlossene
Deal sei ohne Zustimmung der
Kommunen getroffen worden.
Schaidinger: „Wenn der Frei-
staat glaubt, zusätzliche Aufbau-
hilfe Ost leisten zu müssen, dann
soll er das auf seine Kosten tun
und nicht seine Kommunen zur
Kasse bitten.“ 

Aus familienpolitischen Grün-
den „prinzipiell ablehnend“ steht
der Bayerische Städtetag auch der

Diskussion um Bayerische Bezirke:

Mittelfranken weist Kritik zurück
Mit Nachdruck hat der Präsident des Bezirks-
tags Mittelfranken, Richard Bartsch, den sei-
ner Meinung nach „nicht nachvollziehbaren“
Vorwurf der Bayerischen Staatsregierung
zurückgewiesen, die dritte kommunale Ebene
zeige nicht genügend Reform- und Sparwil-
len. In einem Brief an Staatskanzlei-Chef Er-
win Huber schildert Bartsch, welche Spar-
maßnahmen der Bezirkstag von Mittelfran-
ken durchgeführt oder eingeleitet“ hat.

Zunächst, so der Präsident, seien im Oktober
2003 die Aufwandsentschädigungen der Bezirks-
räte erheblich reduziert worden. Zudem sei für
alle Stellen in der Bezirksverwaltung und in den
Einrichtungen des Bezirks für freiwerdende Stel-
len eine sechsmonatige Wiederbesetzungssperre
veranlasst worden. Außertarifliche Vergünstigun-
gen wurden gestrichen. Durch die Zusammenle-
gung von Referaten seien in der Bezirksverwal-
tung Referatsleiterstellen reduziert worden.

Auf Initiative der CSU-Bezirkstagsfraktion
wurden darüber hinaus die von den Bezirkskran-
kenhäusern vorgelegten Wirtschaftspläne für das
Haushaltsjahr 2004 nicht akzeptiert und eine
Halbierung des prognostizierten Defizits gefor-
dert. Zum 1. Januar 2005 wurden laut Bartsch al-
le Bezirkskrankenhäuser und Nebeneinrichtun-
gen zu einem Kommunalunternehmen zusam-
mengefasst. Gleichzeitig wurden eine Service-
GmbH und eine gemeinnützige Mosaik-GmbH
gegründet, um beispielsweise bei der Reinigung
oder in der Cafeteria erhebliche Kosten einzu-
sparen. An den Krankenpflegeschulen wurden
komplette Ausbildungsjahrgänge gestrichen.

Für die landwirtschaftlichen Lehranstalten
Triesdorf wurde eine Kommission eingesetzt,
um Einsparpotenziale durch die Nutzung von
Synergieeffekten zu ermitteln. Bei Baumaßnah-
men in der Maschinenbauschule Ansbach wird,
so der Präsident in seinem Schreiben, versucht,
mittels PPP neue Wege zu gehen. Sämtliche Ein-
richtungen seien im Sachmittelbereich budge-

tiert worden, weitere Budgetierungen, auch im
Personalkostenbereich, würden angestrebt. In
mehreren Gesprächen mit den Vertretern der
Seenzweckverbände und Innenminister Günther
Beckstein seien Regelungen getroffen worden,
um die finanzielle Belastung des Bezirks durch
die genannten Verbände deutlich zu reduzieren.

Wie aus diesen aufgeführten Punkten zu erse-
hen, habe der Bezirk Mittelfranken „dank einer
konsequenten Politik der CSU-Fraktion“ längst
die richtigen Weichen gestellt. Problematisch sei
jedoch der Sozialetat. Auch hier seien deutliche
Einsparungen vorgenommen worden, in dem für
die Eingliederungshilfe für Behinderte für die
Haushaltsjahre 2004 und 2005 jeweils eine Null-
runde beschlossen wurde. Durch diverse Mo-
dellprojekte seien Kosten eingespart worden.
Dennoch seien hier erhebliche Steigerungen zu
verzeichnen. Dies liege insbesondere an der Er-
höhung der Fallzahlen. Bartsch: „Es wäre jedoch
fatal, wenn man die Bezirke dafür verantwort-
lich machen würde, dass es in unserer Gesell-
schaft jährlich mehr pflegebedürftige Menschen
und mehr Menschen mit Handicaps gibt. Der
Bezirk Mittelfranken hat bei den meisten Hil-
fearten die niedrigsten Aufwendungen je Hilfe-
empfänger. Einsparmöglichkeiten könnten dann
noch genutzt werden, wenn die Bayerische
Staatsregierung bereit wäre, eine zusätzliche Zu-
ständigkeit der Sozialhilfeträger für ambulante
und stationäre Hilfen einzuführen.“

Es sei schon erstaunlich, schloss der Präsident,
„dass aus der Bayerischen Staatsregierung her-
aus Einsparmöglichkeiten verhindert werden,
um dann den Bezirken gleichzeitig mangelnden
Sparwillen vorzuwerfen“. Solange es politisch
nicht möglich sei, ein Bundesleistungsgesetz für
Behinderte durchzusetzen und solange die Sozi-
alleistungen dem Grunde und der Höhe nach ge-
setzlich vorgeschrieben sind, werde kein Sozial-
hilfeträger in der Lage sein, den Kostenanstieg
nennenswert einzudämmen. DK

Einführung eines Büchergelds
gegenüber. In Zeiten eines demo-
graphischen Wandels müsse be-
dacht werden, dass ein Bücher-
geld ausschließlich Familien mit
Kindern treffe. Andererseits wer-
de sich der Städtetag nicht quer
legen, wenn der Landtag sich für
die Einführung ausspreche. 

Beschäftigungsprogramm
für die Verwaltung

Der Städtetag befürchtet aber,
dass mit der Einführung des
Büchergelds ein erheblicher
Verwaltungsaufwand und unter
dem Strich Mehrkosten für die
Kommunen verbunden sind.
Schaidinger: „Die Abwicklung
des Büchergeldes ist ein ekla-
tantes Verwaltungsbeschäfti-
gungsprogramm“. Während der
Gesetzentwurf des Kultusmini-
steriums für die Kommunen 
eine Einsparung von rund zwei
Mio. Euro prognostiziert, wird
es nach Einschätzung der 
kommunalen Spitzenverbände
tatsächlich zu Mehrbelastungen
in mindestens dieser Höhe kom-
men. Die Städte werden eine
volle Kostenerstattung durch
den Freistaat einfordern. Schai-
dinger: „Wir pochen auf das
Konnexitätsprinzip, d. h. wer
anschafft, muss auch bezahlen.“

Wirkungsvolle 
Instrumentarien 

Was das gerade hochaktuelle
Thema „Schutz vor Feinstäu-
ben“ anbelangt, forderte Schai-
dinger Bund und Land auf, end-

lich wirkungsvolle rechtliche In-
strumentarien zum Schutz der
Bürger zu schaffen.

Er stellte klar, dass der weitaus
größte Teil der Feinstaubbelas-
tung überregional verursacht und
transportiert werde. Zugleich
drängte der Städtetagsvorsitzen-
de darauf, nicht nur die Sympto-
me, sondern vor allen Dingen die
Ursachen der Luftverschmut-
zung anzugehen. Er forderte den
Bund auf, endlich dafür zu sor-
gen, dass alle neuen Dieselfahr-
zeuge mit Filtern ausgestattet
werden und über steuerliche An-
reize die Nachrüstung von Alt-
fahrzeugen begünstigt wird.

Rechtliche Grundlagen

Statt Kritik an den Städten zu
üben, sollte Umweltminister Jür-
gen Trittin nach Ansicht Schai-
dingers dafür Sorge tragen, dass
den Kommunen die notwendi-
gen rechtlichen Grundlagen an
die Hand gegeben werden, in-
nerstädtische Fahrverbote für
Dieselfahrzeuge mit hohem
Schadstoffausstoß aussprechen
zu können. In Italien beispiels-
weise werde dies erfolgreich
praktiziert. An die Länder, insbe-
sondere auch an den bayerischen
Finanzminister appellierte
Schaidinger, die bisherige
Blockadehaltung im Bundesrat
aufzugeben und einer entspre-
chenden Änderung der Kraft-
fahrzeugsteuer zuzustimmen.
Schließlich müsse die Gesund-
heit der Bürger mehr wert sein,
als kurzfristige haushaltspoliti-
sche Überlegungen. DK

Parforceritt und ...

Gemeindetag widerspricht SZ-Bericht:

Kommunen profitieren vom
Stromvertrag mit E.ON

„Wir haben für die bayeri-
schen Kommunen das bestmög-
liche Ergebnis erzielt. Günstige
und stabile Preise für die nächs-
ten Jahre schaffen Kalkulations-
sicherheit für die kommunalen
Haushalte. Verbilligungen beim
Strompreis werden selbstver-
ständlich an die Kommunen
weitergegeben“ sagte Dr. Uwe
Brandl, Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetags, aus Anlass
eines Berichts in der Süddeut-
schen Zeitung vom Montag, wo-
nach der Energieversorger E.ON
den Kommunen ein „Preisdik-
tat“ vorschreibe. „Die Behaup-
tung, dass die Kommunen vier
Jahre lang nicht in den Genuss
möglicher Preisreduzierungen
auf Druck eines erst einzusetzen-
den Regulierers kommen wür-
den, ist schlicht falsch. Der von
den kommunalen Spitzenver-
bänden mit E.ON abgeschlosse-
ne Rahmenvertrag sieht aus-
drücklich eine Anpassungsklau-
sel zu Gunsten der Kommunen
vor. Sollte sich der Strompreis
tatsächlich verbilligen, so wür-

den die Kommunen automatisch
davon profitieren.“

Unter der Verhandlungsfüh-
rung von Gemeindetagspräsi-
dent Dr. Uwe Brandl haben die
kommunalen Spitzenverbände in
Bayern jüngst mit der E.ON
Bayern AG eine Vereinbarung
über den kommunalen Strombe-

zug abgeschlossen. Die Verein-
barung mit einer vierjährigen
Laufzeit sieht vor, dass die der-
zeit gültigen Netto-Preise für die
Jahre 2006 bis 2009 um weniger
als 10 Prozent angehoben wer-
den. Diese Preissteigerungen
bleiben weit unter den prognosti-
zierten Steigerungen. Zudem
handelt es sich um eine Rahmen-
vereinbarung, der keine Kom-
mune beitreten muss. 

Den in der Berichterstattung
enthaltenen Vorwurf zu großer
Nähe zu E.ON bezeichnete

Brandl als „schlichtweg abwe-
gig“. Die kommunalen Spitzen-
verbände hätten nämlich auch
andere Stromanbieter um Abga-
be entsprechender Angebote er-
sucht. Ergebnis: Fehlanzeige.
Auch haben einzelne Kommu-
nen individuelle Ausschreibun-
gen für Stromlieferverträge vor-
genommen. Im Ergebnis war je-
weils der hierfür erforderliche
Verwaltungsaufwand ungleich
höher als das zu realisierende
Einsparpotential. Brandl: „Wir
haben das Optimum erreicht.“ ?
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das Grundgesetz bestimmt
in Artikel 64 Abs. 2, dass die
Mitglieder der Bundesregie-
rung den in Artikel 56 GG
normierten Eid zu leisten ha-
ben. Dort heißt es, dass sie
das Grundgesetz und die Ge-
setze des Bundes wahren und
verteidigen müssen.

Man könnte also anneh-
men, dass Schröder und sei-
ne Minister ihr Wächteramt
für das Grundgesetz ernst nehmen und alles
vermeiden, was sie mit der deutschen Verfas-
sung in Konflikt brächte. Weit gefehlt!

Die Bundesregierung hat im Gegenteil eine
Reihe von Niederlagen vor dem Bundesver-
fassungsgericht in Kauf genommen, um ihre
ideologisch geprägte Politik durchzusetzen.
Dies begann Ende 2002 mit dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts über das Zuwan-
derungsgesetz. Den meisten Lesern wird das
würdelose Verhalten des Berliner Bürgermeis-
ters Wowereit im Bundesrat im Frühjahr 2002
noch in Erinnerung sein. 

Nach der Bundestagswahl hat Rot-Grün
durch eine Veränderung der Berechnungs-
grundlagen erreicht, dass sie im Vermittlungs-
ausschuss die Mehrheit hatten. Auch dies war
verfassungswidrig. Im Dezember 2004 wurde

die bisherige Regelung aufge-
hoben. 

Der Versuch, Juniorprofes-
suren durch Bundesrecht ein-
zuführen, war ebenfalls ver-
fassungswidrig. Damit wurde
in die Länderrechte unrecht-
mäßig eingegriffen.

In der Frage der Studien-
gebühren wurde auch ver-
sucht, in Länderrechte einzu-
greifen. Sie wurden bundes-
weit verboten. Das Bundes-
verfassungsgericht hat je -
doch diesen Versuch, Bil-
dungszentralismus durchzu-

setzen, gestoppt. Mit dem gleichen Urteil
wurde die bundeseinheitliche Pflicht zur Ein-
führung verfasster „Studierendenschaften“
aufgehoben.

Weitere Klagen gegen mutmaßliche Rechts -
verstöße der Bundesregierung und der sie tra-
genden Mehrheit sind anhängig. So zum Bei-
spiel die Klage gegen den Nachtragshaushalt
2004 und die Verfassungsklage gegen das
neue Luftsicherheitsgesetz.

Was soll man eigentlich von einer Regie-
rung halten, die vom Verfassungsgericht we-
gen Verfassungsbrüchen in Serie ständig kor-
rigiert wird und mit ihren Erlassen (siehe Vi-
sum-Affaire) wohl auch gegen EU-Recht ver-
stoßen hat?

KolumneGZ Luitpold Braun

Bundesregierung 
in ständigen Konflikten mit

der Verfassung

Anzeigen in der
Ihre Ansprechpartnerin:
Viktoria Bertele
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Fax: 08171/80514
Internet: http://www.gemeindezeitung.de
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7. Münchner Tage der Bodenordnung und Landentwicklung:

Ländliche Kommunen - 
ärmer, älter, bunter? 

Diskussion über Perspektiven der Integrierten Ländlichen Entwicklung

„Ärmer, älter, bunter - Zur Zukunft ländlicher Kommunen
und zu den (neuen) Möglichkeiten der Integrierten Ländli-
chen Entwicklung“ lautete das Thema der 7. Münchner Tage
der Bodenordnung und Landentwicklung an der TU Mün-
chen. Gastgeber Prof. Dr. Holger Magel konnte hierzu über
230 Gäste aus nahezu ganz Deutschland und verschiedenen
Nachbarländern willkommen heißen.

Magel appellierte an die „Not-
wendigkeit von Planung und
planerischen Konzepten“. Pla-
nung bedeute bedachtes Ange-
hen von Problemkomplexen un-
ter Beachtung des Faktors Zeit.
Sie sei die notwendige geistige
Auseinandersetzung mit dem
politischen, wirtschaftlichen, so-
zialen und ökologischen Gesche-
hen, der anschließend die Um-
setzung folgen soll. 

Dr. Jürgen Busse, Geschäfts-

führendes Präsidialmitglied des
Bayerischen Gemeindetags, be-
tonte, ein ganz wesentliches, in
der Praxis aber immer noch un-
terschätztes Problem stelle die
demografische Entwicklung ins-
besondere in den ländlichen
Räumen dar. In Bayern ergebe
sich daraus eine Vielzahl von
Fragestellungen, die äußerst dif-
ferenziert betrachtet werden
müssten. Die Gemeinden könn-
ten ihrerseits nur einen Beitrag

entwickeln können.“

Demographischer Wandel

Dass der demographische
Wandel weit reichende Konse-
quenzen für die künftige Sied-
lungsentwicklung hat, darauf
machte Prof. Dr. Paul Gans von
der Universität Mannheim auf-
merksam. Die Folgen für man-
che Aufgabenstellung seien in
vielen ländlichen Kommunen
schon heute stärker zu spüren als
in Großstädten, „da beispiels-
weise die Schließung sozialer
und kultureller Einrichtungen
oder die Aufrechterhaltung der
Netzinfrastruktur aufgrund rück-
läufiger und sich ändernder
Nachfrage in Gebieten mit gerin-
ger Bevölkerungsdichte schwie-
riger als in städtisch geprägten
Räumen aufgefangen werden
kann“, so Gans.

Kommunale
Stadt-Land-Allianzen

Aus der Sicht kommunaler
Stadt-Land-Allianzen beschäf-
tigte sich Claudia Platzöder, Ers-
te Bürgermeisterin der Stadt
Neustadt a. d. Aisch, mit der Fra-
ge, ob die Integrierte Ländliche
Entwicklung die Probleme länd-
licher Gemeinden zu lösen im-
stande ist. Die „Kommunale Al-
lianz NeuStadt und Land“, ent-
standen 2002 aus einem von ge-
genseitigen Eifersüchteleien ge-
prägten Verhältnis zwischen der
Kreisstadt und ihren Nachbarge-
meinden, arbeitet Platzöder zu-
folge heute daran, die jeweiligen
Stärken der Partner gegenseitig
zu nutzen und zu fördern sowie
die erforderlichen Kräfte zu bün-
deln. Für die Zusammenarbeit
von Nachbargemeinden prä-
destinierte Maßnahmen wie der
Radwegebau, ein gemeinsamer
Veranstaltungskalender, die Zu-
sammenarbeit der Bauhöfe,
Kläranlagen und der Feuerweh-
ren sowie die Abstimmung beim
Winterdienst seien bereits er-
folgreich in Angriff genommen
worden.

Bürokratische 
Hindernisse vermeiden

Die Integrierte Ländliche Lö-
sung könne dann Probleme länd-
licher Gemeinden beheben hel-
fen, wenn keine bürokratischen
Hindernisse aufgebaut werden,
wenn nicht jeder Maßnahme ein
unangemessen umfangreiches
projektmanagementgesteuertes
Verfahren vorauszugehen hat
und wenn vor allem auch die

zur Lösung liefern. Im Mittel-
punkt müssten individuelle Lö-
sungsansätze stehen, die die Be-
sonderheiten der einzelnen
Kommune ins Visier nehmen.
Um diese Leitbilder erarbeiten
zu können, sei eine intensive
Einbeziehung der Bürger unum-
gänglich.

Instrumente nutzen

Ausgangspunkt für jede Über-
legung sei eine offene und ehrli-
che Analyse der zu erwartenden
Entwicklung, fuhr Busse fort.
Gerade im Bereich der Infra-
struktureinrichtungen werde
nicht mehr quantitative und qua-
litative Verbesserung im Vorder-
grund stehen, sondern Umbau
und tendenziell sogar Abbau von
teilweise auch lieb gewordenen
Leistungen. Neben einer ver-
stärkten interkommunalen Zu-
sammenarbeit plädierte Busse
schließlich auch dafür, die recht-
lichen Vorgaben für die Gemein-
den stärker instrumental zu ver-
stehen: „Gerade im Bereich der
Regionalentwicklung darf nicht
der Staat Ziele vorformulieren,
die die Gemeinde zu erfüllen hat,
sondern die Gemeinde oder die
gemeindlichen Verbünde müs-
sen aus sich heraus diese Ziele

Bayerisch-österreichische Strategietagung der Agrarminister:

Ländliche Räume stärken!
Landshut - Vitale ländliche Räume sind eine
zentrale Voraussetzung für die erfolgreiche
Umsetzung der Lissabon-Strategie, wonach
die EU zur wirtschaftsstärksten Region der
Welt werden soll. Dies stellte Bayerns Land-
wirtschaftsminister Josef Miller gemeinsam
mit Ministern und Staatssekretären aus 15
europäischen Staaten in der sogenannten
Landshuter Erklärung zum Abschluss der
zweitägigen bayerisch-österreichischen Stra-
tegietagung „Bauern, Märkte, Leben - Visio-
nen für EUROPA 2020“ fest. 

Kernelement und Entwicklungsmotor des
ländlichen Raumes bleibt danach die Land- und
Ernährungswirtschaft mit ihren vor- und nach-
gelagerten Bereichen. Als standorttreuester Wirt-
schaftsbereich bietet sie eine hohe Wertschöp-
fung mit großem Wachstums- und Beschäfti-
gungspotenzial.

Um diese entfalten zu können, müssen die
Rahmenbedingungen der Ökonomie und Ökolo-

gie gleichermaßen Rechnung tragen und soziale
Komponenten berücksichtigen. Notwendig sind
dafür faire Wettbewerbsbedingungen in der EU
und im weltweiten Handel sowie eine angemes-
sene Honorierung für die Erhaltung der Kultur-
landschaft sowie für die Lebensmittelsicherheit
und -qualität. Die Landwirte müssen aber in die
Lage versetzt werden, die sich bietenden vielfäl-
tigen Chancen wie im Sektor Nachwachsende
Rohstoffe einschließlich der Bioenergie sowie
im Dienstleistungsbereich noch besser für Wert-
schöpfung nutzen zu können. Die EU ist aufge-
fordert, dafür günstige rechtliche und wirtschaft-
liche Rahmenbedingungen zu schaffen.

Entscheidend für die Zukunft des ländlichen
Raums ist zudem die Fortführung der ländlichen
Entwicklung mit einem ausreichenden Finanz-
volumen. „Unabhängig davon muss die lähmen-
de Bürokratie spürbar abgebaut und den Betrie-
ben wieder mehr Handlungsspielraum gegeben
werden“, so Miller. ?

Mittel zur Verfügung stehen, um
die Förderung von Projekten
zeitnah zu ermöglichen. Platz-
öder: „Wir stehen heute schon
vor dem Problem, dass für die
im Gebiet unserer Kommunalen
Allianz sehr gut angelaufenen
Dorferneuerungen kein Geld
mehr zur Verfügung steht - für
Verfahren, die dringend notwen-
dig sind, um unseren ländlichen
Raum lebens- und liebenswert
zu erhalten!“

Entwicklungs- 
und Ordnungskonzept

Wie Integrierte Ländliche
Entwicklung in der Praxis aus-
sehen kann, stellte der Regens-
burger Landrat Herbert Mir-
beth dar. Laut Mirbeth war es
aufgrund des hohen Drucks in

den wachstumsstarken Um-
land-Gemeinden unumgäng-
lich, ein Entwicklungs- und
Ordnungskonzept zu erstellen.
Die Gemeinden im Stadt-Um-
land-Bereich sollten weder
„Schlafstädte“ werden, noch
sich als „Baulandreserve“ des
Oberzentrums fühlen. 

Die Ermittlung des Hand-
lungsbedarfs für die überge-
meindliche Abstimmung und
Zusammenarbeit wurde, so Mir-
beth, von den Gemeinden selbst
vorgenommen. Diese Arbeits -
weise habe zu einer aktiven in-
haltlichen Beteiligung und Aus-
einandersetzung geführt. Als
Möglichkeiten der Zusammenar-
beit führte Mirbeth u.a. an:
? Runder Tisch „Landwirt -
schaft und Siedlungsentwick-
lung“ zur Steuerung der Sied-

lungsentwicklung und Sicherung
hochwertiger landwirtschaftli-
cher Flächen im Gäuboden
? Wirtschaftliche Koope-
rationsmöglichkeiten: Räumli-
che Schwerpunktsetzung der
Gewerbeentwicklung; gezielte
Stärkung einer eigengetra-
genen Wirtschaftsentwicklung
? Touristische Kooperationen
zur Profilierung der Flusstäler;
Schaffung von touristischen An-
geboten in den Sequenzen Kul-
tur und Gesundheit.

„Wichtig erscheint mir“, so
der Landrat, „dass die erarbeite-
ten Leitlinien, Ziele und konkre-
ten Maßnahmen nicht abstrakt
bleiben dürfen, sondern gezielt
umgesetzt werden.“ Die Direkti-
on für Ländliche Entwicklung
werde hierzu ein wichtiger Part-
ner sein. DK

Umweltminister Dr. Werner Schnappauf bei oberfränkischer Bürgermeisterkonferenz: 

Neuer Praxisratgeber zum 
Klimaschutz auf kommunaler Ebene

In Bayern wurden im Rahmen der Kommunalen Agenda 21
mehrere hundert vorbildhafte Projekte zum Klimaschutz ge-
startet. Dieses Resümee zog Bayerns Umweltminister Werner
Schnappauf anlässlich der Regionalen Bürgermeisterkonferenz
Oberfranken in Neunkirchen am Brand: „Eine umfassende
Auswahl kreativer Projekte haben wir jetzt in einem Praxisrat-
geber zusammengestellt, der auch andere Kommunen zum Mit-
machen anregen soll. Denn Klimaschutz funktioniert nur, wenn
die Menschen in Städten und Gemeinden mit anpacken und
neue Ideen entwickeln“. 

Dies sei gelebte Umwelt- und
Gesundheitsvorsorge. Als vor-
bildlich hob Schnappauf neben
einer Vielzahl anderer Projekte
die Energieversorgung kommu-
naler Gebäude durch ein Bio-
massekraftwerk in Sauerlach
hervor. Gleiches gelte für das
Modell der sogenannten Bürger-
Solarstromanlagen, bei dem die
Bürger in einigen Kommunen
Anteile an Solarstromanlagen
auf öffentlichen Dächern erwer-
ben können. Schnappauf betonte
auch, dass Bayern sich durch die
aktuelle Windenergie-Studie der
deutschen Energieagentur (dena)
bestätigt sehe: „Gerade im Bin-
nenland gibt es andere, bessere
und günstigere Möglichkeiten,
viel für den Klimaschutz zu tun.
Der großräumige Einsatz der
Windenergie rechnet sich nur an
windreichen Standorten“.

In Bayern wird bei den vielfäl-
tigen Agenda-Aktivitäten ein be-

sonderer Schwerpunkt beim
kommunalen Klimaschutz ge-
setzt. „Durch die „best-prac-
tice“-Beispiele in Bayern be-
kommt das Leitbild der nachhal-
tigen Entwicklung auch auf
kommunaler Ebene ein Ge-
sicht“, so der Minister. 

Best-practice-Beispiele

Insgesamt verfolgt die kom-
munale Agenda 21 einen ganz-
heitlichen Ansatz. Verstärkt soll
Schnappauf zufolge neben der
Umweltvorsorge auch die Ge-
sundheitsvorsorge mit einbezo-
gen werden: „Denn Vorsorgen ist
besser und billiger als Heilen
und Reparieren. Dies erfordert,
Zusammenhänge insgesamt zu
erkennen und zu berücksichti-
gen“. Hier sei die kommunale
Agenda 21 ein wichtiges Mo-
dell, das Bürger, Kommunen
und Unternehmen zusammen-

bringt. Dies gelte es auszubauen,
um den Nachhaltigkeits- und
Vorsorgegedanken durch weitere
Projekte greifbar zu machen und
mit Leben zu erfüllen. Schnapp-
auf sagte zu, die Kommunen tat-
kräftig zu unterstützen, um die-
ses freiwillige Instrument zur
Selbstverständlichkeit zu ma-
chen. So sollen Informationsan-
gebote für die Kommunalparla-
mente, die Begleitung von Mo-
dellvorhaben, Leitfäden sowie
die Unterstützung von Netz-
werken der bürgeraktiven Kom-
munen die Tür für die Kommu-
nale Agenda 21 weiter öffnen.
Auch soll der „Eine-Welt-Ge-
danke“ stärker in den Agenda-
prozess einfließen, um eine en-
gere Kooperation bei Produkten
aus regionaler Herkunft und Pro-
dukten aus fairem Handel zu er-
reichen.

Der Anteil der Agenda-Kom-
munen liegt in Bayern fast dop-
pelt so hoch wie im Bundes-
durchschnitt. Europaweit wurde
mehr als jeder zehnte Agenda-
Prozess in Bayern gestartet.

Ratgeber für Kommunen im
Internet: http://www.bayern.de/
lfu/komma21/bausteine/index_b
austeine.php; weitere Informa-
tionen: http://www.agenda21.
bayern.de. ?

Am 19. und 20. Oktober 2005:
Gemeindetag 

und Kommunale 
in Nürnberg 

Die diesjährige Verbandsta-
gung des bayerischen Gemein-
detags findet am 19. und 20
Okotber 2005 wieder gemein-
sam mit der „Kommunale“  -
Bayerns größte Fachmesse für
Kommunalbedarf - statt. Ange-
sichts der angespannten finanzi-
ellen Situation in den Kommu-
nen sind neue, effiziente Lösun-
gen und Konzepte gefragt, mit
denen Ein-sparungen erzielt
werden können. Wichtiger denn
je ist derzeit für Vertreter von
Städten und Gemeinden der Er-
fahrungsaustausch mit Kolle-
gen. Die Kommunale ist das
ideale Informations- und Dia-
logforum für Bürgermeister,
Geschäftsstellenleiter, aber auch
Stadt- und Gemeinderäte. Paral-
lel zur Fachmesse organisiert
der Bayerische Gemeindetag
zusammen mit dem Verband
kommunaler Unternehmen und
dem Deutschen Städte- und Ge-
meindebund ein umfangreiches
und interessantes Kongresspro-
gramm“. ?



KOMMUNALE PRAXIS  . EDV4 GZ07. 04. 2005

(Fortsetzung von Seite 1)
Städten jedoch die notwendigen
rechtlichen Instrumente. Der
Vorwurf, die Städte seien untätig
gewesen,wird als falsch bezeich-
net. Er vernachlässige ihre Akti-
vitäten in Sachen Verkehrsberu-
higung, Attraktivität des ÖPNV 
und Luftreinhaltung, um nur ei-
nige Beispiele zu nennen. 

Fahrverbote keine Lösung

Die Städte sehen in Fahrverbo-
ten für bestimmte Straßen keine
Lösung, weil Straßensperrungen
den Verkehr nicht reduzieren,
sondern den Verkehr nur behin-
dern oder zu Lasten der Wohn-
quartiere verlagern. Eine „City-
Maut“ ist ebenso wenig geeignet,
weil sie die Luftverhältnisse
nicht flächendeckend verbessern
kann und dem innerstädtischen
Einzelhandel schadet. Die Ober-
bürgermeister fordern daher den
Bund, die Länder und die Auto-
mobilindustrie zum raschen
Handeln auf. 
1. Der Bund muss umgehend
? politisch umsteuern, um die

Gut gerüstet ins Rentenalter
Die Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden wird 65

Der 65. Geburtstag ist für viele ein ganz besonderer Tag, endet
doch damit in aller Regel das aktive Berufsleben und beginnt
der oft lang ersehnte Ruhestand - ein besonderer Grund zur
Freude also! Nun ist auch die Zusatzversorgungskasse der
bayerischen Gemeinden 65 Jahre alt geworden: Am 1. April
2005 vollendete sie ihr 65. Lebensjahr. Doch anders als im Leben
ihrer Versicherten ist an Ruhestand nicht zu denken, denn als
Trägerin der betrieblichen Altersversorgung für mehr als eine
Million Versicherte aus dem öffentlichen und kirchlichen Dienst
zahlt die Zusatzversorgungskasse monatlich mehr als 55 Millio-
nen Euro an ihre Rentner aus - und trägt so maßgeblich dazu
bei, dass der Eintritt in den Ruhestand für ihre Versicherten
auch tatsächlich ein Grund zur Freude bleiben kann. 

Seit ihrer Gründung im Jahre
1940 hat sich die Zusatzversor-
gungskasse der bayerischen Ge-
meinden zur größten kommuna-
len Zusatzversorgungskasse und
- nach der Versorgungsanstalt
des Bundes und der Länder
(VBL) - zur zweitgrößten in
ganz Deutschland entwickelt.

Sicherheit durch Größe

Zuständig für öffentliche und
kirchliche Arbeitgeber in Bayern
und in einem Teil von Rhein-
land-Pfalz betreut die Zusatzver-
sorgungskasse heute ca. 5.300
Arbeitgeber aus dem kommuna-
len und kirchlichen Bereich als
Mitglieder sowie mehr als
181.000 Rentner, 600.000 aktiv
Versicherte und ca. 400.000 bei-
tragsfrei Versicherte, deren Ver-
sicherungsverhältnis zur Zeit
ruht. Mit der zusätzlichen Alters-
und Hinterbliebenenversorgung
für die Arbeitnehmer der kom-
munalen und kirchlichen Arbeit-
geber leistet die Zusatzversor-
gungskasse seit Jahrzehnten ei-
nen wertvollen Beitrag zu deren
finanzieller Altersabsicherung. 

Sicherheit 
im Wandel der Zeit

Auch wenn es paradox klingt:
Versorgung im Alter ist ein im-
mer junges Thema! So haben
sich in all den Jahren ihres Be-
stehens die rechtlichen Grundla-
gen und die Bedingungen für die
Zusatzversorgung immer wieder
erheblich verändert. War zu Be-
ginn eine bloße Ergänzung der
gesetzlichen Rente bezweckt, so
wandelte sich die Zusatzversor-
gung im Laufe der Jahrzehnte
und insbesondere ab dem Jahr
1967 zu einem Gesamtversor-
gungssystem, in dem die gesetz-
liche Rente durch die Leistungen
der Zusatzversorgung bis zu ei-
ner beamtenähnlichen Versor-
gung aufgestockt wurde. Zeit-
weilig mussten sich auch die
Versicherten mit eigenen Beiträ-
gen an der Finanzierung der Zu-
satzversorgung beteiligen. 

Vor ihre bislang größte Her-
ausforderung wurde die Zusatz-

versorgungskasse jedoch im Jahr
2002 gestellt: Durch Tarifvertrag
wurde das bisherige Gesamtver-
sorgungssystem geschlossen und
durch ein kapitalgedecktes Sys-
tem ersetzt. 

Kapitalgedecktes System

Infolgedessen mussten unter
anderem für mehr als 550.000
Versicherte die im bisherigen
System erworbenen Anwart-
schaften zum Stand 1. Januar
2002 errechnet werden. Dies und
viele andere Vollzugsarbeiten
mehr erforderte für annähernd
zwei Jahre einen erheblichen
Mehrarbeitsaufwand inklusive
einer völligen Umstrukturierung
der EDV. Doch letztendlich ge-
lang auch dies und mittlerweile
hat jeder Versicherte eine Mittei-
lung über seine bis zum 1. Januar
2002 erworbenen Anwartschaf-
ten erhalten. 

Seit der Systemumstellung
stellt die Zusatzversorgungskas-
se der bayerischen Gemeinden
ihre Finanzierung von einem
Umlageverfahren in ein kapital-
gedecktes Verfahren um. Nun-
mehr werden die Beiträge der
Arbeitgeber von der Kasse ange-
spart und verzinslich angelegt.
Dies macht die Altersversorgung
weitestgehend unabhängig von
demographischen Entwicklun-
gen und auch insofern noch ein
Stück weit sicherer. 

Mehr Sicherheit 
durch PlusPunktRente

Infolge der demographischen
Entwicklungen und dem künfti-
gen Absinken der gesetzlichen
Rente ist eine betriebliche Al-
tersversorgung wie die der Zu-
satzversorgungskasse in Zukunft
ganz besonders wichtig, um die
Versorgung im Alter sicher zu
stellen. Dennoch wird sich das
Absinken der gesetzlichen Rente
in den nächsten Jahren vielfach
nicht mehr alleine durch eine
Betriebsrente auffangen lassen. 

Deshalb bietet die Zusatzver-
sorgungskasse der bayerischen
Gemeinden ihren Versicherten
seit dem Jahr 2002 auch die

Möglichkeit der weiteren Alters-
vorsorge durch eigene Beiträge
im Rahmen einer freiwilligen
Versicherung - der so genannten
PlusPunktRente - an. 

Freiwillige 
Zusatzversorgung

Hier kommen die Versicherten
im Rahmen einer Entgeltum-
wandlung oder im Rahmen einer
so genannten Riester-Rente in
den Genuss staatlicher Förder-
maßnahmen. Für viele Versicher-
te ist die PlusPunktRente „die
clevere Alternative“, um mit ei-
nem relativ geringen eigenen
Aufwand und einer starken staat-
lichen Förderung eine gute Al-
tersversorgung zu erlangen.
„Sorglos im Alter“ - das wünscht
die Zusatzversorgungskasse
ihren Versicherten.

Auch wenn sich bei der Zu-
satzversorgungskasse der bayeri-
schen Gemeinden alles ums Äl-
terwerden dreht, so ist die Kasse
in all den Jahren doch keines-
wegs „alt“ geworden. Vielmehr
zeigt sie immer wieder durch die
erfolgreiche Bewältigung neu
übernommener Aufgaben ein
stets junges, unternehmungs-
freudiges Gesicht. 

Heute ist die Zusatzversor-
gungskasse der bayerischen Ge-
meinden zusammen mit der ge-
schäftsführenden Bayerischen
Versorgungskammer moderner
Dienstleister und Partner der

Attraktivität des Siedelns und
Pendelns im Umland der Städte
zu beseitigen, so den Autover-
kehr verringern und den Umstieg
auf den öffentlichen Personen-
nahverkehr fördern, 
? die Ausstattung und Nachrü-
stung von Diesel-Fahrzeugen
(Pkw und Lkw) mit moderner
Rußfiltertechnik gesetzlich vor-
schreiben bzw. steuerlich begün-
stigen, 
? eine Rechtsgrundlage dafür
schaffen, dass die Städte in be-
stimmten Stadtgebieten flächen-
deckende Fahrverbote mit der
Ausnahme besonders gekenn-
zeichneter schadstoffarmer Fahr-
zeuge erlassen können. 
Hierzu ist nach dem Vorbild der
früheren Smog-Verordnung eine
Luftreinhalte-Verordnung erfor-
derlich, die Fahrverbote und eine
bundesweite Plaketten-Kenn-
zeichnung für bestimmte schad-
stoffklassifizierte Kraftfahrzeuge
ermöglicht. 
2. Die Länder müssen ihre ab-
lehnende Haltung bei der steuer-
lichen Förderung der Ausstat-
tung von Diesel-Neufahrzeugen

Resolution der ...

Mitglieder und Versicherten für
Fragen der Altersvorsorge. Ins-
besondere an Beratungstagen im
Hause der Arbeitgeber infor-
miert und berät die Zusatzver-
sorgungskasse die versicherten
Beschäftigten in allen Fragen zur
betrieblichen Altersversorgung
und zur freiwilligen Versiche-
rung im Rahmen der „PlusPunkt
Rente“. 

IPE-Award 2004

Dass die Beiträge der Arbeit-
geber und Versicherten bei der
Zusatzversorgungskasse bzw.
bei der Bayerischen Versor-
gungskammer mehr als gut auf-
gehoben sind, zeigt die Aus-
zeichnung mit dem „IPE-Award
2004“: In der durch die interna-
tionale Fachzeitschrift „Invest-
ment&Pensions Europe (IPE)“
ausgerichteten Preisverleihung
konnte sich die Bayerische 
Versorgungskammer gegen nam-
hafte Konkurrenz aus ganz
Deutschland durchsetzten und
erhielt von einer Jury bestehend
aus 70 unabhängigen Invest-
ment- und Pensionsspezialisten
für ihre hervorragenden Leistun-
gen im Kapitalanlagemanage-
ment die Auszeichnung als „Best
Pension Fund Germany 2004“! 

So steht die Zusatzversor-
gungskasse der bayerischen Ge-
meinden nun im Alter von 65
Jahren so da, wie es sich wohl
ihre Versicherten wünschen,
wenn sie in diesem Alter in Ren-
te gehen: Gesund, unterneh-
mensfreudig und gut gerüstet für
die kommenden Jahrzehnte! 

Walter Dietsch

Im Nachgang zur CeBIT:

Nur noch für 
Fachpersonal?

Fachbegriffe erschweren potenziellen Anwendern
zusehends den Umgang EDV-Technologien 

Von Klaus Jamin
Die diesjährige Computermesse in Hannover hat es wieder einmal
gezeigt. Fachleute unterhalten sich mit ihrem Fachchinesisch, in-
teressierte Anwender kennen die Fachbegriffe noch, haben sie
vielleicht sogar in der Zeitung gelesen aber sie können sie nicht
mehr in ihrer Bedeutung interpretieren. 

Das ist schade denn ein Ziel
der CeBIT ist es, interessierten
Anwendern die Informationen zu
bieten, die sie brauchen, um sich
die beste Computerausstattung
zu beschaffen und ihren Wissens-
stand zu erweitern. Ich machte
den Test ließ mich beraten.

Erstes Beispiel bei einem re-
nommierten Computerherstel-
ler: Angeboten wurden laut Hin-
weistafeln Handhelds Options
wie USB Host Cable, Car Air
Carger und ein Screen Protector.
Auf die Frage ob man an diesen
Apparat einen USB 2.0 Flash
Stock anschließen kann erntete
ich nur müdes Lächeln. Statt sich
weiter um einen „älteren Herrn“
zu kümmern, erhielt ein jugendli-
cher Kunde - wohl ein  Schüler -
den Vorzug. Der fragte dann  so-
fort ob der Flash-Speicher gross
genug sei, ob WMA-Dateien ab-
gespielt werden könnten und ob
ein Equalizer enthalten sei. Als
er das LC-Display und die Pixel
erwähnte, habe ich mich leise
verzogen.

Als Nächstes kümmerte ich
mich um die Sicherheit meines
älteren Computers. Ich ließ mir
das Sicherheitscenter einer be-
kannten Software erklären und
stellte fest, dass ich sträflich
leichtsinnig bin, indem ich kei-
nen Firewall verwende.  Außer-
dem hatte ich üersehen einen
„Spam-Killer“ zu installieren.
Hätte ich wirklich wissen müs-
sen, dass der Begriff Frühstücks-
fleisch in Dosen (Spam) heute
für unerwünschte Werbe Mail
benutzt wird? Aber ich habe
mich überreden lassen, die Soft-
ware sofort zu bestellen, denn
man weiß ja nie, von welchen Vi-
ren man befallen werden kann,
und es gibt sogar trojanische
Pferde, die den Computer überli-
sten (habe ich da etwas falsch
verstanden?).

Auf dem Weg zur betriebswirt-
schaftlichen Anwendung infor-
mierte ich mich so nebenbei über
High Performance Communika-
tion mithilfe von blauen Zähnen
(bluetooth) oder sollte man lie-
ber Zinken sagen? Das Lexikon,
das ich dabei hatte, gab leider
nicht genügend her. Auf jeden
Fall scheint dieser Stecker hoch-

interessant zu sein, ich könnte
damit - würde ich ihn einsetzen -
Daten zwischen meinen veralte-
ten PCs drahtlos austauschen,
allerdings bräuchte ich dazu ne-
ben diesen kleinen blauen
Steckern natürlich noch die ent-
sprechende passende Software.
Das habe ich dann doch lieber
nicht gemacht, weil ich nicht ge-
nau weiß, ob mein Computer
drahtlos kommunizieren möchte. 

Endlich war ich dort, wo ich
mich auskannte. Bei den Finan-
zen. Das Finanzplanungspro-
gramm - so versicherte man mir
- nutzt die bekannte „OLAP-
Technologie der MIS AG und
verwendet Microsoft Excel als
Frontend. Eine gewohnte Be-
dienerumgebung verbindet sich
mit hoher Leistungsfähigkeit ...,
Kunden ... können Abschlussda-
ten aus dem Bilanzanalysesys-
tem EBIL als Planungsbasis und
Branchenvergleichswerte zur
Qualifizierung der eigenen Pla-
nungsergebnisse bereitgestellt
werden“.  

Ich hatte mich vorher für die-
ses Gespräch kundig gemacht
und wusste, dass OLAP nichts
anderes heißt als Online Analy-
tical Processing. Das ist eine
Software die eine Analyse von
Daten ermöglicht, die in einer
Datenbank gespeichert sind.
Vor allen Dingen multidimen-
sionale Daten können dabei be-
arbeitet werden. Wichtig ist aus
der technischen Sicht der OLAP
Server, der den Client mit dem
Database Management System
verbindet.

Eigentlich hatte mir das schon
gereicht. Jetzt war ich infor-
miert, im nächsten Jahr jedoch
schicke ich meinen neuen Mitar-
beiter, der frisch von der Fach-
hochschule kommt und sicher al-
le diese Begriffe während seines
Studiums kennen gelernt hat.

Auf der Rückfahrt setzte ich
mich in die DB Lounge im Ser-
vice Center, dachte über Kom-
munikationsmöglichkeiten und
Sprachbarrieren nach, träumte
von Wellness und telefonierte mit
dem Handy mit meinen Kids.

Bei Fragen zu den benutzten
Begriffen fragen Sie bitte nicht
den Autor!

mit Rußfiltern und der Nachrü-
stung der Altflotte von Diesel-
fahrzeugen aufgeben und einer
entsprechenden Änderung der
Kraftfahrzeugsteuer zustimmen. 
3. Der Freistaat Bayern muss
umgehend in den von ihm aufzu-
stellenden Luftreinhalteplänen
den Städten die Möglichkeit ge-
ben, nach örtlicher Entscheidung
Sperrungen für bestimmte Ver-
kehrsarten (Lkw-Durchgangs-
verkehr) vornehmen oder Fahr-
verbote für bestimmte Fahrzeuge
mit hohem Schadstoffausstoß er-
lassen zu können. Die Städte
werden von dieser Ermächti-
gung verantwortungsbewusst
und nur dann Gebrauch machen,
wenn damit eine wirksame Re-
duzierung der Feinstaubbela-
stung im jeweiligen Bereich er-
reicht werden kann. 
4. Die Deutsche Automobilin-
dustrie wird aufgefordert, um-
gehend freiwillig dieselbetriebe-
ne Fahrzeuge serienmäßig mit
Rußfiltern auszustatten und da-
mit endlich nachzuholen, was
bei französischen Automobilher-
stellern seit Jahren Praxis ist.   ?

Vereinfachung kommunaler Aufgaben:

Vernetzung von Geodaten
Schweitenkirchen nutzt GeoService-Portal von E.ON 

Die Gemeinde Schweitenkirchen und der Wasserzweckver-
band Geroldshausener Gruppe nutzen das von der E.ON Bay-
ern AG entwickelte GeoService-Portal. Das innovative System
vernetzt die Geobasisdaten von Vermessungsverwaltung, Be-
zirksregierung und Ministerien mit den lokalen Geodaten und
der vorhandenen Verwaltungssoftware übers Internet. 

Die bereits vorhandenen Infor-
mationen über die kommunale
Infrastruktur wie Bauleitpla-
nung, Raumordnung, Verkehrs-
wege, Biotope, Entsorgungslei-
tungen usw. stehen damit auf
Knopfdruck für Auskünfte und
qualifizierte Entscheidungen in
der gesamten Verwaltung zur
Verfügung.

Kosten reduzieren

Die Gemeinde Schweitenkir-
chen nutzt diesen einfachen Zu-
gang zu vernetzten Geodaten,
um besonders in Zeiten knapper
Kassen die Kosten für eine eige-
ne Datenerfassung zu reduzieren

und die eigenen Verwaltungsvor-
gänge durch die Nutzung von
Geodaten zu optimieren. Den
Aufbau und den Betrieb dieses
gemeindlichen Geodaten-Netz-
werkes übernimmt dabei die
E.ON Bayern-Tochter RDE -
Regionale Dienstleistung Ener-
gie GmbH & Co. KG - als Be-
treiber des GeoService-Portals.

Im Sommer 2004 hatte sich
die Gemeinde Schweitenkirchen
entschieden, alle verfügbaren
Geodaten wie die digitale Flur-
karte, die vorhandene Bauleit-
planung, Straßenkataster, Bioto-
pe, Luftbilder, topografische
Karten, Raumordnungskataster
sowie die analogen Pläne des
Kanalnetzes in ein vernetztes In-
formationssystem zu integrieren.

Albert Vogler, Erster Bürger-
meister der Gemeinde Schwei-
tenkirchen, Dr. Albrecht Schleich,
Generalbevollmächtigter von
E.ON Bayern, und Karl-Heinz
Gerl, Produktmanager der RDE,
unterzeichneten gemeinsam den
Vertrag und stellten das Projekt
der Öffentlichkeit vor.

Mit dem Geo-Informations-
System (GIS) erweiterte E.ON
Bayern sein breites Dienstlei-
stungsspektrum und ermöglicht
allen Kommunen und Landkrei-
sen den schnellen und kosten-
günstigen Aufbau eines gemein-
samen Geodaten-Netzwerkes
mit vielfältigen Synergieeffek-
ten. Interessant ist das GeoSer-
vice-Portal auch für Kommunen,
die bisher selbst CAD- und GIS-
Arbeitsplätze betreiben oder die
Daten von Dritten pflegen las-
sen. Diese lokalen Investitionen
und Dienstleistungsbeziehungen
können weiter genutzt und in die
Gesamtlösung integriert werden.
Geo-Daten sind dann für die ge-
samte Verwaltung, alle politi-
schen Gremien und darüber hin-
aus optional auch für Bürger und
Wirtschaft per Internet nutzbar. ?

CSU-Homepage wurde Testsieger
Als „großes Kompliment und tollen Qualitätsbeweis“ wertet
CSU-Generalsekretär Dr. Markus Söder das Ergebnis der Ver-
gleichsstudie einer Kölner PR-Agentur und der Universität
Münster. Darin wurden die Homepages der fünf großen Partei-
en CDU, CSU, SPD, Grünen und FDP bewertet. Die Seite der
CSU hat dabei als eindeutiger Testsieger abgeschnitten. 

Söder: „Das Ergebnis zeigt
den hohen Stellenwert des Inter-
nets für die CSU. Die CSU will
politischer Service-Anbieter
Nummer Eins im Netz sein. Je-
des Mitglied, aber auch jeder po-
litisch Interessierte soll auf der
CSU-Homepage die Informatio-
nen finden, die er sucht.“

Den Gesamteindruck der Seite
www.csu.de werteten die Tester
als „herausragend gut“. Geprüft
wurden Kriterien wie Benutzer-
freundlichkeit, Gestaltung, Kon-
taktmöglichkeiten und Textqua-
lität. Neben der professionellen
Gestaltung sei bei der CSU vor
allem das Informationsangebot
positiv aufgefallen. Auch die
Orientierung falle den Benutzern
auf der CSU-Seite leichter als
anderswo, so das Urteil der In-
ternet-Experten. Hintergrund der

Studie der Agentur Ofischer und
dem Institut für Kommunikati-
onswissenschaft der WWU
Münster war die inzwischen
zehnjährige Präsenz der großen
Parteien im Internet.

Die Benutzerfreundlichkeit der
CSU-Homepage soll weiter ver-
bessert werden. Söder: „Die CSU
wird ihren Internet-Service noch
stärker ausbauen.“ So werde der-
zeit eine Online-Umfrage ausge-
wertet, an der sich in den letzten
Wochen mehrere tausend Nutzer
beteiligt und ihre Wünsche über
weitere thematische Schwer-
punkte der Seite geäußert haben.
Zudem könnten die Bürger aktu-
ell auf www.csu.de Anregungen
zur Streichung überflüssiger Vor-
schriften machen und sich aktiv
in die Verwaltungsreform in Bay-
ern einbringen. ?
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Präsentation der Urkunde: E.ON-Vorstandsvorsitzender Dr.
Peter Deml (li.) und Umweltminister Dr. Werner Schnappauf.

E-Mails unterwegs:

Das Büro in der Westentasche
Dutzende von unbeantworteten Mails im Posteingang. Im-
mer noch eine Horrorvision all jener, die beruflich viel un-
terwegs sind. Aber eigentlich muss das gar nicht mehr sein.
Denn dank der mobilen Kommunikation kann man sich heu-
te seine elektronische Post dorthin schicken lassen, wo man
sich gerade aufhält. Alle Netzbetreiber bieten heute Möglich-
keiten für ein „mobiles Büro“ an. So kann man etwa seinen
Laptop mit einer Datenkarte ausrüsten und jederzeit online
gehen. Je nach Versorgungsgebiet stehen einem dafür unter-
schiedliche Übertragungsgeschwindigkeiten zur Verfügung:
von GPRS über UMTS bis WLAN.

Wer keinen Computer mit
sich herumschleppen möchte,
kann es auch noch ein Stück
bequemer haben und das Büro
in die Westentasche stecken.
Beispielsweise mit dem Black-
Berry Handheld und dem E-
Mail-Push-Service von T-Mo-
bile. Der Kunde bekommt jede
E-Mail automatisch zugestellt
- auf Geschäftsreisen, beim
Kundenbesuch oder den klei-
nen Fluchten zwischendurch.

Komfortable Ausstattung

BlackBerry-Besitzer lesen
und beantworten ihre E-Mails
fast so komfortabel wie am
Rechner im Büro. Das mobile
Gerät ist zwar von hosenta-
schen-freundlichem Format,
hat aber ein komfortables Dis-
play und eine Volltastatur. So-
gar angehängte Dateien, zum
Beispiel in den Formaten
Microsoft Word, Excel, Po-
werPoint oder Adobe PDF, las-
sen sich auf dem BlackBerry
abrufen und anzeigen. 

Einfache Handhabung

Die Nutzung des E-Mail-
Push-Services von T-Mobile
ist einfach. Einzige Vorausset-
zung ist eine E-Mail-Adresse,

zum Beispiel die bestehende
Firmen- oder eine Privatadres-
se z. B. von T-Online, GMX
oder Strato. Das Gute dabei:
Niemand erkennt, ob der Be-
nutzer gerade im Büro sitzt
oder eine kurze Pause bei einer
Partie Golf macht und sich auf
dem Grün um seine E-Mails
kümmert. 

Schnelle Aktivierung

Der Push-Service wird mit
wenigen Schritten direkt auf
dem BlackBerry aktiviert -
schnell und unkompliziert. Mit
ihm landet jede neu eingehen-
de Nachricht automatisch und
zeitnah auf dem Gerät. Der
Empfänger muss sich um
nichts kümmern und sich nicht
umständlich im Internet ein-
wählen, um neue Nachrichten
abzufragen. So kann für 17,40
Euro im Monat praktisch der
gesamte E-Mail-Verkehr über
den BlackBerry abgewickelt
werden. Denn der BlackBerry
ist immer online, dank GPRS
(General Packet Radio Servi-
ce). Dieser Datenkommunika -
tions-Standard sorgt für die
schnelle Übertragung der E-
Mails auf das mobile Gerät.

Dennoch muss der Benutzer
natürlich nicht jederzeit für al-

le erreichbar sein. Eine Filter-
funktion kann festlegen, dass
nur E-Mails von bestimmten
Absendern unterwegs zuge-
stellt werden. BlackBerry-Nut-
zer sparen nach eigenem Emp-
finden im Schnitt bis zu 40 Mi-
nuten Arbeitszeit pro Tag.

Mehrfachnutzung

Die Nutzung des BlackBerry
von T-Mobile beschränkt sich
nicht nur auf den Empfang und
Versand von E-Mails und
SMS. Das Gerät ist zugleich
eine mobile Büro- und Organi-
sationsstation: Mit dem Tri-
bandgerät telefonieren T-Mo-
bile-Kunden in vielen Regio-
nen der Welt, auch in weiten
Teilen der USA. Ein Internet-
browser ermöglicht den Zu-
griff beispielsweise auf die In-
formations- und Serviceange-
bote in t-zones, dem mobilen
Infotainmentportal oder PDA-
optimierten Webseiten (eine
Linksammlung ist unter www.
pda-surftipps.de zu finden). In-
tegriert sind zusätzlich zahlrei-
che Organizerfunktionen, bei-
spielsweise ein Adressbuch
und ein Terminkalender. 

Automatische Versendung

Für größere Unternehmen
mit eigenem E-Mail-Server
bietet BlackBerry noch mehr
Vorteile: Die BlackBerry So-
lution - die professionelle
E-Mail-Komplettlösung, be-
stehend aus Serversoftware,
Push-Service und BlackBerry
Handheld - schickt Firmen-E-
Mails ganz automatisch auf
das Endgerät. 

Zudem werden Termineinträ-
ge automatisch und mobil mit
dem Büro-PC synchronisiert.
So wird kein wichtiger Termin
mehr verpasst - auch wenn ge-
rade einmal etwas Wichtigeres
zu tun ist. Und fehlt unterwegs
mal eine wichtige Telefonnum-
mer oder E-Mail-Adresse: Mit
der BlackBerry Solution kann
diese direkt vom Firmenserver
abgerufen werden.

Diverse Varianten

Der BlackBerry von T-Mo-
bile ist in verschiedenen Vari-
anten verfügbar: mit Mono-
chrom-Display oder hochauf-
lösendem Farbdisplay. Speziell
für die BlackBerry Solution
bietet T-Mobile ganz neu das
BlackBerry Handheld 7730
Enterprise an, das über ein ex-
tra großes und helles, hinter-
grundbeleuchtetes Farbdisplay
verfügt. ?

Verleihung des E.ON
Bayern-Umweltpreises

Am 26. Juli dieses Jahres verleiht die in Regensburg ansässige
E.ON Bayern AG erstmals den mit insgesamt 250.000 Euro do-
tierten E.ON Bayern-Umweltpreis. Der Preis richtet sich an
Kommunen, kommunale Einrichtungen, Vereine, Kirchen und
Bürgerinitiativen.

Bisher gingen rund 70 Be-
werbungen ein. Beispiele für
eingereichte Projekte sind der
Bau von Naturbädern mit biolo-
gischer Selbstreinigung, Rena-
turierungsmaßnahmen, Ener-
gieeinsparung bei Gebäudere-
novierungen oder das Schaffen
neuer Lebensräume für die hei-
mische Tierwelt. Bis 30. April
2005 können noch Projekte ein-
gereicht werden.

Der Umweltpreis wird laut
E.ON Bayern jährlich verliehen
und soll der Einführung und
Umsetzung innovativer ener-
gie- und umweltschonender
Projekte dienen. Dabei gehe es
um Reduktion des Primärener-
gieverbrauchs, Verminderung

von Schadstoffemissionen, den
Schutz natürlicher Ressourcen
und um ökologisch orientiertes
Bauen. Dr. Peter Deml, Vor-
standsvorsitzender der E.ON
Bayern AG: „Im Fokus stehen
Projekte der Gegenwart und
der Zukunft, die ohne Förde-
rung nicht oder nur sehr schwer
realisierbar sind.“

Das Preisgeld sei zweckgebun-
den für die jeweiligen Konzepte
und Maßnahmen. Die Gesamt-
summe von 250.000 Euro teile
sich auf in einen Top-Preis von
50.000 Euro und zehn Preise von
je 20.000 Euro. Bewerbungsun-
terlagen sind bei E.ON Bayern
oder im Internet unter www.eon-
bayern.com zu beziehen. ?

Standardisierte IT-Systeme:

Fundament für
moderne Verwaltung

Mit Beginn des Jahres traten
für alle bayerischen Staats-
behörden erstmals verbindliche
IT-Standards und -Richtlinien in
Kraft. Damit standardisiert der
Freistaat laut Innenminister
Günther Beckstein konsequent
die IT-Systeme aller Staats-
behörden von der Bürosoftware
über die IT-Sicherheit bis hin
zur elektronischen Verwaltung
von Dokumenten. Eine weitere
Richtlinie zur professionellen
Abwicklung sei bereits in Vor-
bereitung. So werde nicht nur
ein solides Fundament für die
moderne Verwaltung der Zu-
kunft geschaffen, sondern wür-
den auch die IT-Kosten durch
Synergieeffekte gesenkt. ?
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Online-Vergabe:

Kommunen forcieren eVergabe
Für wen rechnet sich die Anschaffung der neuen Technik?

Die eVergabe macht von sich reden: Vor allem für Auftraggeber
der öffentlichen Hand lohnen sich die Investitionen in die dafür
nötige Informationstechnologie, denn sie können erheblich an
Arbeitskosten sparen. Kleine und mittelständische Bau- und
Ausbaubetriebe geraten unter Zugzwang. Sie stehen jetzt vor
der Entscheidung: elektronische Vergabe - ja oder nein? Für
wen lohnt sich eVergabe wirklich?

Kosten- und Zeiteinsparungen
sind die Hauptargumente: Aus-
schreiber stellen zunehmend auf
die eVergabe um. Doch viele
Bau- und Ausbaubetriebe können
oder wollen sich die nötigen In-
vestitionen (noch) nicht leisten.
Auch gibt es vielerorts Bedenken
wegen der Datensicherheit. 

Dateiensicherheit

So gab zum Beispiel ein zum
Thema befragter Baugewerbler
zu bedenken: „Bei der Online-
Vergabe weiß man nie so genau,
wann das jetzt geöffnet wird und
wer Einsicht hat. Die Ergebnisse
könnten schon vor dem Submis-
sionstermin bekannt werden.“
Tatsache ist jedoch: Die Pro-
grammierung verhindert, dass
Dateien vorher geöffnet werden.
Bis zum Submissionstermin hat
nur der Bewerber auf seine ein-
gestellten Unterlagen Zugriff.
Maschinelle Zeitstempel stellen
sicher, dass die Ausschreiber die
Unterlagen nicht vorher einse-
hen können. Auch die Datensi-
cherheit bei der Übertragung ist
gewährleistet: Verschlüsselung,
digitale Signatur, Kennung und
Passwort verhindern die Mög-
lichkeit eines Datenmissbrauchs.

Genau kalkulieren

Ernsthafte Überlegungen soll-
ten Bieter hingegen darüber an-
stellen, ob sich für den Betrieb in
der derzeitigen Situation der
Umstieg auf die eVergabe lohnt.
Für Frank Schmidt, zuständig
für Projektabwicklung von Auf-
zugsneuanlagen bei der Kone
GmbH in München, würde sich
beispielsweise der Wechsel der-
zeit nicht rentieren: „Das Ganze
ist momentan ein einfaches Re-
chenexempel. Die Investitionen
für Grundgebühr, Ausschrei-
bungsdownloads, usw. würden
sich bei uns erst ab circa 25 Aus-
schreibungen im Jahr amortisie-
ren. Die Anzahl an für uns inter-
essanten öffentlichen Ausschrei-
bungen ist begrenzt, so dass wir
momentan nur an ca. 15 Aus-
schreibungen im Jahr teilneh-
men. Deshalb ist eVergabe für
uns im Moment noch nicht wirt-
schaftlich. Wir werden uns aber
in Zukunft nicht davor ver-
schließen.“

Noch zu wenig Anbieter

Auch bei Max Schnitzenbau-
mer, Juniorchef der gleichnami-

gen GmbH, sprechen die Um-
stände derzeit eher gegen die
Online-Vergabe: „ In unserer Re-
gion sind noch zu wenige Anbie-
ter online. Bisher sind es erst ein
bis zwei Architekten und das wä-
re für uns dann noch zu teuer.
Aber wenn es aus unserer Regi-
on mehr Online-Angebote gibt,
werden wir auch umsteigen.“

Und Matthias Regner von der
Projektbau Matthias Regner
GmbH hält es für besser, erst
einmal abzuwarten, wer sich am
Markt etabliert. „Man will ja
nicht bei einem Anbieter sein,
der nach kurzer Zeit wieder vom
Markt verschwindet.“ 

eVergabe setzt sich durch

Franz Payer ist Geschäftsfüh-
rer des Verlages Bayerische
Staatszeitung GmbH. Das Unter-
nehmen bietet sowohl die eVer-
gabe-Plattform Staatsanzeiger
Online Logistik GmbH (SOL)
als auch die herkömmliche Be-
kanntmachung im Bayerischen
Staatsanzeiger an. Der Experte
ist sicher: Die eVergabe wird
sich in der nächsten Zeit durch-
setzen. „Wenn man über die ent-
sprechende technische Ausstat-
tung - also einen leistungsfähi-
gen Computer und ISDN- oder
DSL-Anschluss - verfügt und im
Jahr an mehreren öffentlichen
Ausschreibungen teilnimmt,
sollte man auf jeden Fall so bald
wie möglich einsteigen.“ Argu-
mente für die eVergabe gäbe es
genug, nur müsse man sich da-
mit befassen: „Die meisten Be-
triebe sind so mit dem Tagesge-
schäft beschäftigt, dass ihnen für
strategische Planung kaum Zeit
bleibt. Allerdings kann davon die
Zukunft des Betriebes abhän-
gen.“ Payer versteht zwar, dass
sich der Wechsel zur eVergabe
für manche auf den ersten Blick

scheinbar noch nicht rechnet.
Fakt sei aber, dass der Trend hin
zur elektronischen Submission
unumkehrbar sei. „Und die Be-
fürchtung, dass der gewählte An-
bieter sich plötzlich wieder vom
Markt verabschiedet, ist bei den
inzwischen etablierten Vergabe-
Plattformen unbegründet.“

Einsparung 
von Zeit und Kosten

Die Ernst Hähnlein BauGmbH
hat schon vor einem Jahr die In-
vestition gewagt: Nach einer
Marktsondierung durch verschie-
dene Artikel und einen Vortrag
der Bayerischen Bauakademie
entschieden sie sich für die Onli-
ne-Tochter des Bayerischen
Staatsanzeigers, SOL. Ulrike
Walz, zuständig für die LV-Ein-
holung und -Bearbeitung, hat die
Erfahrung gemacht, „...dass es
auf jeden Fall eine Kosten- und
Zeitersparnis ist. Sonst musste
wegen der Unterlagen immer je-
mand durch die Gegend ge-
schickt werden. Da das jetzt nicht
mehr nötig ist, ist die Kostener-
sparnis schon bemerkbar.“ Dem-
gegenüber habe die Einarbeitung
in das System lediglich wenige
Minuten gedauert, erzählt sie.
„Als ich das zum ersten Mal ge-
macht habe, habe ich mit jeman-
den von der Hotline gesprochen,
der mir alles erklärt hat.“

Nicht mehr in der 
Zeitung blättern

Dass sich durch effiziente On-
line-Vergabe Kosten und Zeit
einsparen lassen, hat sich inzwi-
schen herumgesprochen. Selbst
Unternehmer, die sich bislang
nicht zu einem Wechsel ent-
schließen konnten, erkennen
dies an: „Bei der Online-Vergabe
kann man seine Unterlagen um
7.50 Uhr fertig machen und sie
sind trotzdem noch rechtzeitig
um 8 Uhr bei der Submission“,
meint zum Beispiel Matthias
Regner. Und Frank Schmidt fin-
det vor allem die Suchmaske
praktikabel: „Das würde einem

die Suche schon erleichtern. Im
Moment müssen unsere Office
Service Damen noch den Staats-
anzeiger durchblättern.“

EU, Bund und Land
fördern die Umstellung

Sowohl die EU als auch die
Bundesregierung fordern und
fördern die sukzessive Umstel-
lung von öffentlichen Vergabe-
verfahren auf eVergabe. In ihrem
7-Punkte-Programm gibt die
Bundesregierung unter anderem
den Beschluss bekannt, die Ver-
gabeverfahren aller Bundes-
behörden auf ein elektronisches
Vergabesystem umzustellen.
Auch der Freistaat Bayern for-
ciert die Online-Vergabe. Im
Rahmen des eGovernment-Kon-
zeptes der Bayerischen Staatsre-
gierung sollen im Laufe der
nächsten Jahre möglichst viele
sich dafür anbietende Verwal-
tungsvorgänge online verfügbar
gemacht werden. In seiner Re-
gierungserklärung vom 6. No-
vember 2003 hat Ministerpräsi-
dent Dr. Edmund Stoiber seine
Ziele bis 2008 genannt. Wir wol-
len „sparen, reformieren und in-
vestieren“. ?

Im Interview Franz Pyer, Geschäftsführer Verlag Bayerische Staatszeitung:

Grenzen der eVergabe liegen 
allenfalls in Berührungsängsten

GZ: Unter welchen Bedin-
gungen lohnt sich eVergabe?

Payer: Wichtig für alle Hand-
werker - unabhängig von Be-
triebsgröße oder Branche - ist zu
wissen, dass die EU und die
Bundesregierung die Umstellung
von öffentlichen Vergabeverfah-
ren auf eVergabe forcieren. Mit
den Bestrebungen aus Brüssel,
Berlin und der Bayerischen
Staatskanzlei sind die Vorausset-
zungen für den Einstieg und den
Umstieg auf die eVergabe ge-
schaffen. Die Rahmenbedingun-
gen durch die Behörden sind ge-
geben und können jetzt „mit Le-
ben“ gefüllt werden.

Auch die Privaten stellen um

GZ: Wer sollte besser auf die
Investition verzichten?

Payer:Ich gehe davon aus,
dass nach und nach auch priva-
te Ausschreiber auf eVergabe
umstellen werden. Deswegen
betrifft die eVergabe im Grunde
genommen jeden Bieter, ganz
unabhängig von Branche oder
Betriebsgröße. Höchstens klei-
nere Betriebe, die ihre Dienst-
leistungen oder Produkte aus-
schließlich einer lokal begrenz-
ten Kundschaft anbieten, die
noch nicht mit einer zertifizier -
ten Online-Ausschreibungsda-
tenbank arbeitet, können vor-
läufig auf eine Teilnahme an

der Online-Vergabe verzichten.
Bei der Entscheidungsfin-

dung ist zu berücksichtigen,
dass mit Online-Vergabe dann
die größten Einsparungen mög-
lich sind, wenn das System kon-
sequent angewendet und in den
betrieblichen Ablauf integriert
wird. 

Falls anfangs noch Berüh-
rungsängste bestehen sollten,
kann man sich langsam mit der
neuen Technik vertraut machen
und beispielsweise zunächst ein-
mal nur die Ausschreibungssu-
che online durchführen. 

Überschaubare Kosten

GZ: Welche Kosten fallen an?
Payer: Direkte Kosten für

Software oder ein Plattform-Abo
sind je nach Anbieter verschie-
den. Wird die digitale Angebots-
abgabe gewünscht, fallen Kosten
für eine qualifizierte Signatur-
karte und ein Kartenlesegerät
an. Da liegen die Preise so zwi-
schen 150 bis 200 Euro, je nach
Anbieter. Indirekte Kosten, z.B.
für Arbeitsaufwand, hängen
stark davon ab, welche techni-
sche Ausstattung vorhanden ist
und wie die Computerkenntnisse
der Mitarbeiter aussehen. Das
ist folglich sehr unterschiedlich.   

GZ: Welcher Gewinn an
Kosten und Zeit entsteht dem-
gegenüber?

Payer: Für Städte, Gemein-
den und Handwerker lohnt sich
die eVergabe auf jeden Fall:
Personal wird entlastet, Bear-
beitungszeiten verkürzt und da-
her Betriebskosten eingespart.
Aber auch in der Privatwirt-
schaft werden elektronische Ver-
gabeverfahren zunehmen, weil
auch hier auf die Kosten geach-
tet werden muss, will man wett-
bewerbsfähig bleiben. Insgesamt
können wahrscheinlich im
Durchschnitt 15 Tage pro Jahr
gespart werden. 

PC für 1.500 Euro

GZ: Welche Investitionen in
PC und Internetanschluss sind
notwendig, damit ich effektiv
mit Vergabeplattformen arbei-
ten kann? 

Payer: Ein ordentlicher Com-
puter mit Internetanschluss und
Onlinezugang ist ab ca. 1500
Euro zu haben. Dazu kommen im
Bedarfsfall dann noch die Kos-
ten für die digitale Signatur.

GZ: Wo stößt Online-Verga-
be an ihre Grenzen?

Payer: Die eVergabe ist ein
für alle Beteiligten kostengünsti-
ges Verfahren. Ihre Grenzen lie-
gen allenfalls in den Berüh-
rungsängsten mancher Bieter
und in der noch lückenhaften
technischen Ausstattung man-
cher Betriebe. ?

Die Staatsanzeiger Online
Logistik GmbH (SOL) ist
ein hundertprozentiges In-
ternet-Tochterunternehmen
des Verlages Bayerische
Staatszeitung/Bayerischer
Staatsanzeiger. Im Bayeri-
schen Staatsanzeiger wer-
den seit über 50 Jahren öf-
fentliche Ausschreibungen
bekanntgegeben. 

Im Februar 2004 hat SOL
nach erfolgreicher Prüfung
als erster Anbieter einer
elektronischen Plattform für
Ausschreibungen nach
VOB/ VOL/ VOF das Zerti-
fikat der TÜV Informations-
technik GmbH (TÜViT) er-
halten, das unter anderem
die Nutzerfreundlichkeit
und Rechtssicherheit des
Systems dokumentiert. Seit
Oktober bietet SOL auch die
elektronische Submission
mit digitaler Signatur an.  ?

Weitere Informationen: 

Staatsanzeiger Online Logistik
GmbH Manfred Jahr Pragerstr. 1,
82008 Unterhaching Tel: 089
693907-0, Fax: 089 693907-55
E-Mail: vertrieb@staatsanzeiger-
online.de http://www.baysol.de 

Kone GmbH Frank Schmidt
Bodenseestr. 288, 81243 Mün-
chen Tel: 089 87186-34, Fax:
089 87186-20 E-mail: frank.
schmidt@kone.com; http://www.
kone.com 

Projektbau Matthias Regner
GmbH Dr.-Georg-Schäfer-Str. 2,
93437 Furth im Wald Tel: 09973
8408-0 E-mail: regnermatthias@
web.de 

Max Schnitzenbaumer GmbH
& Co. KG Seidinger Str. 19,
83629 Weyarn Tel:08020 9084-
0, Fax: 08020 9084-20 E-mail:
info@maxschnitzenbaumer.de
http://www.maxschnitzenbau-
mer.de 

Ernst Hähnlein Bau-GmbH
Daimlerstr. 3, 91555 Feuchtwan-
gen Tel: 09852 903-0, Fax:
09852 903-36 E-mail: ehf@ehf-
bau.de http://www.ehf-bau.de ?

Staatssekretär Georg Schmid: 

Standesämter leisten 
hervorragende Arbeit
Einführung eines ePersonenstandsregisters noch offen

„Die bayerischen Standesämter leisten seit langem hervorragen-
de Arbeit. Auch die Qualität der bisher in Schriftform geführten
Personenstandsregister steht außer Frage. Ob und in wie weit
künftig auf eine elektronische Führung der Personenstandsregi-
ster umgestellt wird, prüft derzeit der Bundesgesetzgeber. Ein
entsprechender Gesetzesentwurf ist aber noch nicht im Deut-
schen Bundestag eingebracht, so dass derzeit offen ist, ob und
wie bundesrechtliche Änderungen im Personenstandswesen
Auswirkungen auf die Organisation und die Arbeit der Stan-
desämter in Bayern haben werden“, erwiderte Bayerns Innen-
staatssekretär Georg Schmid auf geäußerte Befürchtungen des
Bayerischen Gemeindetags zur Zukunft der Standesämter.

Schmid erläuterte, dass auf
Bundesebene derzeit an Vor-
schlägen für eine Änderung des
Bundespersonenstandsgesetzes
gearbeitet werde. Angedacht sei
die Einführung eines elektroni-
schen Personenstandsregisters
und die Möglichkeit diese ggf.
auch zentral einzurichten. „Um
bayerische Interessen in das Ge-
setzgebungsverfahren fundiert
einbringen zu können, prüfen
wir - auch unter Einbindung des
Bayerischen Städte- und Ge-
meindetags - derzeit Vor- und
Nachteile solcher Lösungen.
Denn klar ist, dass Änderungen
beim Bundespersonenstandsge-
setz für die bayerischen Bürge-

rinnen und Bürger Vorteile und
keine Nachteile haben sollen.“ 

Zu den Möglichkeiten eines
zentralen elektronischen Regis-
ters wurde im Staatsministerium
des Innern eine Vorstudie durch-
geführt, die sich mit der Mach-
barkeit und den Rahmenbedin-
gungen für den Aufbau eines
zentralen elektronischen Perso-
nenstandsregisters sowie mögli-
chen Alternativen und der damit
zusammenhängenden Frage ei-
ner Umorganisation von Stan-
desämtern befasst hat. An zwei
Projektgruppensitzungen haben
auch Vertreter des Bayerischen
Städtetags und des Bayerischen
Gemeindetags teilgenommen. ?

Landkreis Bamberg 
modernisiert Rechnungswesen

Als erster Landkreis in ganz Oberfranken modernisiert der
Landkreis Bamberg jetzt sein kommunales Rechnungswesen.
Mit dabei sind die Verwaltungsgemeinde Stegaurach und sechs
weitere Gemeinden. Seit Beginn des Jahres wird das alte Rech-
nungssystem (Kameralistik) auf die kaufmännische Buch-
führung (Doppik) umgestellt. 

Damit werden zum einen be-
triebswirtschaftliche Elemente
wie Kosten- und Leistungsrech-
nung und Controlling in den
Kommunen eingeführt. Vor al-
lem soll diese Umstellung aber
für mehr Transparenz und Steue-
rungsmöglichkeiten in Verwal-
tung und Politik sorgen.

Innovationsring

Damit ist der Landkreis Bam -
berg in ein bayernweites Projekt
des Innovationsrings eingebun-
den. Der Innovationsring ist ein
Zusammenschluss von 21 baye-
rischen Landkreisen, die es sich
zum Ziel gemacht haben, das
kommunale Verwaltungswesen
zu reformieren. Von diesen 21
Landkreisen werden 13 in den
kommenden Monaten ihr Rech-
nungswesen modernisieren; dies
wurde bei einem Treffen in Mil-
tenberg beschlossen. Das Projekt
„Doppik“ ist somit das bisher
größte Projekt dieser Art für
Landkreise in Deutschland.

Den Grundstein dafür legte
ein Beschluss der Innenmini-
sterkonferenz der Bundesländer
bereits im November 2003. In

den kommenden zwei Jahren
sollen nun die Landkreise zu-
sammen mit dem Bayer. Innen-
ministerium und dem Bayer.
Kommunalen Prüfungsverband
eine Grundlagen für Vermö-
gensbuchführung, Kontenpläne
usw. erarbeiten.

Vorreiter sind eine Reihe von
Landkreisen in anderen Bun-
desländern. So haben die hessi-
schen Landkreise Darmstadt-
Dieburg und Lahn-Dill-Kreis
bereits 2001 ihr Rechnungswe-
sen umgestellt.

In Bayern ist der Landkreis
Bamberg einer der ersten, die
das Projekt in die Tat umsetzen.
Hier wurde bereits im Dezember
2004 mit einem Grundsatzbe-
schluss des Kreistages einstim-
mig die Weichen gestellt.

Als weiterer Landkreis in Bay-
ern hat der Landkreis Ebersberg
zum 1.1.2005 die Doppik einge-
führt. Der Landkreis Mühldorf
am Inn will zum 1.1.2006 fol-
gen. Auf Kommunalebene haben
bereits die oberbayerischen Ge-
meinden Hallbergmoos und
Putzbrunn sowie die schwäbi-
sche Gemeinde Königsbrunn
umgestellt. ?

Kreisstadt Prenzlau in Brandenburg: 

Ganzheitliches eGovernment
Dass eGovernment auch in Mittelstädten wirtschaftlich effizient
zu betreiben ist, zeigt die brandenburgische Kreisstadt Prenzlau.
In der Stadtverwaltung wird in allen Ämtern ein elektronisches
Informations- und Schriftgut-Management-System sowie ein
Ratsinformationssystem eingeführt. 

Den Auftrag erhielt die Firma
Hans Held mit ihren Produkten
REGISAFE IQ und KomSiD.
Der entsprechende Vertrag wur-
de auf der CeBIT unterzeichnet.
REGISAFE IQ soll stufenweise
in allen Ämtern der brandenbur-
gischen Kreisstadt flächen-
deckend eingeführt werden. Zu
dem Auftrag gehört auch das
Ratsinformationssystem Kom-
SiD sowie eine Lösung zur Ver-
öffentlichung von Dokumenten
im Intra- oder Internet (WebPub-
lisher IQ). Beide Lösungen sind
vollintegriert in REGISAFE. In
dem Informations- und Schrift-

gut-Management-System sind
Dokumente und Akten nach den
gleichen Prinzipien organisiert,
gleichgültig auf welchem Medi-
um sie vorliegen. Dabei wird je-
des papierbasierte Dokument
über einen Barcode eindeutig
identifiziert. Zudem sind in je-
dem Papier- und digitalen Doku-
ment Informationen darüber hin-
terlegt, um welchen Typ es sich
handelt, wo es sich befindet, zu
welchem Vorgang es gehört. Da-
mit ist es nicht nötig, die gesam-
ten Altakten einzuscannen und
künftig alle Dokumente digital
vorzuhalten. ?
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mps gewinnt Doppik-Projekt
Die Gemeinde Griesstätt steigt auf modernste Systeme von mps um

Nachdem der 1. Januar 2005 in den ersten Bundesländern als
Startschuss für die kommunale Doppik galt, zeigen sich kom -
munale Verwaltungen auch in anderen Ländern zunehmend
aufgeschlossen für das neue Buchungssystem. Mit der bayeri-
sche Gemeinde Griesstätt konnte mps public solutions gmbh
nun einen weiteren Kunden für das führende Softwaresystem
mpsNF gewinnen.

Ende Januar wurde mps der
Komplettauftrag für mpsNF
und mpsEM erteilt. Für den Zu-
schlag zur Installation des
Komplettsystems mpsNF war
für die Gemeinde entscheidend,
dass die mps-Software bereits
in Kommunen anderer Bundes-
länder mit der kommunalen
Doppik im „Echtbetrieb“ ist,
und zwar dort durchgängig in
allen Bereichen des Rechnungs-
wesens. Zudem waren die
langjährig guten Erfahrungen
mit mps und den bisherigen
Verfahren ausschlaggebend.

Viele Vorzüge

Griesstätt beschreitet frühzei-
tig den Weg in das neue Finanz-

wesen, obwohl in Bayern politi-
sche Entscheidungen zu Details
noch ausstehen. Die Gemeinde
setzt dabei auf die Vorzüge des
voll integrierten mps-Systems:
einfache Erweiterbarkeit und
flexible Anpassbarkeit an ge-
setzliche Vorgaben.

Vertrauen in Qualität

Die Gemeindeverwaltung be-
gründet den frühzeitigen Um-
stieg in das doppische Rech-
nungswesen mit dem Vertrauen
in die Qualität der neuen mps-
Produkte. Weiterhin könne man
dadurch genügend Freiräume für
eine sorgfältige Vorbereitung mit
eigenen Mitarbeitern ohne Zu-
satzpersonal schaffen. Der Ge-

meinderat Griesstätt und die Ver-
waltung erhoffen sich durch die
Einführung der Doppik u.a., dass
die finanzielle Situation der Ge-
meinde Griesstätt transparenter
gemacht werden kann.

Die Gemeindeverwaltung wird
mit mps-Spezialisten und einem
externen Berater in den näch-
sten drei Jahren die Vorberei-
tungen zum Umstieg auf die
Doppik durchführen.

Vorgehensweise

Beim „schrittweisen“ Um-
stieg auf den doppischen Rech-
nungsstil wird die Verwaltung
zunächst mit dem neuen Sy-
stem mpsNF weiterhin kameral
buchen - und zunächst nur in
Teilbereichen des Rechnungs-
wesens auf kaufmännische Art
arbeiten. Parallel kommen
nach und nach die doppischen
Programm-Module in den Ein-
satz. 

Nach der schrittweisen Ein-

führung der Vermögenserfas-
sung und -bewertung sowie Ko-
sten- und Leistungsrechnung
wird die Gemeinde Griesstätt ab
Januar 2008 die Voraussetzun-
gen geschaffen haben, um
durchgängig doppisch buchen
zu können. 

Vorbildlicher Weg

Für eine kleine Gemeinde mit
der Größe von 2500 Einwoh-
nern schreitet die Verwaltung
beachtenswert wegweisend in
Bayern voran, stringent nach
dem Motto: Wer etwas will,
sucht einen Weg - wer etwas
nicht will, sucht einen Grund.

Exzellentes Know-how

Mit mps setzt Griesstätt auf ei-
nen Partner mit ausgezeichnetem
Know-how in IT-Entwicklung
sowie Verwaltungs- und Be-
triebswirtschaft. Einzigartiger
Vorteil ist zudem die volle Inte-
gration des neuen Systems für
das Einwohnermeldewesen. Auf
Wunsch können Finanz- und
Einwohnerwesen über nur eine
Datenbasis gesteuert werden.  ?

Das Griesstätter Rathaus. ?

Softwarelösung Quadriga-IT: 

Daten zu IT-Ressourcen
automatisch auslesen

Kommunalverwaltungen können sich einen umfassenden
Überblick über die vorhandene Hard- und Software verschaf-
fen, ohne diese manuell erfassen zu müssen: Die Softwarelö-
sung Quadriga-IT bietet mit der Option PCScan die Möglich-
keit, das gesamte Netzwerk zentral gesteuert zu „scannen“ und
dabei eine Fülle von Daten über  PCs, Drucker und aktive
Netzwerkkomponenten auszulesen. 

Um möglichst viele Informa-
tionen zu sammeln,  wertet PCS-
can mit ganz unterschiedlichen
Techniken gleich mehrere Quel-
len aus. Zu den vorhandenen
PCs liefert PCScan unter ande-
rem detailgenaue Informationen
über deren Prozessor, Festplat-
tenkapazität und vorhandene Si-
cherheitsupdates. Auch die auf
den PCs installierte Software
liest PCScan aus. Quadriga-IT
vergleicht  installierte und er-
worbene Softwarelizenzen und
ermöglicht so eine verlässliche
Lizenzkontrolle.

Klare Informationen

Von Netzwerkdruckern kann
PCScan den Zählerstand und To-
nerverbrauch ermitteln, ohne
dass ein Mitarbeiter die betref-
fenden Geräte aufsuchen muss.
Die IT-Abteilung kann auf
Grundlage dieser Informationen
entscheiden, ob und wie lange
der vorhandene Bestand an To-
ner noch ausreicht und gegebe-
nenfalls über das in Quadriga-IT
integrierte Bestellwesen eine
Nachbestellung veranlassen.

Mit PCScan lässt sich ermit-
teln, welcher PC an welcher
Netzwerkdose angeschlossen ist.
Erfolgt nun ein Umzug eines
PCs, kann PCScan dies registrie-
ren. Um den Umzug in Quadriga-
IT abzubilden, reicht es, die von
PCScan ermittelten Änderungen
per Mausklick zu übernehmen.

Komfortable Möglichkeiten

So leistungsfähig eine Soft-
ware zum automatischen Ermit-
teln von PC- und Netzwerkdaten
auch ist, die ausgelesenen Infor-
mationen sind zunächst immer
lückenhaft: Aus ihnen geht bei-
spielsweise nicht hervor, wer
den PC geliefert hat, welche Ver-
träge ihn zum Gegenstand haben
und vieles mehr. Quadriga-IT
bietet komfortable Möglichkei-
ten, die gescannten Daten um
weitere Angaben zu ergänzen.
Mit wenigen Mausklicks ist et-
wa einem PC ein Lieferant, ein
Anwender oder ein Wartungs-
vertrag zugeordnet.

Geeignet auch für
andere Ressourcen

Als „offenes System“, das sich
durch frei definierbare Zusatzfel-
der an unterschiedliche Bedürf-
nisse anpassen lässt, eignet sich
Quadriga-IT auch zur Verwal-
tung von Gegenständen, die
nicht zu den IT-Ressourcen
gehören. In öffentlichen Verwal-
tungen kann die Software als all-
gemeine Inventarverwaltung für
Büromöbel, Einrichtungsgegen-
stände und technisches Gerät ge-
nutzt werden. Beim Einsatz von
Quadriga-IT über die IT-Abtei-
lung hinaus ist es möglich, die
Berechtigungen gezielt so zu
vergeben, dass etwa die für die
Inventarverwaltung zuständigen
Mitarbeiter zwar die Inventarge-
genstände verwalten können, ih-
nen aber der Zugang zu den Da-
ten der IT-Ressourcen verwehrt
bleibt.

Weiterhin bietet Quadriga-IT
eine Schnittstelle zu der von
Quadriga Informatik entwickel-
ten Anlagenbuchhaltung Quadri-
ga-Anlagen, die sich bereits seit
vielen Jahren in zahlreichen In-
stallationen bewährt hat. Damit
bekommt das Rechnungswesen
die Möglichkeit, in Quadriga-
Anlagen die Buchwerte und Ab-

schreibungen der in Quadriga-IT
geführten Anlagegegenstände zu
ermitteln.

Integrierte Lösung

Das Angebot der Firma Quad-
riga Informatik wird durch die en-
ge Zusammenarbeit zwischen
Quadriga-IT und Quadriga-Anla-
gen zu einer integrierten Lösung
für die Anlagenverwaltung, mit
der Kommunalverwaltungen für
die Umstellung des kommunalen
Haushalts- und Rechnungswe-
sens von der Kameralistik zum
kaufmännischen Rechnungswe-
sen mit Doppelter Buchführung
(Doppik) gerüstet sind. 

Kontakt: Quadriga Infor-
matik GmbH, Frankfurter Str.
61, 63067 Offenbach, Tel.:
069.850030-0, Fax -99, Inter-
net: www.quadriga.de, KOM-
COM SÜD 2005, Karlsruhe,
10. bis 12.05.2005, Stand C08. 

Finanzstaatssekretär Franz Meyer:

Elektronischer Verwaltung 
gehört die Zukunft

„Die elektronische Verwaltungstätigkeit soll auf allen Ebenen
ausgebaut werden. Dies bedeutet eine tief greifende Veränderung
der Verwaltungsarbeit. Erforderlich ist eine kooperative, kreati-
ve und aufgeschlossene Zusammenarbeit aller Beteiligten“, stell-
te Finanzstaatssekretär Franz Meyer bei der AKDB (Anstalt für
Kommunale Datenverarbeitung in Bayern) in München fest.

Der rasche Auf- und Ausbau
leistungsfähiger eGovernment-
Strukturen in Bayern sei eines
der zentralen Zukunftsprojekte
der Bayerischen Staatsregie-
rung, betonte Meyer. Die
AKDB sichere hier die wichti-
ge Verbindung zwischen der
Staatsverwaltung und den
Kommunen. 

Ganzheitlicher Ansatz

Die Durchdringung der pri -
vaten Haushalte mit PCs und
Internetzugang würden die Er-
wartungen der Bürger an 
die Verwaltung hinsichtlich
Schnelligkeit, Qualität und
Transparenz steigern. Die Ent-
wicklung hin zur digitalen In-
formationsgesellschaft habe
daher bereits bei den Behörden
Einzug gehalten. Der Begriff
eGovernment sei ein ganzheit-
licher Reformansatz, der alle
Bereiche der öffentlichen Ver-
waltung und der Gerichte um-
fasse. Dabei stehe die Bürger-
freundlichkeit als wesentlicher
Faktor im Mittelpunkt bei der
Erstellung des Gesamtange-
bots.

Guten Ruf festigen

eGovernment biete nach den
Worten Meyers die nachhaltige
Chance, den guten Ruf der
bayerischen Verwaltung in ih-
rer Gesamtheit beim Bürger zu
festigen. Gleichzeitig stelle der
Ausbau der elektronischen
Verwaltungstätigkeit einen
entscheidenden Standortfaktor

für die Wirtschaft im globalen
Wettbewerb dar. eGovernment
sei ein Baustein, die Strukturen
der Verwaltung zu reformie-
ren, zu modernisieren und fit
für die Zukunft zu machen.
Dazu gehöre eine verstärkte
Ressort übergreifende Koordi-
nierung, die durch die Einrich-
tung der zentralen IuK-Leit-
stelle im Innenministerium
und die Einrichtung des IuK-
Fachausschusses im Finanz-
ministerium geschaffen wor-
den sei. 

Handeln abstimmen

Ziel sei, das Verwaltungs-
handeln durchgängig, also
vom ersten Kontakt bis zur ab-
schließenden Regelung, auf
elektronischen Wege für die
Bürger anbieten zu können.
Damit bestünde auch die Mög-
lichkeit, rechtsverbindliche
elektronische Kommunikation
für den Bürger zu öffnen. Hier-
zu und für einen gesicherten
Dokumentenaustausch bedürfe
es allerdings einer elektroni-
schen Signatur. Da die häufig-
sten Kontakte der Bürger und
der Wirtschaft auf kommuna-
ler Ebene stattfinden, müsse
staatliches und kommunales
Handeln abgestimmt und part-
nerschaftlich realisiert werden.
Für den Bürger beziehungs-
weise die Wirtschaft sei in der
Regel keine Differenzierung
möglich, ob es sich beim Ver-
waltungshandeln um ein staat-
liches oder kommunales Auf-
gabengebiet handeln würde. ?

Spracherkennungssysteme:

Deutschland schneidet
besser als die USA ab

Düsseldorf/Bonn/Hannover - Deutsche Sprachforschung ist
Weltspitze und den amerikanischen Systemen deutlich überle-
gen. Diese Ansicht vertritt Professor Dr. Wolfgang Wahlster im
Gespräch mit dem Fachmagazin Teletalk. Wahlster ist ein inter-
national bekannter und anerkannter Experte für Sprachappli-
kationen. Er lehrt im Fachbereich Informatik der Universität
des Saarlandes, leitet das Deutsche Forschungszentrum für
Künstliche Intelligenz GmbH http://www.dfki.de und ist
Schirmherr des Voice Day, der im Oktober 2005 die wichtigsten
Trends bei Sprachapplikationen in Bonn vorstellen wird.

Wahlster wurde 2001 als er-
ster Informatiker mit dem Zu-
kunftspreis des Bundespräsi-
denten ausgezeichnet und ist
das einzige deutsche Mitglied
im Nobelpreiskomitee der Roy-
al Swedish Academy of Scien-
ce. Deutsches Spracherken-
nungswissen - so Wahlster in
der März-Ausgabe des Fachma-
gazins - hat eindeutig das Zeug
zu einem Exportartikel.

Auch wenn Microsoft-Chef
Bill Gates bei einem Roundta-
ble mit Professor Wahlster vor
kurzem betonte, dass die
Sprachtechnologie höchste Pri-
orität genieße, sieht der Voice
Day-Schirmherr doch große
Vorteile für die deutsche Seite:
„Wir haben hierzulande eine
hohe Kompetenz aufgebaut.
Ausschlaggebend war dabei si-
cher auch, dass die deutsche
Sprache, wie übrigens auch Ita-
lienisch, leichter und sicherer zu
erkennen ist als etwa das Engli-
sche mit seinen vielen sehr kur-
zen Wörtern und gleich klin-
genden Polyphonen. Heute ist
die deutsche Forschungsland-
schaft sehr gut aufgestellt, auch
bezüglich europäischer ein-
schließlich osteuropäischer
Sprachen. Besonders für multi-
linguale Anwendungen sind eu-
ropäische Lösungen den ameri-
kanischen deutlich überlegen.“ 

Widerstände sind bald 
kein Thema mehr

Die jüngste Genesys Studie
„Contact Center Realities“
kommt zu dem Schluss, dass bis
Ende 2005 fast jedes dritte
Contact Center Sprachtechnolo-
gie einsetzen wird. 

Wahlster macht im Gespräch
deutlich, dass gewisse Wider-
stände gegen spracherkennende
Anwendungen bald der Vergan-
genheit angehören könnten:
„Viele, auch unter den Entschei-
dern in den Unternehmen, ha-
ben einfach schlechte Erfahrun-
gen mit kontextunabhängigen
Diktiersystemen gemacht. Die
sind zu früh auf den Markt ge-
kommen. Sprachportale dage-

gen bewegten sich in einem li-
mitierten Kontext, ihr Thema ist
eingeschränkt. Ähnlich wie bei-
spielsweise bei einem Radiolo-
gen, der immer gleichartige Be-
funde in ein Formularsystem
diktiert, so etwas funktioniert ja
sehr gut.“ 

Garant für Anonymität

Der Informatik-Professor ver-
weist auf das Auskunftssystem
der Bahn und das Bundesliga-
Portal Berti, das auf dem Voice
Day 2004 ausgezeichnet wor-
den ist. Beide Portale hätten
hervorragende Erkennungs-
raten: „Manager, denen diese
Möglichkeiten einmal demon-
striert werden, reagieren in der
Regel begeistert.“ Für Endkun-
den seien Sprachapplikationen
bei Dating Lines oder bei eini-
gen Bankgeschäften sehr inter-
essant, da sie Anonymität ga -
rantieren. 

Automaten mit Gefühlen

Und Sprachautomaten leisten
sich sogar Gefühle, wenn auch
in beschränktem Maße. Eine
Emotionserkennung kann reali-
sieren, wenn Anrufer über ein
Normalmaß erregt sind. Diese
Kunden können dann an
menschliche Agenten weiterge-
leitet werden, um individuell
auf Zorn oder Erregung einge-
hen zu können. 

Als Hardware-Plattform dient
heute schon ein PDA oder
Smartphone der höchsten Lei-
stungsklasse, um bei der Spra-
cherkennung angemessene Er-
gebnisse zu erzielen. Dass in
der Branche Aufbruchstimmung
herrscht, bestätigt auch Bern-
hard Steimel von der Initiative
Voice Business. „Mit über 350
Teilnehmern hat sich der Voice
Day 2004 schon vom Start weg
als größter Fachkongress für
Sprachtechnologie im deutsch-
sprachigen Raum etabliert. Jetzt
sind die Aussichten besser denn
je, so dass man schon auf den
diesjährigen Kongress im Okto-
ber gespannt sein darf.“ ?
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Was versteht man unter Phisher?
Von Prof. Dr. Klaus Jamin

Stellen Sie sich vor: Sie wollen auf der Internetseite, also der Ho-
mepage ihrer Bankseite, eine Überweisung tätigen und geben da-
zu alle wichtigen Passwörter und Nummern ein. Sie befinden sich
aber auf einer nachgemachten Seite, die nur das Ziel hat, die-
se Nummern einzusammeln. Angreifer und Phisher können
Schwachstellen ausnutzen, um täuschend echt gemachte Seiten im
Netz zu hinterlegen und Passwörter und Kreditkartennummern zu
sammeln. Der Anwender hat kaum eine Chance festzustellen, dass
die Seite gefälscht ist. Insbesondere der bei vielen Dienstleistern zu
findende Hinweis, das Server-Zertifikat auf seine Gültigkeit zu
prüfen, ist hier fast nutzlos. Erst die Anzeige des vollständigen Zer-
tifikats offenbart, dass das Zertifikat zwar gültig ist, aber gar nicht
für das entsprechende Unternehmen ausgestellt wurde. 

Pressetext schreibt u. a. dazu:
„Eine Studie des US-amerika-
nischen Sicherheitsspezialisten
McAfee www.nai.com zeigt eine
deutliche Tendenz weg vom iso-
lierten Computerhacker, der von
seinem Schlafzimmer aus Angrif-
fe auf einzelne Rechner unter-
nimmt, hin zu einer organisier-
ten ‘Cybermafia’, die umfangrei-
che, unsichtbare Netzwerke mo-
bilisiert.“

Ausmaß des
organisiertenVerbrechens

Die Ergebnisse des „Crimio-
logy Reports“ zeigen das Aus-
maß, in dem sich das organisier-
te Verbrechen heute des Inter-
nets bedient. Die Aktivitäten um-
fassen dabei klassische Verbre-
chen wie Erpressung und Schutz-
gelderpressung, Betrug und Dieb-
stahl ebenso wie neue, auf das
Internet beschränkte Machen-
schaften globalen Ausmaßes.
Nach dem Report kauft das or-
ganisierte Verbrechen zuneh-
mend IT-Fachwissen auf dem
hierfür bestehenden Schwarz-
markt ein (IT-Söldnertum), um
online klassische Verbrechen wie
Diebstahl, Schutzgelderpressung
und Betrug zu begehen. Dazu
werden zunehmend traditionelle
Werkzeuge der Gewalt und Ein-
schüchterung gegen Hightech-
waffen des 21. Jahrhunderts ein-
getauscht.

Eindeutige Anzeichen

Nach dem explosionsartigen
Anstieg so genannter Phishing-
Angriffe im vergangenen Jahr
deuten alle Anzeichen darauf
hin, dass der Einsatz von Bot-
Netzen durch das organisierte
Verbrechen zunehmen wird. 

Was ist ein BOT-Netzwerk?
Das Langenscheidt Lexikon
gibt Auskunft: Bot ist ein Wort-
bestandteil, der einen Automa-
tismus bezeichnet: Ein „ans-
wer bot“ reagiert z. B. automa-
tisch auf alle Nachrichten, die

in der Mailbox ankommen; er
informiert etwa darüber, dass
der Adressat der E-Mail gera-
de in Urlaub ist. Die entspre-
chende Software führt die Akti-
on auf dem Internet-Server oh-
ne weiteres eigenes Zutun im-
mer wieder aus 

Bot-Netzwerke bestehen aus
20 bis 30.000 illegal vernetzten
Rechnern. Diese Roboternetz-
werke werden für Angriffe auf
Unternehmen und zu deren Er-
pressungen genutzt. IT-Söldner
vermieten riesige, als „Bots“ be-
zeichnete Computernetze an den
Höchstbietenden, um Schutzgel-
der zu erpressen. 

Spionage anfälliger Netze

Neuerdings werden zuneh-
mend Script-Kiddies (Kiddies =
Jugendliche, Script bezeichnet
Programme oder Teile davon,
die nicht vom Prozessor des
Rechners, auf dem sie installiert
sind, sondern z. B. auf einem
Web-Server ausgeführt werden,
eben dort wo die Homepage ge-
speichert ist) und Hacker einge-
setzt, um anfällige Netze auszu-
spionieren.

Auch der Onlinebetrug mit Ak-
tienkursen wird zunehmend be-
liebter. Dabei kaufen Angehörige
des organisierten Verbrechens
billig Aktien eines Unterneh-
mens auf, verbreiten über das In-
ternet falsche Geschäftsinforma-
tionen, um den Kurs nach oben
zu treiben (Pumping), und dann
schließlich die Aktien zu über-
höhten Preisen (Dumping) wie-
der zu verkaufen.

Die Computer Zeitung vom
31. Januar 2005 berichtet dazu:
„Sicherheit spielt gerade im Jus-
tizbereich mit seiner Fülle an
vertraulichen, personenbezoge-
nen Daten eine große Rolle. Da-
mit Attacken auf die Infrastruk-
tur durch Viren, Würmer oder
Trojaner abgewehrt werden kön-
nen, hat die bayerische Justiz mit
Unterstützung von Unisys ein 
effizientes Patch-Management

(Patch = Flicken für die Repara-
tur) für das Betriebssystem und
die Anwendungen entwickelt.
Dieses ermöglicht innerhalb von
24 Stunden ein netzweites Upda-
te der Server-Client-Systeme.
Das bedeutet: Hat ein Angriff
stattgefunden und sind zum Bei-
spiel Daten verändert worden,
kann der Ursprungszustand wie-
der hergestellt werden. Wurden
Daten ´geklaut´, hilft das aller-
dings nicht.“

Wahrer Fortschritt

Zum Sicherheitsmanagement
gehören auch eine Risikobewer-
tung der Patches (denn in jüng-
ster Zeit wurden von einem
großen Software-Hersteller Pat-
ches angeboten, die mehr zer-
störten als flickten), ihre Über-
prüfung sowie die Aufbereitung
für eine automatisierte Vertei-
lung, die zuerst etabliert werden
musste. Das ist ein wahrer Fort-
schritt, denn früher musste jeder
Nutzer die Flicken selbst instal-
lieren. 

Unerlaubtes Kopieren

Ein weiteres Sicherheitsrisiko
stellt das unerlaubte Kopieren
von Daten aus dem Netzwerk
dar. Dies machen unter anderem
USB-Sticks möglich (da ja keine
Diskettenlaufwerke mehr vor-
handen sein werden). Um das zu
verhindern, den Einsatz von Pe-
ripheriegeräten jedoch zu ge-
währleisten, hat Unisys eine
Spezialsoftware zur kontrollier-
ten Freigabe von USB-Geräten
etabliert.

Das Projekt gilt als das größte
und anspruchsvollste, das die
bayerische Justiz je durchgeführt
hat. Es hat ein Volumen von rund
80 Millionen Euro und läuft bis
2006. Bislang sind rund 6000
der Arbeitsplätze in ganz Bayern
modernisiert, zieht der Leiter 
des Referats für Informations-
und Kommunikationstechnik des 
STMJ, Walther Bredl, eine opti-
mistische Zwischenbilanz. Insge-
samt werden 72 Amtsgerichte, 22
Landgerichte, drei Oberlandes-
gerichte sowie 25 Staatsanwalt-
schaften und das Ministerium
selbst IT-seitig generalüberholt.

Im Ergebnis, so Bredl, sei ei-
ne deutliche Effizienzsteigerung
durch das Projekt zu verzeich-
nen. Die Effizienzsteigerung ist
mit Sicherheit gegeben, ist aber
auch die Sicherheit gegeben?
Warten wir es ab. ?

Bayerische Abfall- und Deponietage 2005:

Neueste Trends der Abfallwirtschaft
Bereits zum sechsten Mal in Folge veranstaltete der Förder-
verein KUMAS in enger Kooperation mit dem Ingenieurbüro
Abfallwirtschaft und Umwelttechnik (A & U), dem Bayeri-
schen Institut für Angewandte Umweltforschung und -technik
(BIfA) sowie dem Bayerischen Landesamt für Umweltschutz
(LfU) die Bayerischen Abfall- und Deponietage 2005 in Augs-
burg. Heuer standen die Zukunft der Getrennterfassung von
Abfällen und die Deponienachsorge im Zentrum der zweitägi-
gen Veranstaltung am Landesamt für Umweltschutz.

Umweltminister Dr. Werner
Schnappauf erwartet, dass die
bayerischen Abfallgebühren
auch in den nächsten Jahren sta-
bil bleiben, möglicherweise so-
gar sinken. Vor mehr als 300
Teilnehmern erläuterte er, dass
die Müllgebühren bereits seit
fünf Jahren gleich geblieben
und mehr als 10 Prozent günsti-
ger als der Bundesdurchschnitt
sind. Schnappauf: „Nachdem
Bayern als eines der ersten Län-
der bereits im Dezember 2004
mit den Firmen Interseroh und
Landbell neben der DSD zwei
Mitbewerber um den ‚Grünen
Punk’ zugelassen hat, könnten
die Müllgebühren stellenweise
sogar noch nachgeben. Denn
Konkurrenz belebt das Ge-
schäft.“ Derzeit zahle eine vier-
köpfige Familie in Bayern mit
168 Euro jährlich 22 Euro weni-
ger als im Bundesdurchschnitt.

Restmüllmenge halbiert

Bayern hat durch die getrenn-
te Sammlung von Abfällen die
Restmüllmenge in den vergan-
genen Jahren von 4,9 Millionen
Tonnen auf 2,4 Millionen Ton-

nen halbiert, die Wertstoffmen-
ge pro Einwohner seit 1990 hin-
gegen von 116 Kilogramm auf
322 Kilogramm nahezu ver-
dreifacht.

Offen für Innovationen

In der derzeit geführten bun-
desweiten Diskussion um die
Zukunft der getrennten Erfas-
sungssysteme erklärte Schnapp-
auf, Bayern sei offen für Inno-
vationen. Allerdings müsse ein
neues System den Nachweis er-
bringen, dass es ökologisch wie
ökonomisch eindeutig besser ist
und flächendeckend zur Verfü-
gung steht. Dieser Nachweis
stehe derzeit bei den diskutier-
ten Systemen noch aus. In ande-
ren Ländern liefen gegenwärtig
Experimente mit der teilweisen
Abschaffung der Getrennt-
sammlung und mit dem Einsatz
neuer Sortieranlagen. Bayern
wolle die Ergebnisse abwarten,
so der Minister, und sich dann
entscheiden.

Wie Walter Hartwig, VIVO
GmbH, Warngau, betonte, ha-
ben sich die Kommunen und ih-
re Spitzen- und Unternehmens-

verbände zur „Zebratonne“(Ge-
meinsame Erfassung von Ver-
packungsabfällen und Restab-
fall) oder auch „Gelben Tonne
plus“ noch nicht generell und
abschließend positioniert. Eine
für alle Gebietskörperschaften
allgemeingültige Haltung werde
es wohl auch nicht geben kön-
nen, weil die Interessenlage der
einzelnen Kommunen nicht ein-
heitlich ist: „Es macht schließ-
lich einen Unterschied, ob eine
Kommune um die Auslastung
ihrer Müllverbrennungsanla-
ge fürchten muss, ob sie ih-
ren Restmüll mechanisch-biolo-
gisch behandelt oder ob sie kei-
ne eigenen Behandlungsanlagen
besitzt.“

Skeptische Kommunen

Die Struktur des Entsor-
gungsgebiets spiele ebenso eine
Rolle wie die praktischen Er-
gebnisse der heutigen Abfall-
trennung. Generell sei auf kom-
munaler Seite jedoch Skep-
sis gegenüber den diskutierten
Neuerungen festzustellen. Um
solchen Überlegungen näher

treten zu können, müssten we-
nigstens folgende Grundvoraus-
setzungen erfüllt sein:

Grundvoraussetzungen

1. Systemänderungen dürfen
nur im Einvernehmen mit der
Kommune erfolgen.

2. Entscheidungen über Sy-
stemänderungen können nur auf
regionaler Ebene getroffen wer-
den. 

3. Eine finanzielle Mehrbela-
stung der Abfallgebührenzahler
muss ausgeschlossen sein. 

4. Der aktuelle Streitfall um
die Papierfraktion, bei der eben-
falls in einem Behälter Abfälle
in kommunaler und privater
Verantwortung gesammelt wer-
den, zeigt sehr deutlich, dass ei-
ne derartige Konstellation eine
Vielzahl schwieriger kartell-
rechtlicher, vertragsrechtlicher
und vergaberechtlicher Fragen
aufwirft. 

5. Schließlich ergibt sich bei
der Mitbenutzung der Restmüll-
tonne z. B. für Leichtver-
packungen auch eine gravieren-
de gebührenrechtliche Proble-
matik. 

Dr. Walter Michale, Abfall-
verwertung Augsburg GmbH,
erklärte, dass weder Müllver-
brennungsanlagen noch Sortier-

anlagen sich den notwendigen
Veränderungen verschließen
können. Allerdings sollte der
Entwicklung, dass immer mehr
Abfälle der öffentlich-rechtli-
chen Andienungspflicht entzo-
gen werden, bei einer eventuel-
len Gemischterfassung dadurch
gegengesteuert werden, dass die
Systemführerschaft der entsor-
gungspflichtigen Kommunen
beibehalten wird.

Anzumerken sei, dass die
Müllverbrennungsanlagen und
Abfallverwertungsanlagen in
Bayern und Deutschland in der
Vergangenheit bewiesen haben,
„dass sie in der Lage sind, neue

Herausforderungen frühzeitig
zu erkennen, Konzepte zu ent-
wickeln und erfolgreich umzu-
setzen“. Dies gelte auch für die
aktuellen Fragestellungen im
Zusammenhang mit der mögli-
chen Änderung der Erfassungs-
systeme.

Beispiel Eggingen

Mit der Verwertung von Rest-
stoffen im Rahmen der Depo-
niestilllegung am Beispiel der
Deponie Eggingen befassten
sich Jürgen Krämer, ECOSOIL
Sanierung GmbH, Ulm, und Ul-
rich Burst, Entsorgungsbetriebe
der Stadt Ulm. Die Planung der
Oberflächenabdichtung der De-
ponie Eggingen, südwestlich
von Ulm gelegen, habe nach
Abwägung auch anderer Lö-
sungsmöglichkeiten zur Ausbil-
dung eines Dachprofiles über
dem Müllkörper und einem
darüber liegenden kombinierten
Abdichtungssystem geführt.

Die für dieses Bauvorhaben
erforderlichen Massen zum
großen Teil aus Abfällen zur Ver-
wertung zu gewinnen, führe zur
Schonung ansonsten einzuset-
zender Primärrohstoffe. Eine zu-
sätzliche Gefährdung oder Bela-
stung der Umwelt durch die Ver-
wertung von Reststoffen werde
ausgeschlossen. Der Bauherr
könne die durch die Rückvergü-
tung erzielten Einsparungen für
weitere Investitionen, im Ideal-
fall für den weiteren Schutz der
Umwelt, verwenden.

Beispiel Gallenbach

Einen Erfahrungsbericht am
Beispiel der Hausmülldeponie
Gallenbach gab abschließend
Wolfgang Huber, Abfallwirt -
schaft & Umwelttechnik GmbH,
Augsburg. Das Deponiezeitalter
geht laut Huber im Jahre 2005
nicht zu Ende. Auch nach Ab-
schluss der Deponie sei noch ei-
ne Vielzahl von Betreuungsmaß-
nahmen erforderlich. Dazu zähl-
ten Instandhaltungs- und Sanie-
rungsmaßnahmen mit Investiti-
onsvolumen von bis zu mehreren
Millionen Euro, die Betriebs-
führung von verschiedenen Anla-
gen (wie z.B. Sickerwasserbe-
handlung, Aktiventgasungsanla-
ge etc.) sowie die regelmäßigen
Kontroll- und Überwachung-
stätigkeiten im Rahmen der Ei-
gen- und Fremdüberwachung.
Nur dadurch sei ein sicherer Be-
trieb der Deponie in der Nachsor-
gephase gewährleistet.

Gravierender Einschnitt

Die Erfahrungen aus der Be-
triebserfahrung der HMD Gal-
lenbach zeigten, dass im Be-
reich des Deponiegases ca. 20
Jahre nach Abschluss mit einem
gravierenden Einschnitt zu
rechnen ist. Nach dieser Zeit sei
auf Grund der rückläufigen
Mengen vermutlich über eine
grundlegende Änderung der Er-
fassung und Behandlung des
Deponiegases zu entscheiden.
Die Ergebnisse im Bereich des
Sickerwassers deuteten auf ei-
nen wesentlich längeren Nach-
sorgebedarf hin. Die bei den
Abfall- und Deponietagen vor-
gestellten Erfahrungen bestätig-
ten auch Erfahrungen auf ande-
ren Deponien. DK

Leerung von Gelben Tonnen. Bild: Thomas Mayer
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Abfallbehandlung auf der IFAT 2005:

Rückenwind für mechanisch-
biologische Verfahren

Die aktuelle Gesetzgebung hat die Rahmenbedingungen für die
Abfallwirtschaft verändert. Insbesondere die mechanisch-biolo-
gische Abfallbehandlung (MBA) hat durch die Abfallablage-
rungsverordnung an Bedeutung gewonnen und wird sich zu ei-
nem Standardbehandlungsverfahren für Restabfall entwickeln.
Auf der IFAT 2005 präsentieren sich System- und Komplettan-
bieter ebenso wie die Hersteller wichtiger Einzelaggregate. 

In Deutschland dürfen ab
dem 1. Juni 2005 keine biolo-
gisch abbaubaren Abfälle mehr
unbehandelt abgelagert werden
- so schreibt es die Abfallabla-
gerungsverordnung vom Febru-
ar 2001 vor. Es gilt also, die 
organischen Bestandteile und
Schadstoffe in den Abfällen zu
zerstören und die anorganischen
Schadstoffe abzutrennen oder
zu immobilisieren. 

Ausgebaute Kapazitäten 

Neben Müllverbrennungsan-
lagen und der Mitverbrennung
aufbereiteter Siedlungsabfälle
in Industrieanlagen bieten sich
hierzu mechanisch-biologische

Abfallbehandlungsanlagen
(MBA) an. Derzeit werden die
Kapazitäten dieser in vielen 
Fällen preisgünstigsten techni-
schen Lösung deutlich ausge-
baut.

Verfahrensvarianten

So berichtete die Länder-
arbeitsgemeinschaft Abfall (LA-
GA) Mitte 2004, dass am Stich-
tag im Jahr 2005 bundesweit
voraussichtlich 46 MBA tatsäch-
lich zur Verfügung stehen wer-
den, weitere 16 Anlagen befin-
den sich noch im Planungsstadi-
um, in der Vorversuchsphase
oder im Ausschreibungsverfah-
ren. Die Gesamtkapazität aller

verfügbaren und geplanten
MBA wird bei rund 6,4 Millio-
nen Tonnen liegen - eine drasti-
sche Steigerung gegenüber der
derzeitigen Kapazität von 1,5
Millionen Tonnen. 

Bei der Entwicklung der me-
chanisch-biologischen Abfall-
behandlung haben sich zwei
Verfahrensvarianten herauskri-
stallisiert: die stoffstromspezifi-
sche Behandlung und die me-
chanisch-biologische Stabilisie-
rung. 

Emissionen unterbinden

Hauptziel der stoffstromspe-
zifischen Behandlung oder End-
rotteverfahren ist die Vorbe-
handlung der Abfälle für eine
umweltverträgliche Ablagerung
auf der Deponie. Um biologi-
sche Abbauprozesse und die da-
mit einhergehenden Emissionen
im Deponiekörper zu unterbin-
den, wird in der Vorbehandlung

ein weitgehender biologischer
Abbau der organischen Abfall-
bestandteile angestrebt. Mecha-
nische Behandlungsstufen tren-
nen heizwertreiche Fraktionen
wie zum Beispiel Kunststoffe
für eine energetische Nutzung
und Metalle für die stoffliche
Verwertung ab. Die biologische
Behandlung erfolgt durch Rotte,
Vergärung oder kombinierte
Verfahren. Beim Einsatz von
anaeroben Verfahren wird Bio-
gas erzeugt, das zur Energieer-
zeugung genutzt werden kann. 

Biogene Bestandteile
weitgehend erhalten

Behandlungsziel der Mecha-
nisch-biologischen Stabilisie-
rungsanlagen (MBS) ist ein
weitgehender Erhalt der bioge-
nen Bestandteile im heizwert-
reichen Stabilat und die Ge-
winnung weiterer verwertbarer
Fraktionen. Zur Verbesserung
der Aufbereitungseigenschaften
werden die Abfälle vor der wei-
teren Aufbereitung biologisch
getrocknet. Nach der Abtren-
nung von Metallen, Inert- und
Störstoffen teilt die an-
schließende trocken-mechani-
sche Aufbereitung die Abfälle
in eine oder mehrere heizwer-
treiche Abfallfraktionen unter-
schiedlicher Qualität auf. Es
werden keine oder allenfalls nur
noch sehr geringe Mengen Se-
kundärabfälle deponiert. 

Vorreiterrolle Deutschlands

Deutschland nimmt bei der
mechanisch-biologischen An-
lagentechnik in Europa eine
Vorreiterrolle ein. So erwartet
die Arbeitsgemeinschaft Stoff-
spezifische Abfallbehandlung
(ASA e.V.) mittelfristig einen
noch intensiveren Wissenstrans-
fer zu den anderen EU-Ländern. 

Auf der IFAT in München
stellen zum einen Systemliefe-
ranten aus, die schlüsselfertige
MBA aus einer Hand anbieten.
Hinzu kommen auch die Her-
steller der vielen benötigten
Einzelaggregate aus den Berei-
chen Zerkleinern, Fördern,
Trennen, Sieben, Sichten, Fe-
/NE-Abtrennung, biologische
Behandlung und Abluftreini-
gung. 

Die IFAT ist die wichtigste
Messeveranstaltung der Welt
für Umwelt und Entsorgung:
Wasser, Abwasser, Abfall und
Recycling. Mit 2.042 Ausstel-
lern aus 39 Staaten sowie
97.245 Fachbesuchern aus 121
Ländern präsentierte sich die
Veranstaltung im Jahr 2002 mit
neuen Rekordzahlen. Die IFAT
2005, die vom 25. bis 29. April
2005 in München stattfindet,
bietet ein attraktives Ausstel-
lungsprogramm: Innovative Bran-
chenlösungen und den neuesten
Stand der Technik zur Umset-
zung praxisorientierter, wirt-
schaftlicher Lösungen sowie ein
breites Angebot an qualifizier-
ten Dienstleistungen im Bereich
der Wasser-, Abwasser- und Ab-
fallwirtschaft mit zahlreichen
attraktiven Informationsveran-
staltungen. ?

20’’ Containermodul für die Abwasserreinigung in Feldlagern. ?

A3 Abfall-Abwasser-Anlagentechnik GmbH:

Moduldesign weiter verbessert
Gelsenkirchen. Die A3 Abfall-Abwasser-Anlagentechnik GmbH,
Gelsenkirchen, stellt auf der diesjährigen IFAT die neue Baureihe
Ihrer MAXFLOW Module vor. Durch den Einsatz neuer, innova-
tiver Materialien und Fertigungsschritte wurde das herausragen -
de Modulkonzept weiter verbessert. Die neue Baureihe setzt hin-
sichtlich der Filtrationsleistung, des Energieaufwands, der Stand-
zeit sowie der chemischen Beständigkeit neue Maßstäbe und dies
zu einem Preis, der überraschen wird. 

Das kompakte und robuste
MAXFLOW Membranmodul
kommt in den Bereichen der
Wasseraufbereitung und Ab-
wasserbehandlung zum Einsatz.
Als getauchtes Mikro- oder Ul-
trafiltrationsmodul wird die
Technik zum Beispiel zur platz-
sparenden Reinigung von kom-
munalen und industriellen Ab-
wässern, zum Teil mit Wasser-
wiederverwendung, eingesetzt. 

Bessere Reinigungsleistung

Die Reinigungsleistung der
sog. MBR-Technik (Membran-
bioreaktor) ist deutlich besser
als die herkömmlicher Verfah-
ren. Der Ablauf aus dieser Art
Anlagen ist frei von Feststoffen
und entspricht ohne weitere Be-
handlung in der Regel der EU-
Badegewässerrichtlinie. Dabei
reicht das Anwendungsspek-
trum von kleinen Hauskläranla-
gen mit vier Einwohnerwerten,
bis hin zu großen kommunalen
Anwendungen mit mehreren
Tausend angeschlossenen Ein-
wohnern.

Anwendungsspektrum

Ein interessantes Anwen-
dungsfeld ist die Verwendung
des Verfahrens in containerisier-
ten Kläranlagen, die bereits im
Herstellerwerk anschlussfertig
hergestellt werden. Die genorm-
ten Überseecontainer können
mit allen Containertransportme-
dien einfach und kostengünstig

an ihren jeweiligen Einsatzort
verbracht und schnell in Betrieb
genommen werden. 

Bundeswehr als Anwender

Auch die Bundeswehr ist be-
reits Anwender dieser Contai-
nerklärtechnik. Das Bundesamt
für Wehrtechnik und Beschaf-
fung, Koblenz, hat die A3 Ab-
fall-Abwasser-Anlagentechnik
GmbH damit beauftragt, eine
mobile Abwasserbehandlungs-
anlage nach diesem Verfahren
in einem 20’’ Container zu ent-
werfen und zu bauen. Die Anla-
ge kann die Abwässer von 300
Soldaten soweit aufbereiten,
dass der Ablauf der Anlage di-
rekt vor Ort eingeleitet oder ver-
sickert werden kann. Durch die
Verwendung des 20’’ Container-
konzeptes ist die Anlage jeder-
zeit weltweit und mit nahezu
jedem Transportmittel zu ver-
frachten. Einsetzbar ist die
Technik bei Umgebungstempe-
raturen von -32°C bis +49°C. 

Ziviler Bereich

Im zivilen Bereich wird die-
ser Anlagentyp in Baugrößen
bis 2.000 Einwohnerwerten ein-
gesetzt. So reinigt zum Beispiel
die LINEG zukünftig das Ab-
wasser von 2.000 angeschlos-
senen Einwohnern auf ihrer
Kläranlage Xanten-Vynen mit
Containerklärmodulen aus dem
Hause A3. Der modulare Auf-
bau gestattet umfangreiche Er-

weiterungsmöglichkeiten. Das
ist insbesondere für industri-
elle Anwender von großer Be-
deutung. Informationen zu die-
sem Verfahren und zu den
MAXFLOW Membranmodu-
len sind direkt beim Hersteller
erhältlich. Die Firma A3 Abfall-
Abwasser-Anlagentechnik ist
auf der IFAT auf dem Stand
117/216 in der Halle B1 vertre-
ten.

Firmenprofil

Die A3 Abfall-Abwasser-An-
lagentechnik GmbH wurde
2000 als Unternehmen der He-
se-Unternehmensgruppe ge-
gründet. Eigentümer sind die
Maschinenfabrik Ernst Hese
GmbH, Dipl.-Chemiker Jürgen
Kanitz und Dipl.-Biologe Ul-
rich Brüß. 

Als Beratungs-, Planungs-
und Entwicklungsgesellschaft
in den Bereichen Wassergewin-
nung, Abwasserreinigung und
Abfallaufbereitung unterstützt
die A3 Kunden aus Wirtschaft,
Industrie und Verwaltung bei
der Lösungsfindung und -um-
setzung Ihrer Umweltaufgaben.
Durch die Verknüpfung von in-
novativen Planungsideen mit
der Erfahrung eines internatio-
nal tätigen Anlagenbauers prä-
sentiert die A3 Lösungen, die
sich durch einen hohen Innova-
tionsgrad und wirtschaftliche
Umsetzbarkeit auszeichnen. 

Modulproduktion

Ein Fokus der Tätigkeiten im
Wasser- und Abwasserbereich
liegt auf der Produktion von
Mikro- und Ultrafiltrationsmo-
dulen, die in verschiedensten
Anwendungen eingesetzt wer-
den können. Der Einsatz als ge-

tauchte Filtrationsmodule in
Abwasserreinigungsanlagen
jeder Größe ist ebenso Einsatz-
fall, wie die Filtration von
Oberflächenwasser und die pro-
duktionsintegrierte Filtration
zur Rückgewinnung von Wert-
stoffen.

Verkürzte Nachsorge

Im Bereich Abfall bietet die
A3 ein Verfahren zur Aerobisie-
rung von Abfalldeponien an.
Durch den Einsatz dieses Ver-
fahrens werden die Nachsorge-
zeiten extrem verkürzt. Somit
wird eine kostengünstige Alter-
native zur konventionellen
Nachsorge geboten. In beiden
Bereichen ist die A3 Inhaberin
verschiedener Patente. ?
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Fachtagung des Landesamtes für Umweltschutz:

„Deponien - auch nach
2005 notwendig“ 

Seit Inkrafttreten der TA (Technische Anleitung) Siedlungsab-
fall ist bekannt, dass spätestens ab 1. Juni organisch belastete
Abfälle nicht mehr behandelt abgelagert werden dürfen. Da
dies mehr oder weniger einschneidende Veränderungen der
abfallwirtschaftlichen Landschaft mit sich bringen wird, ver-
anstaltete das Bayerische Landesamt für Umweltschutz in
Augsburg eine Fachtagung zum Thema „Deponien - auch nach
2005 notwendig“. 

Josef Giglberger vom Lan-
desamt für Umweltschutz war-
tete eingangs mit einigen Eck-
daten auf: Die Kapazität der
bayerischen Hausmüllverbren-
nungsanlagen betrage 2,9 Mio.
Mg/Jahr. In Bayern fielen der-
zeit rund 2,4 Mio. Mg/Jahr an
Restmüll aus Haushaltungen an.
Von den Gewerbeabfällen wür-
den derzeit ca. 400.000 Mg/Jahr
in Hausmüllverbrennungsanla-
gen verbrannt und ca. 270.000
Mg/Jahr gingen in Zementwer-
ke. Rund 280.000 Mg/Jahr gin-
gen derzeit als Abfall zur Ver-
wertung andere Wege, überwie-
gend außerhalb Bayerns.

Anlagenkapazität

Die in Bayern vorhandene
Anlagenkapazität ist nach
Giglbergers Ansicht ausrei-
chend, den Restmüll aus Haus-
haltungen sowie die derzeit zur
energetischen Verwertung an-
genommenen Gewerbeabfälle
zu verarbeiten. Sie wäre nur
bedingt ausreichend, wenn zu-
sätzlich die derzeit in andere
Länder abwandernden Gewer-
beabfälle zur Verwertung voll-
ständig aufzunehmen wären.
Ein Rückfluss dieser Abfälle
sei jedoch nicht abzusehen.

Werbung für den
Weiterbetrieb

Christian Daehn, LfU Außen-
stelle Nordbayern, machte Wer-
bung für einen Weiterbetrieb
von Deponien, „wenn dies sinn-
voll möglich ist“. Schließlich
werde es auch künftig Stoffe ge-
ben, die man weder (weiter-)be-
handeln noch sinnvoll verwer-
ten kann und die dann gesichert
abgelagert werden müssen. Bei
einer optimalen Zusammenar-
beit der Deponiebetreiber er-
scheint es laut Daehn zumindest
mittelfristig möglich, die Ent-
sorgungssicherheit auch ohne
größere Ausbauten oder die
Ausweisung neuer Deponie-
standorte sicherzustellen.

Bei den Gebietskörperschaf-
ten, die nach derzeitigem Stand
nicht mehr über Volumen
der Deponieklasse II verfügen,
dürfte es nicht zu gravierenden
Entsorgungsengpässen kom-
men, wobei die Transportentfer-
nungen in einigen Fällen aller-
dings erheblich sein dürften.
Gebietskörperschaften ohne ei-
genes Deponievolumen sollten
sich jedoch schleunigst um ent-
sprechende Partner bemühen.
Mittelfristig, so Daehn, dürfte
sich die Anzahl von Deponien
aller Klassen weiter verringern.
Ein Anlass, diese Entwicklung
noch weiter zu forcieren, beste-
he nicht. 

Sinnvolle Reserve

Schon aufgrund der Unsi-
cherheiten bei den künftigen
Ablagerungsmengen erscheine
eine gewisse Reserve an Depo-
nievolumen durchaus sinnvoll,
fuhr Daehn fort. Gerade weil
schwer abzuschätzen sei, wel-
che Mengen an Schlacken oder
kontaminierten Böden künftig
auf den bayerischen Deponien
zur Ablagerung kommen wer-
den und man zudem durch die
Anforderungen für die Depo-
nieklasse I auch mit einem
Rückgang bei den bisherigen
„Bauschuttdeponien“ rechnen
muss, sollte auch längerfristig
nutzbares Volumen für die De-
ponieklasse I nicht aufgegeben
werden. Auch nach 2005 wür-
den Deponien benötigt.

Hohes technisches Niveau

Peter Bothmann von der Lan-
desanstalt für Umweltschutz,
Baden-Württemberg, betonte,
die neuen Verordnungen (Depo-
nieverordnung und Abfallabla-
gerungsverordnung) beließen
den Stand der deutschen Depo-
nietechnik grundsätzlich auf ho-
hem Niveau. Er prognostizierte,
„die zeitlich begrenzten Mög-
lichkeiten zur Kostenein-
sparung bei Oberflächenabdich-

tungen werden weitgehend ge-
nutzt werden, daher werde die
jeweilige ‚Sparversion’ von
Standort zu Standort verschie-
den und nicht unbedingt sehr
billig sein“.

Sinnvolle
Zwischenabdichtung

Für den Weiterbetrieb von
Altdeponien als Klasse I-Depo-
nien sei die Zwischenabdich-
tung zum Altteil gefordert.
Technische Lösungen seien vor-
handen, wenn auch nicht ein-
fach zu realisieren. Für den
Weiterbetrieb von Altdeponie
als Klasse II-Deponien sei
ebenfalls die Zwischenabdich-
tung zum Altteil sinnvoll, insbe-
sondere dann, wenn das Sicker-
wasser aus dem Neuteil ohne
große Reinigungsmaßnahmen
entsorgt werden kann. 

Wirtschaftsplanung

Durch eine Deponiewirt-
schaftsplanung will das Land
Baden-Württemberg Bothmann
zufolge den Betreibern helfen,
ihre Deponien auch in Zukunft
wirtschaftlich zu betreiben. Im
Rahmen der Fortentwicklung
dieser Planung gemeinsam mit
den Betroffenen werden auch
Hilfen zur Umsetzung der bei-
den neuen Verordnungen und
zum Weiterbetrieb geeigneter
Altdeponien gegeben.

Qualitätsmanagement
erforderlich

Karl Drexler, LfU, unterstrich
seinerseits die Notwendig-
keit von Qualitätsmanagement.
Dies sei gerade bei einem
„Ewigkeitsbauwerk“ notwen-
dig, „denn Fehlstellen an der
Basisabdichtung lassen sich in
den seltensten Fällen reparieren,
und wenn, dann mit hohem
Aufwand“. Auch im Hinblick
auf die Diskussion, wann eine
Deponie aus der Nachsorge ent-
lassen werden kann, seien die
Dokumentationen der Bauteile
ein wichtiger Bestandteil, unter-
strich Drexler. 

„Beispiele für Nachfolgenut-
zungen auf Deponien“ stellten
Christian Daehn und Reiner
Schultheiß, beide LfU, Außen-
stelle Nordbayern, vor. während

bei der Deponie Arnshausen 
im Landkreis Bad Kissingen ei-
ne „herkömmliche Rekultivie-
rung“ mit Grasbewuchs vorge-
nommen worden sei, werde die
Deponie Leichendorf im Land-
kreis Fürth für Erholungs- oder
Freizeitzwecke genutzt. 

Teil eines „Funparks“

Inzwischen ist die Deponie
Teil eines „Funparks“ der Firma
playmobil geworden. Photovol-
taikanlagen wurden auf den De-
ponien Erbenschwang (Land-
kreis Weilheim-Schongau) und
Atzenhof (Landkreis Fürth) ge-
baut. Auf der Deponie in Mün-
chen befindet sich wiederum ei-
ne Windkraftanlage. Deponie-
flächen können schließlich auch
als Lager oder Parkplatz genutzt
werden - so auf der Deponie
Blumenrod bei Coburg. 

Nachfolgenutzung

Deponien sind laut Daehn
und Schultheiß „sicherlich nicht
der einfachste und ideale Bau-
grund“, trotzdem gebe es Fälle,

in denen eine Nachfolgenut-
zung möglich ist, „wobei dies
aber meistens mit einem Mehr-
aufwand gegenüber der „Re-
gelrekultivierung“ verbunden
sein dürfte. Die Wirtschaftlich-
keit müsse sich also aus der
Nachfolgenutzung oder einer
Einsparung an anderer Stelle
ergeben.

Erleichterungen

Die Tatsache, dass künftig
kein unbehandelter Hausmüll
mehr abgelagert werden darf,
werde in der Zukunft die Nach-
folgenutzung von Deponiestand-
orten erleichtern, weil es we-
sentlich weniger Probleme mit
Deponiegas oder Setzungen ge-
ben dürfte. Sicherlich werde es
schwierig sein, Deponien, bei
denen eine intensive Nachfolge-
nutzung erfolgt, aus der Nach-
sorge zu entlassen. Die weitere
Nutzung eines Standortes sollte
aber auch dazu führen, dass die
Bereitschaft erhöht wird, die
notwendigen Maßnahmen im
Rahmen der Nachsorge durch-
zuführen. DK

Terminhinweis:

GAB-Altlasten-
Symposium am
6. und 7. Juni
Die Gesellschaft zur Alt-

lastensanierung in Bayern
mbH (GAB mbH) lädt am
6. und 7. Juni zum Altla-
stensymposium in die Max-
Reger-Halle nach Weiden
ein. Zentrale Themen der
Veranstaltung werden u.a.
sein:
? Altlasten- und Boden-
schutzrecht, Kostentragung
und Finanzierung
? Flächenrecycling, Ent-
wicklung von Konversions-
flächen
? R ü s t u n g s a l t l a s t e n :
Sprengstoffe, Kampfstoffe
und deren Bewertung
? Altablagerungen: Ge-
fährdungsabschätzung,
Maßnahmen zur Gefahren-
abwehr
? Natürliches Reinigungs-
vermögen, innovative Sa-
nierungsverfahren

Einen vertiefenden Pra-
xisbezug soll die Exkursion
zum benachbarten Trup-
penübungsplatz Grafen-
wöhr bieten. Das Tagungs-
programm kann seit März
auf der Homepage der
GAB mbH - www.altla-
sten-bayern.de - abgerufen
werden. Wie in den Vorjah-
ren wird auch Unterneh-
men und Behörden die Ge-
legenheit geboten, sich im
Rahmen des Symposiums
zu präsentieren. Für Infor-
mationen steht Peter Bach-
huber, Tel.: 089/447785-0
zur Verfügung. DK

Auflagen für Remondis
bvse: Richtige Signale für den Wettbewerb

aber noch nicht am Ziel

Die Entscheidung des Bundeskartellamtes, der Übernahme der
RWE Umwelt AG durch die Remondis AG (Ex-Rethmann-
Gruppe) nur unter strengen Auflagen zuzustimmen, wird vom
bvse-Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.V.
im Ergebnis weiterhin skeptisch beurteilt. 

„Obwohl wir im Kartellver-
fahren einiges zum Schutz des
Wettbewerbs erreicht haben,
sind wir nicht am Ziel“, bewer-
tete bvse-Hauptgeschäftsführer
Hans-Günter Fischer die Ent-
scheidung des Kartellamtes zu
RWE/Remondis. 

Intensive Prüfung

„Die Auflagen sind zwar rich-
tige Schritte und Signale zum
Schutz des Wettbewerbs“, so
Fischer, doch gingen die Ein-
schränkungen für den Zusam-
menschluss „nicht weit genug“.
Der bvse werde daher die Ent-
scheidung innerhalb der Frist
von vier Wochen „sehr intensiv
zu prüfen haben. Wir müssen
uns als Anwalt des Mittelstan-
des hier vorbehalten, nötigen-
falls Beschwerde vor den Ge-
richten einzulegen“, so Fischer.

Übernahmekarussell

Es sei „am Horizont klar er-
kennbar, dass mit dieser Mega-

fusion nun das „Übernahmeka-
russell erst richtig in Schwung“
komme. Der bvse rechnet mit
„erheblichen langfristigen Struk-
turverwerfungen“ im Entsor-
gungsmarkt.

Zunehmende Tendenz
zur Konzentration

„Völlig zu Recht“ habe Kar-
tellamtspräsident Ulf Böge bei
der Bekanntgabe der Entschei-
dung unterstrichen, dass er mit
Sorge die zunehmende Konzen-
trationstendenz in der Entsor-
gungswirtschaft betrachte. Böge
wies auch daraufhin, dass zahl-
reiche Entsorgungsmärkte eine
Tendenz zur Oligopolisierung
aufwiesen, die durch die zahl-
reichen Verflechtungen inner-
halb der Branche gefördert wer-
de.

„Nährboden für
Monopolbildung“

Diese Tendenz innerhalb der
Branche bezeichnete Fischer als
„Nährboden für Monopolbil-
dung“. Der bvse begrüße daher
nachdrücklich die Zusage von
Präsident Böge, der ausgeführt
hatte, das Kartellamt werde
„dieser Entwicklung auch wei-
terhin im Rahmen seiner gesetz-
lichen Möglichkeiten entgegen-
wirken.“

Erdrückende Marktmacht

Fischer wies darauf hin, dass
z.B. in NRW bei Restmüll 
ein Duopol mit erdrückender
Marktmacht bestehe und Re-
mondis als Betreiber von Müll-
verbrennungsanlagen kleineren
Firmen „über extrem hohe Prei-
se“ schaden könne. „Wettbe-
werber könnten gezielt aus dem
Markt gedrängt werden“, warn-
te Fischer. 

Ausgangsmodell

Der bvse erneuerte in diesem
Zusammenhang die Forderung
des bvse nach einer Regulie-
rungsinstitution zur Schaffung
von echtem Wettbewerb in die-
sem Bereich. Der bvse treffe
mit diesem Vorschlag auf „stei-
gende Akzeptanz in den Fach-
kreisen“. Als Ausgangsmodell
könnten die Erfahrungen aus
dem Bereich der Telekommuni-
kation dienen. ?

GSB-Neustrukturierung:

Weiter nach
Plan

Die Neustrukturierung
der GSB läuft weiter nach
Plan und in Abstimmung
mit der Belegschaft, insbe-
sondere die Abwicklung
des Standorts Schwabach.
Dieses Fazit zog Umweltmi-
nister Werner Schnappauf
auf der dritten Sitzung des
Politischen Beirats zur Neu-
strukturierung der GSB in
Baar-Ebenhausen. Ein Kon-
zept für die Folgenutzung
des Schwabacher Geländes
sei bereits in Auftrag gege-
ben. In den kommenden Jah-
ren wird die Konsolidierung
der Gesellschaft bei gleich-
bleibend hohen Sicherheits-
standards fortgeführt. Bereits
in den letzten Jahren hatte
sich die Betriebssicherheit
der GSB kontinuierlich ver-
bessert. So war die Zahl der
emissionsrelevanten Ereig-
nisse (Grenzwertüberschrei-
tungen und Sicherheitsaus-
lassöffnungen) von 337 im
Jahr 1996 auf 11 in 2003
zurückgegangen. In 2004
kam es lediglich zu 8
Störungen. 

Der Politische Beirat hat-
te auch über Grundsatzfra-
gen der künftigen Sonder-
abfallentsorgung in Bayern
diskutiert und sich darauf
verständigt, dieses Thema
in der nächsten Sitzung
nach der Sommerpause zu
vertiefen. Daneben wurden
auch konkrete Themen zur
weiteren Verbesserung der
Situation in Baar-Ebenhau-
sen, vor allem die Möglich-
keit einer direkten Zufahrt
durch Schaffung eines eige-
nen Autobahnanschlusses
an die A 9 erörtert. Aus vie-
len Alternativen wurden
zwei Varianten in die nähe-
re Auswahl genommen.   ?
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BayWa bleibt auf Wachstumskurs
Konzernumsatz erstmals über sechs Milliarden Euro / Baustoffhandel konstant

München. Die BayWa AG München erzielte im vergangenen
Jahr bei einem Umsatz von 6,1 Milliarden Euro einen Kon-
zernüberschuss von 31,8 Millionen Euro. Das operative Ergeb -
nis nach DVFA-Standard stieg um über 10 Prozent auf 44,9 Mil-
lionen Euro. Die Umsatzsteigerung um 3,7 Prozent kommt über-
wiegend aus externem Wachstum und höheren Mineralölprei-
sen. Der Vorstand wird der Hauptversammlung vorschlagen, die
Dividende von 24 auf 26 Cent pro Stückaktie anzuheben.

Trotz Marktturbulenzen und
schwacher Konjunktur war es
nach den Worten des Vorstands-
vorsitzenden Wolfgang Deml
insgesamt ein gutes Jahr für die
BayWa „und wir haben erneut
Fortschritte erzielt“. 

Um den profitablen Wachs-
tumskurs des Konzerns fortzu-
setzen will die BayWa auch
heuer weiter zukaufen. Derzeit
führe das Unternehmen Über-
nahmegespräche mit 27 Unter-
nehmen, die meisten davon sind
mittelständische Baustoffhänd-
ler in Norddeutschland. Drei
dieser Unternehmen mit einem
Umsatzvolumen von 135 Mil-
lionen Euro sind bereits reali-
siert.

Während die anhaltend schwa-
che Baukonjunktur in der Bun-
desrepublik vor allem mittel-

ständische Firmen in Bedräng-
nis bringt, hat die BayWa im
Baustoffhandel gute Zahlen
vorzuweisen. Der Umsatz lag
mit 1,2 Milliarden Euro fast auf
Vorjahreshöhe, inklusive Fran-
chise bei 1,2 Milliarden Euro. 

Das Ergebnis der gewöhnli-
chen Geschäftstätigkeit stieg in
der Sparte Bau von minus 1,7
auf 7,1 Millionen Euro. Recht-
zeitig habe sich die BayWa, so
Deml, auf das Geschäft mit der
Modernisierung von Bauten
konzentriert und so den schwa-
chen Absatz im Neubau auffan-
gen können. Zur Bausparte
gehören auch die Bau- und Gar-
tenmärkte, die Verkaufserlöse
von 384 Millionen Euro erziel-
ten. Sie liegen um knapp 2 Pro-
zent unter Vorjahreshöhe.

Das Segment Agrar steuerte

2004 rund 44 Prozent zu den
Konzernerlösen bei. Mit Agrar-
handel sowie technischen Inve-
stitionsgütern und Dienstlei-
stungen erwirtschafteten die
Konzerngesellschaften insge-
samt einen Zuwachs von 1,8
Prozent auf 2,7 Milliarden Eu-
ro. Die Steigerung im Agrarhan-
del kommt zu wesentlichen Tei-
len aus Akquisitionen und der
Erweiterung des Konsolidie-
rungskreises. Nach Jahren zö-
gernder Investitionen haben die
Landwirte im vergangenen Jahr
auch wieder vermehrt neue
Schlepper und Maschinen ge-
kauft. Der Umsatz mit Agrar-
technik wuchs um 2,5 Prozent

auf 627 Millionen Euro. Das Er-
gebnis der gewöhnlichen Ge-
schäftstätigkeit im Agrarbereich
lag bei 26,2 Millionen Euro.

Im Energiegeschäft, der dritt-
wichtigsten Sparte im Konzern,
wuchs der Umsatz vor allem
wegen der hohen Mineralölprei-
se. Gegenüber dem Vorjahr leg-
te er um neun Prozent auf 1,5
Milliarden Euro zu.

Für das laufende Jahr erwartet
der Konzern eine stabile Ge-
schäftsentwicklung sowie eine
weitere Verbesserung der Er-
tragskraft. Die Geschäfte hätten
sich zwar wegen des strengen
Winters zeitlich verschoben.
„Trotz dieser Witterungsrisiken,
Konjunkturschwäche und vola-
tiler Märkte“, so Deml, „sind
wir aber zuversichtlich, dass wir
2005 noch besser abschneiden
als im Vorjahr“. E. Scholl

Erdgasautos im Aufwind
AWO in Traunreut umwelt- und kostenbewusst unterwegs

Traunreut - Immer mehr Kunden steigen von einem her-
kömmlichen Benziner auf ein Erdgasfahrzeug um. Dieser
Trend ist auch bundesweit zu erkennen: Fuhren Ende 2003
nur knapp 20.000 Erdgasfahrzeuge auf deutschen Straßen, so
sind es heute bereits rund 28.500. Das bedeutet einen Anstieg
von etwa 35 Prozent. 

Für Eduard Vogt vom Opel
Autohaus Günther in Traunreut
ist das Erdgasauto vor allem an-
gesichts der hohen Benzinprei-
se eine echte Alternative: „Mit
einem Erdgasauto schone ich
nicht nur die Umwelt, sondern
vor allem meinen Geldbeutel.“
Denn die Tankfüllung des erd-
gasbetriebenen Opel Zafira
schlage momentan mit nicht
einmal 20 Euro zu Buche, er-
gänzt der Opel-Mann.

Traum erfüllt

Diesen Traum vom vollen
Tank für unter 20 Euro erfüllt
sich künftig die Sozialtherapeu-
tische Einrichtung der Arbei-
terwohlfahrt Bezirksverband
Oberbayern e.V. AWO in Traun-
reut. „ Mit Erdgas als Kraft-
stoff sind wir ab sofort auf der
Überholspur“, erklärt Erwin
Schnürch, Leiter der Einrich-
tung in Traunreut, schmunzelnd
über die Anschaffung eines
Opel Zafira CNG. Der erdgas-
betriebene Wagen ist bereits seit

zwei Wochen im täglichen Ein-
satz und wird vor allem für Per-
sonentransporte genutzt. Erwin
Schnürch betonte bei der Fahr-
zeugübergabe, „dass saubere
Luft und weniger Lärm weitere
Aspekte waren, die für die Ent-
scheidung Erdgasantrieb aus-
schlaggebend waren.“

Förderung durch 
Energiedienstleister ESB

Die Erdgas Südbayern GmbH
(ESB) fördert die Anschaffung
eines Erdgasautos mit einer
Startprämie von 400 Euro. Je
nach Fahrzeug kann der Besit-
zer damit etwa 11.000 Kilome-
ter kostenlos fahren. ESB-Kun-
den, die sowohl mit Erdgas hei-
zen als auch ein Erdgasfahrzeug
fahren, erhalten zudem mit dem
Bonusprogramm „Fahr & Spar“
1.000 Kilowattstunden Erdgas
mit der Jahresabrechnung gut-
geschrieben. Um die Gutschrift
zu erhalten, reicht es aus, die
Kopie des Fahrzeugscheins an
die ESB zu schicken. ?

City-Maut oder Fahrverbote in Innenstädten?

Bündnis pro Erdgas-
fahrzeuge wächst 

Zunächst weitgehend unbemerkt von der Öffentlichkeit traten
zum Jahresbeginn neue, strenge EU-Luftqualitätsziele in
Kraft. Sie legen Grenzwerte für die Konzentration von
krebserregendem Feinstaub und ab 2010 auch von Stickoxiden
in der Atemluft fest. Die ungefilterten Abgase von Dieselfahr-
zeugen sind ein Verursacher dieser Substanzen. Während der-
zeit viel über mögliche Lösungen wie zum Beispiel Rußparti-
kelfilter, City-Maut, Fahrbeschränkungen oder Straßenbewäs-
serung diskutiert wird und nun auch eine erste Musterklage
wegen extremer Luftverschmutzung in Berlin eingereicht wur-
de, werden von Experten zunehmend ganz andere Alternativen
als relevant erkannt.

Für den ADAC ist die Um-
stellung auf umweltschonende
Fahrzeuge wie zum Beispiel
Erdgasbusse, Erdgastaxen und
Erdgas-Pkw eine der Forderun-
gen, um City-Maut und Fahr-
verbote zu umgehen. Dies
machte Dr. Erhard Oehm, AD-
AC-Vizepräsident für Verkehr
deutlich. 

Auch der Verkehrsclub Deutsch-
land e.V. (VCD) setzt sich unter
anderem für den verstärkten
Einsatz von Erdgas als Kraft-
stoff ein. Im Interview mit dem
am 30. März erscheinenden In-
formationsdienst „Das Erdgas-
fahrzeug“ erklärte Gerd Lottsie-
pen, Verkehrspolitischer Spre-
cher des VCD: „Die Kommu-
nen haben das Problem lange
verdrängt und müssen nun han-
deln, sonst verstoßen sie gegen
geltendes Recht. Je länger die
Verantwortlichen zögern, desto
häufiger wird es zu Verkehrsbe-
schränkungen kommen müs-
sen.“ Er empfehle bei Neuan-
schaffungen neben Dieselfahr-
zeugen, die zwingend mit Parti-
kelfilter ausgerüstet sein sollten,
Erdgasfahrzeuge. Durch deren
Einsatz auch in öffentlichen
Busflotten ließen sich zudem
noch erhebliche Potenziale zur
Verbesserung der Luftqualität
erschließen. 

Wie die HNA Hessische All-
gemeine berichtete, fordert ge-
nau dies auch die Deutsche Um-
welthilfe (DUH) bundesweit
von Kommunen, beziehungs-
weise deren Verkehrsbetrieben.
So sollten nur Neubusse mit
Partikelfiltern oder Erdgasan-
trieb angeschafft werden. 

Wer selbst etwas gegen die
Umweltbelastung tun will, dem
bietet sich mit einem Erdgas-
fahrzeuge tatsächlich eine loh-
nende Alternative - sowohl öko-
logisch als auch ökonomisch.
Denn Erdgasautos haben weder
ein Partikel-, noch ein Stick-
oxidproblem. Zudem ist für
Erdgas als Kraftstoff ein günsti-
ger Mineralölsteuersatz bis
2020 festgeschrieben. Damit
tankt man fürs halbe Geld. 

Breite Modellpalette

Mittlerweile hat die Autoin-
dustrie Modelle für fast jeden
Anspruch im Angebot. Nach
Angaben des Kraftfahrtbundes -
amtes ist entsprechend die 
Zahl der Erdgasfahrzeuge auf
Deutschlands Straßen im ver-
gangenen Jahr um 42 Prozent
auf 27.175 gestiegen. Unter an-
derem bieten Fiat, Opel, Volks-
wagen und Volvo eine breite
Produktpalette an Fahrzeugen
an, die mit Erdgas betrieben
werden. 

Erstmalig präsentiert Volks-
wagen auf der am 2. April be-
ginnenden Automobil Interna-
tional 2005 (AMI) in Leipzig
die seriennahen Studien der
Modelle Caddy und Touran mit
Erdgasantrieb. Zu sehen sind
die quasi-monovalenten Fahr-
zeuge auf dem Gemeinschafts -
stand Erdgasfahrzeuge in Halle
3, Stand E32. Ebenfalls seine
Weltpremiere feiert dort der
Ford Focus C-MAX mit Erd-
gasantrieb, der voraussichtlich
im August dieses Jahres auf den
Markt kommt. ?

Mit Erdgas  als Kraftstoff ist man in jedem Fall auf der Überholspur.

Umweltminister Schnappauf: 

„Luftreinhalteplan für
München umsetzen!“

Nach der EU-Grenzwertüberschreitung in München hat Um-
weltminister Dr. Werner Schnappauf die Landeshauptstadt
München aufgefordert, bei der Feinstaubbekämpfung in Mün-
chen aktiv zu werden entsprechend dem seit November 2004 vor-
liegenden Luftreinhalteplan für die Landeshauptstadt München.

Schnappauf: „Die Stadt Mün-
chen muss jetzt handeln. Mün-
chen ist jetzt in der Pflicht, den
gemeinsam entwickelten Luft-
reinhalteplan umzusetzen und
sofort erste Maßnahmen zu er-
greifen. 

Eine wirkungsvolle Maßnah-
me, die sofort gestartet werden
kann, sei zum Beispiel die regel-
mäßige Nassreinigung der be-
sonders mit Feinstaub belasteten
Straßenzüge im Münchner Stadt-
gebiet. Auch andere Städte er-
greifen vergleichbare Sofort-
maßnahmen wie etwa Düssel-
dorf und Dortmund auf schwer
belasteten Straßenzügen.

Gezielte Aktionen nötig

Nach Erkenntnissen des Lan-
desamtes für Umweltschutz sind
ca. 15 Prozent der Feinstaubbela-
stung auf Streusalz und Roll-
splitt zurückzuführen. Schnapp-
auf: „Hier kann mit gezielten
Schwerpunktaktionen der kom-
munalen Hand sehr rasch eine
merkliche Verbesserung der Fein-
staubbelastung erreicht werden.“

In einem zweiten Schritt solle
die Landeshauptstadt Pläne vor-
legen, mit welchen geeigneten
verkehrsleitenden Maßnahmen
eine Verbesserung der Situation
an den besonders stark belaste-

ten Straßenzügen in München
erreicht werden kann. Schnapp-
auf: „Die Landeshauptstadt hat
nach der Straßenverkehrs-Ord-
nung die entsprechenden rechtli-
chen Möglichkeiten.“ 

Maßnahmenpaket

Schnappauf kündigte an, dass
die Staatsregierung ein Maß-
nahmenpaket auf den Weg brin-
gen wird, das im Schwerpunkt
den Bund und die EU betrifft,
weil die meisten politischen
Maßnahmen nur überregional
entschieden werden können.
Dazu zähle vor allem eine auf-
kommensneutrale Steuerer-
leichterung für den Einbau von
Rußpartikelfiltern. Die meisten
rechtlichen Maßnahmen zur Re-
duzierung von Feinstaub sind
Bundesrecht oder Europäisches
Recht. 

Schnappauf: „Wir haben in
Deutschland die neuesten Tech-
nologien, um die Schadstoffbela-
stung im Straßenverkehr spürbar
zu reduzieren. Hier ist jetzt die
rot-grüne Bundesregierung auf-
gefordert, endlich aktiv zu wer-
den und eine aufkommensneutra-
le steuerliche Förderung für den
breiten Einsatz von Rußpartikel-
filtern zum Schutz der Bürger
und der Umwelt vorzulegen.“  ?
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Geoinformationssysteme:

Leitfaden zur Datenqualität für
Planungsbüros und Behörden

Die Aufgabe, Geobasisdaten bereitzustellen, bedingt höhere
Anforderungen an die Qualität der Daten, aber auch an die Art
und Weise des Vorhaltens und Bereitstellens der Daten. Zu die-
ser Sachlage passt vortrefflich, dass sich eine unabhängige Stel-
le wie das Institut für Angewandte Forschung der Fachhoch-
schule Nürtingen in Zusammenarbeit mit dem Runden Tisch
GIS e.V. in München und ausgewählten GIS-Fachleuten aus
der Praxis mit dem Thema Qualität von digitalen Daten in be-
sonderer Weise auseinandersetzt. Mit der Handreichung „Geo-
informationssysteme - Leitfaden zur Datenqualität für Pla-
nungsbüros und Behörden“, herausgegeben vom Runden
Tisch Geoinformationssysteme e.V. München, ist der Nutzer
und Kunde auf einem wichtigen Arbeitsfeld nicht mehr auf
sich allein gestellt, sondern hat eine verlässliche Orientie-
rungshilfe zur Hand bekommen. 

Viele Gemeinden, Städte,
Landkreise, aber auch weitere
Behörden und Institutionen ha-
ben zwischenzeitlich ein geo-
graphisches Informationssy-
stem eingeführt. Auf GIS-Da-
ten basieren in zunehmendem
Maße Planungen und Entschei-
dungen. Deren Richtigkeit hängt
oft ganz wesentlich von der
Qualität der verwendeten Daten
ab. Alle - ob Kommunen, Pla-
nungsbüros oder sonstige Be-
hörden - erhalten mit diesem
Leitfaden konzentriert und doch
umfassend wichtigste Informa-
tionen zu GIS und Datenqua-
lität. Ein Thema, das beispiels-
weise bei Ausschreibung und
Vergabe von Planungen und In-
genieurleistungen sowohl für
den Auftraggeber wie für den
Auftragnehmer bedeutend ist. 

Verlässliche Daten

Der Nutzen des GIS-Einsat-
zes in der Kommune liegt in
fundierteren Entscheidungen
auf der Basis aktueller und
genauer Daten und Arbeitser-
leichterungen, da Informatio-
nen schneller gefunden wer-
den. Dies hat wiederum eine
schnellere Erledigung von Ver-
waltungsvorgängen sowie bes-
seren Bürgerservice zur Folge.

Dieser angestrebte Nutzen
kann, so die Autoren, nur er-
reicht werden, wenn die Daten
verlässlich sind, also in der

benötigten Qualität vorliegen.
Wenn beispielsweise Kanalda-
ten digital vorliegen und schnell
verfügbar sind, ist das eine Ar-
beitserleichterung für einen
Sachbearbeiter. Wenn er sich al-
lerdings nicht darauf verlassen
kann, dass die Daten aktuell und
vollständig sind, nützen sie
nichts. Mühsame Recherche ist
dann erforderlich.

Beeinflussbare Qualität

Die Qualität der Daten kann
bei der Datenbeschaffung, der
Datenerhebung und der Daten-
pflege beeinflusst werden: Zu
beschaffende Daten sollten,
wenn möglich, in der für die
Anwendung notwendigen Qua-
lität und Struktur bezogen wer-
den. Für Geodaten, deren Er-
hebung vergeben wird, sollten 
genaue Ausschreibungskrite-
rien vorgegeben werden. Bei
Datenerhebungen und Weiter-
führung von Daten sind genaue
Vorgaben zu definieren und de-
ren Einhaltung zu überprüfen.

Hilfestellung

Der Leitfaden gibt hierzu 
anhand von Beispielen und
Checklisten Hilfestellung. Bei
Nichtbeachtung der Qualitäts-
aspekte kann es zu negativen Fol-
gen kommen: Daten, die mit viel
Geldeinsatz und Aufwand erho-
ben wurden, sind nur für ein be-

stimmtes Projekt zu gebrauchen. 

Wertlose Daten

Für Folgeprojekte müssen Da-
ten nochmals erhoben werden,
was wiederum enorme Kosten
verursacht. Schlecht dokumen-
tierte Daten werden spätestens
bei einem Mitarbeiterwechsel
wertlos, weil ihre Aussagekraft
nicht mehr beurteilt werden
kann. Sie müssen dann bei Be-
darf neu erhoben werden.

Ersparnis an Zeit, 
Kosten und Aufwand

Im schlimmsten Fall kann es
passieren, dass Entscheidungen

auf der Basis fehlerhafter Daten
getroffen werden und dadurch
Folgekosten entstehen. Die Be-
achtung der vorgestellten Qua-
litätsaspekte mag kurzfristig ei-
nen Mehraufwand bedeuten.
Mittel- und langfristig lassen
sich so aber Zeit, Kosten und
Aufwand in deutlichem Um-
fang sparen.

Hoher Anspruch

Der Leitfaden ist fachlich an-
spruchsvoll und setzt Grund-
kenntnisse in Geoinformations-
systemen (GIS) und in der Pla-
nung voraus. Er gibt auf weni-
ger als 50 Seiten konzentriert
Informationen zum Thema GIS
und Datenqualität. Er baut auf
dem vom Bayerischen Gemein-
detag, Städtetag, Landkreistag,
der Vermessungsverwaltung
und dem Runden Tisch GIS e.V.
herausgegebenen Leitfaden für
GIS-Einsteiger in Kommunen
auf. DK

Landratsamt Fürstenfeldbruck:

Überarbeiteter Internetauftritt
Das Landratsamt Fürstenfeldbruck hat seinen bestehenden
Internetauftritt - www.lra-ffb.de - grundlegend überarbeitet
und stellt ihn seit Mitte März der Öffentlichkeit zur Verfü-
gung. Im Vergleich zur bisherigen Homepage fällt das neu
gestaltete Design ins Auge, das sich in das einheitliche Er-
scheinungsbild des Landratsamtes bei Informationsträgern
einfügt. Außerdem sollen mehrere mögliche Suchwege, eine
nachvollziehbare Gliederung und bürgernahe, gebräuchli-
che Bezeichnungen die Orientierung im erweiterten Infor-
mationsangebot erleichtern, so Landrat Thomas Karmasin
(sitzend). Erstmals wird für die Landkreisbürgerinnen und -
bürger auch die Reservierung von Wunschkennzeichen onli-
ne von zu Hause aus möglich sein. Ferner war es ein wichti-
ges Anliegen, sehbehinderten und blinden Besucherinnen
und Besuchern der Homepage einen möglichst barrierefrei-
en Zugang zu den darauf enthaltenen Informationen zu bie-
ten. Anspruch auf Vollständigkeit erhebt der Internetauftritt
des Landratsamtes allerdings nicht. Er wird fortlaufend ak-
tualisiert und auch erweitert werden, um auch in Zukunft
dem Informations- und Serviceanspruch der Bürgerinnen
und Bürger möglichst gerecht zu werden. ?

Volkshochschulen der IT-Region:

Grenzüberschreitende
Zusammenarbeit

Mitglieder der Geschäftsführung der Volkshochschulen Salz-
burg, Traunstein, Rosenheim und Kufstein haben bei einem
Treffen in Rosenheim eine Arbeitsgemeinschaft „Erfahrungs-
austausch Volkshochschulen“ im Rahmen der „IT-Region
Salzburg - Rosenheim - Kufstein“ gegründet.

Das Treffen kam auf Initiative
von Günter Scholz (Geschäfts-
leitung VHS Traunstein) zustan-
de. Gastgeber war Werner Pichl-
meier, Leiter des Hans-Schuster-
Hauses der Rosenheimer VHS.

Erfahrungsaustausch

Ziel der Zusammenarbeit ist
der grenzüberschreitende Aus-
tausch von Erfahrungen der
Volkshochschulen mit ihren viel-
fältigen Angeboten der Aus- und
Weiterbildung. Einerseits kön-
nen die Erfahrungen der Volks-
hochschulen mit praktischen
Problemen ausgetauscht werden,
andererseits könnten die Ange-
bote der unterschiedlichen VHS-
Einzugsgebiete innerhalb der IT-
Region zu einem koordinierten
Netz von Bildungsangeboten zu-
sammen wachsen, das über eine
gemeinsame Internet-Plattform
für alle Bürger der Region er-
reichbar wäre. 

Die Ideen reichen von gemein-
samen Projekten, z.B. Informati-
ons- und Kommunikationstech-
nologien für Frauen und Senio-
ren, bis hin zur Bildung eines
grenzüberschreitenden Fachrefe-
rentenpools mit Salzburg, Ro-
senheim, Kufstein, Traunstein

und dem Berchtesgadener Land.
Im Gespräch stellten die Teil-

nehmer fest, dass fast alle mit
derselben Software aus Mühl-
dorf für die Kursverwaltung ar-
beiten. „Da sollten wir  uns als
erstes zusammensetzen, unsere
Erfahrungen austauschen und
bei Mitarbeiterschulungen und
dem Austausch von Zusatzaus-
wertungen kooperieren.“, emp-
fahl Günter Kotrba, Direktor der
VHS Salzburg.

Wechselseitiger Gewinn

„Bei der Zusammenarbeit
können die Volkshochschulen
und die Bürger als Kunden nur
gewinnen.“, begrüßte Prof. Dr.
Roland Feindor als Leiter der
Arbeitsgruppe Bildung/Qualifi-
zierung der IT-Region die neue
Initiative.

Natürlich ist die neue Arbeits-
gemeinschaft für alle Volkshoch-
schulen der Region offen.

Susanne Eberhardt von der
VHS Rosenheim steht als An-
sprechpartnerin und Koordinato-
rin des „Erfahrungsaustausches
Volkshochschulen der IT-Regi-
on“ zur Verfügung. Sie ist unter
Susanne.Eberhardt@Rosen -
heim.de erreichbar. ?

Herzogenaurach forciert
eGovernment 

Die Stadt Herzogenaurach will ihr eGovernment-Angebot wei-
ter ausbauen. Grundlage dafür ist ein Handlungsleitfaden, den
die Curiavant Internet GmbH erstellt hat. Mit weiteren Onli-
ne-Dienstleistungen will die Stadt ihren Service steigern und
die Vorteile des eGovernments für Bürger, Unternehmen und
verwaltungsintern nutzbar machen. 

Die Curiavant Internet GmbH
hat für die Stadt Herzogenau-
rach einen Handlungsleitfaden
erstellt, auf dessen Basis weite-
re eGovernment-Aktivitäten der
Kommune geplant und umge-
setzt werden sollen. Der Hand-
lungsleitfaden ist der erste Be-
standteil eines Konzeptes für ei-
nen stufenweisen Auf- bzw.
Ausbau des eGovernment-An-
gebotes der Stadt Herzogenau-
rach. 

Solide Basis für den
Ausbau des Angebots

Curiavant analysierte ver-
schiedene erfolgversprechende
und zielführende Prozesse in-
nerhalb der Kommune und
stellte eine Prioritätenliste der
nächsten Schritte vor. Empfeh-
lung der Fachleute ist, das 
vorhandene Formularangebot
weiter auszubauen und um ver-
schiedene serviceorientierte An-
wendungen zu ergänzen.

Die Grundlagen für den Aus-
bau der Online-Kommunikati-
on hat Herzogenaurach bereits
mit einem neuen Dokumenten-
management- und Workflowsy-
stem gelegt. Es ermöglicht die
medienbruchfreie Bearbeitung
von Vorgängen. Großes Lob
gab es für den Internetauftritt
der Stadt: Dank klarer Struktu-
ren und des reichhaltigen Infor-

mationsangebotes ist er bereits
ein echter Mehrwert für Bürger
und Wirtschaft. 

Vorteile für Bürger, 
Unternehmen und 
Verwaltung

Mit ihrem wachsenden Onli-
ne-Angebot will die Stadt Her-
zogenaurach den Service für ih-
re Bürger und ansässigen Unter-
nehmen kontinuierlich steigern
und ihr positives, modernes
Image weiter ausbauen. Beide
Gruppen erwarten heutzutage
von Behörden attraktive und
schnelle Service-Angebote, die
sie unabhängig von Geschäfts-
zeiten nutzen können und die
ihnen Wege- und Wartezeiten
ersparen. 

Erhebliches Potenzial

Doch auch für die Verwaltung
selbst erschließt sich ein erheb-
liches Nutzenpotenzial. Zum
Beispiel mit der Entlastung von
Routinearbeiten, der Reduzie-
rung von Mehrfacherfassungen
und der gezielten Optimierung
von Geschäftsprozessen. Inno-
vative und moderne eGovern-
ment-Dienstleistungen nach in-
nen und außen sollen das Image
der Stadt weiter prägen und den
Standort noch attraktiver ma-
chen. ?

Pilotprojekt erfolgreich
abgeschlossen 

Microsoft unterstützt Regensburger Realschule bei
zukunftsorientierter Ausbildung 

Die Regensburger Realschule Pindl hat die Pilotphase der No-
tebook-Einführung erfolgreich abgeschlossen. Alle Schüler der
heutigen 7. und 8. Klassen sowie je zwei der drei 9. und 10.
Klassen sind heute mit Notebooks ausgestattet. Das Ziel dieses
Projektes ist das Erreichen des internationalen Computer-
Führerscheins als Referenz für Bewerbungen. Seit dem Schul-
jahr 2004/05 ist das Notebook als elektronisches Hilfsmittel
fester Bestandteil des Unterrichts. Alle Schülerinnen und
Schüler ab Jahrgangsstufe 7 lernen damit bereits während ih-
rer Schulzeit die Computerprogramme kennen, die sie in der
weiteren Ausbildung und im Beruf verwenden. Microsoft stellt
als Partner der privaten Realschule Pindl e.V. im Rahmen des
Projektes „Notebook-Schule“ je 100 Programmlizenzen für
Office 2003 und OneNote zur Verfügung.

„Wir wollen den Kindern zu-
kunftsorientierte Ausbildung
bieten. Heutzutage gibt es wohl
kaum noch Berufe, in denen
keine Computer eingesetzt
werden“, erklärt Schulleiter
Jens Scheffel. Dennoch ist der
Computer niemals der Mittel-
punkt des Unterrichts. Er er-
setzt nicht die bisher übliche
Heftführung und Mitschriften
sowie „klassische“ Hausaufga-
ben und Prüfungen. Das Note-
book steht den Schülern ledig-
lich als ergänzendes Hilfs- und
Arbeitsmittel zur Verfügung.
Die Schüler bereiten Referate
mit PowerPoint vor, untersu-
chen mathematische Zusam-
menhänge mit Excel-Tabellen
oder führen ihr Vokabelheft in
einem digitalen Karteikarten-
system. 

Verbesserung der Kom-
munikationsfähigkeit

Durch die individuelle Be-
nutzung des Notebooks ver-
bessert sich die Kommunikati-
onsfähigkeit der Schüler. Die
Verwendung von Unterrichts-
software oder das Erstellen ei-
gener Dokumente ermöglicht
eine Differenzierung des Lern-
tempos. Dies fordert und för-
dert leistungsstärkere und -
schwächere Schüler gleicher-
maßen. 

Neben dem Spaß an der
Computerarbeit sollen auch die
Grenzen dieser Technik aufge-
zeigt und die Schüler für den
kritischen Umgang mit der In-

formationsflut im Internet sen-
sibilisiert werden.

Technische Ausstattung

Um dieses Projekt zu ermög-
lichen, bildet die Schule ihre
Lehrkräfte für den internatio-
nalen Computerführerschein
aus. Zudem wurden die Gebäu-
de durch die notwendige IT-
Technik-Ausstattung wie Wire-
lessLAN, Beamer und Laut-
sprecheranlage ergänzt.

Zur Gewährleistung der Si-
cherheit dieses wertvollen Ar-
beitsmittels stellt die Schule je-
dem Notebookbesitzer ein per-
sönliches, abschließbares Schließ-
fach zur Verfügung und küm-
mert sich um die Versicherung
der Geräte. 

Projektphasen

Im November 2001 initiier-
te Schulleiter Jens Scheffel das
Notebook-Projekt zunächst in
einzelnen Klassen. Mit dem Be-
ginn des Schuljahres 2004/
2005 wurden die drei neuen 7.
Klassen integriert. In den näch-
sten zwei Jahren sollen alle 7. bis
10. Klassen der Realschule Pindl
mit dem Notebook arbeiten.

Zum Schuljahresbeginn 2004/
2005 ist Microsoft in dieses
Projekt eingestiegen und hat ei-
nen Wettbewerb veranstaltet,
bei dem die Schüler das neue
Programm OneNote in der Ver-
wendung als „elektronisches
Schulbuch“ testen und bewer-
ten sollten. ?

Neuer Shopping-Guide auf 
www.muenchen.de 

Attraktive Präsentationsplattform für den 
Münchner Einzelhandel / Schnelle 

Orientierungshilfe für den Verbraucher 
muenchen.de, das offizielle Stadtportal der Landeshaupt-
stadt, setzt neue Impulse für das regionale Marketing: In
Zusammenarbeit mit dem Referat für Arbeit und Wirt-
schaft hat muenchen.de eine Allianz zur Vermarktung des
Münchner Einzelhandels über das Internet ins Leben ge-
rufen. Ergänzend zu seinem bisherigen umfassenden In-
formations- und Dienstleistungsangebot lädt muenchen.de
ab sofort zu einem virtuellen Schaufensterbummel durch
die Einkaufsstadt München ein. 
Der neue Shopping Guide bietet dem Münchner Einzelhan-
del eine moderne Kommunikationsplattform, um Münch-
nerinnen/Münchner und Touristen/Gäste zielgruppenge-
recht über das World Wide Web zu erreichen. Zur Realisie-
rung des neuen Shopping Guides im Stadtportal muen-
chen.de haben sich Politik, Handelsverbände, Wirtschafts-
kammern und Einzelhandelsgeschäfte zu einer Allianz zu-
sammengefunden. 
Die Reaktionen der Münchner Wirtschaft auf den neuen On-
line-Service sind überaus positiv. Die Kammern und Verbän-
de sowie zahlreiche führende Einzelhändler sehen im Shop-
ping Guide eine qualitativ hochwertige Plattform, um ihre
Kunden noch zielgenauer und informativer anzusprechen. ?
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15 Jahre Fränkisches Freilandmuseum Fladungen: 

„Region im Blickpunkt“ 
das Saisonmotto für 2005

Das Fränkische Freilandmuseum im unterfränkischen Fladun-
gen feiert heuer sein 15-jähriges Bestehen unter dem Motto „Re-
gion im Blickpunkt“. Seit April präsentieren sich Städte und Ge-
meinden, in denen die im Museum aufgebauten historischen Ge-
bäude ihren ursprünglichen Standort hatten. Jeden Monat ist
ein anderer Ort im Programm. Zum Museumsfest am 28. Au-
gust ist außerdem ein „Festumzug der Regionen“ geplant. 

Der Veranstaltungsreigen wird
durch die Stadt Fladungen eröff-
net. Sie veranstaltet an den April-
sonntagen ein Schafkopfen, ein
Wirtshaussingen und Platzkon-
zerte. Auch eine historische Feu-
erwehrübung wird im April zu
sehen sein. Im Mai präsentiert
sich die Gemeinde Wiesthal den
Museumsbesuchern. Am Deut-
schen Mühlentag wird somit
nicht nur Raps gekollert und ge-
schlagen, sondern auch ein kur-

zer Vortrag mit Bildern der
Wiesthaler Mühlen gehalten
werden. Außerdem werden die
Wiesthaler Musiker aufspielen.

Da die Kommunbrauerei des
Museums aus Alsleben stammt,
ist es nicht verwunderlich, dass
sich die Gemeinde Alsleben den
traditionellen Museums-Bieran-
stich im Juni als Veranstaltungs-
termin ausgesucht hat. Sie wird,
zusammen mit der Gemeinde
Trappstadt, dieses Fest gestal-

ten. Im Monat Juli stehen die
Walddörfer Sandberg, Schmal-
wasser und Langenleiten „im
Blickpunkt“. Diese Orte beher-
bergen heute noch zahlreiche
Schnitzkünstler, die an den Juli-
sonntagen ihre Fertigkeiten im
Museum zeigen. 

Musik und Malerei

Alljährlich pilgern zu St. Bar-
tholomäus Gemeindemitglieder
aus Leutershausen zu „ihrer
Kirche“ ins Freilandmuseum.
Auch in diesem Jahr wallt die
Kirchengemeinde am 27. August
nach Fladungen. Darüber hinaus
wird die Gemeinde im August
Fotos ihrer neu erbauten Kir-
che ausstellen. Oberbernhards,
das zur Marktgemeinde Hilders
gehört, wird sich im September
ein ganzes Wochenende lang mit
Musik, Malerei, Nachbildungen
keltischen Töpferhandwerks und
lokalen Spezialitäten präsentie-
ren. Bahra und Mühlfeld, zwei
im Grabfeld gelegene Gemein-
den, stellen sich im Oktober mit
einer gemeinsamen Erntedank-
veranstaltung den Museumsbe-
suchern vor und beschließen mit
einer breiten Palette an Aktivitä-
ten den Veranstaltungsreigen. 

Zum Höhepunkt der Saison,
dem Museumsfestsonntag am
28. August, wird es einen „Fest-
umzug der Region“ geben. Alle

Gemeinden des Landkreises
Rhön-Grabfeld werden mit Ab-
ordnungen in Fladungen erwar-
tet. Darüber hinaus werden sich
Gemeinden aus benachbarten
Landkreisen, sowie befreundete
Delegationen beteiligen. Hierbei
wird, ganz automatisch, die kul-
turelle Vielfalt dieser Region
samt ihrer Verbindungen zum
Ausdruck kommen und sprich-
wörtlich für alle Einheimischen
und Gäste „sichtbar werden“. Da
es sich um keinen historischen,
sondern um einen regionalen
Umzug handelt, der sich dem Be-
trachter nicht auf Anhieb er-
schließt, wird Hanns Friedrich
vom Bayerischen Rundfunk den
Zug bei seiner Ankunft im Muse-
um kommentieren. 

Schafkopf und Musikbox

2005 wird das Museum zwei
neue Ausstellungen im Ein-
gangsgebäude zeigen. In der
Zeit vom 3. April bis 28. August
wird die Wanderausstellung des
Bezirks Unterfranken: „Schaf-
kopf und Musikbox - Einblicke
in unterfränkische Dorfwirts-
häuser 1950 - 1970“ zu sehen
sein. 

Ab dem 15. September wer-
den die Ergebnisse des Schüler-
wettbewerbes: „Was macht un-
sere Heimatregion aus? Packe
Sie in einen Koffer!“ präsen-
tiert. Dieser Schülerwettbewerb
ist Teil des LEADER+ Projek-
tes „Region im Koffer“. Das
Projekt wird vom Museumsver-
bund Rhön-Saale, zusammen
mit den beiden Landkreisen
Rhön-Grabfeld und Bad Kissin-
gen durchgeführt und soll die
regionale Identität stärken.

Zum 700-jährigen Stadtjubiläum Hemaus:

Großer Veranstaltungsreigen
Die Tangrintelstadt Hemau begeht in diesem Jahr ihr 700-jähri-
ges Stadtjubiläum. Der Faschingszug, ein Konzert des Vokalen -
sembles Cantaloupes und ein Vortrag von Altbürgermeister
Hans Schuster eröffneten den große Reigen an Veranstaltungen,
die bis zum Dezember mit dem Christkindlmarkt andauern.

Stichtag ist der 3. Dezember
1305. An diesem Tag, so schreibt
Hemaus Stadtarchivar Thomas
Feuerer, „belehnte Bischof Wul-
fing von Bamberg, der von 1304
bis 1318 in diesem geistlichen
Amt wirkte, die Herzöge Rudolf
und Ludwig von Bayern nicht
nur mit Hemau und dem ganzen
Tangrintel, sondern auch mit fast
allen Gütern, die der kurz zuvor
kinderlos verstorbene Graf Geb-
hard von Hirschberg (+ 4. März
1305) von der Bamberger Kirche
als Lehen gehabt hatte.“ In dieser
Urkunde wird Hemau - zumin-
dest nach dem derzeitigen Stand
der Quellen - erstmals als „opi-
dum Hembaur“, also als Stadt,
bezeichnet. In einer Urkunde aus
dem Jahre 1273 wird Hemau
noch als Markt benannt, in den
darauf folgenden Jahrzehnten
muss Hemau also zur Stadt auf-
gestiegen sein.

Exakt an dem Tag, an dem
sich die erstmalige Beurkundung
Hemaus als Stadt zum 700. Male
jährt, am 3. Dezember 2005,
wird im Zehentstadel Hemau ein
öffentliches Symposium „700
Jahre Stadt Hemau“ durchge-
führt. Doch viele weitere, zum
Teil überregional bedeutsame
Veranstaltungen laufen in den
Monaten bis dahin. Am 24. April
lädt die Stadt Hemau zu einem
Frühlingsmarkt ins Stadtzentrum
ein. Sechs Tage später leistet die
Freiwillige Feuerwehr Hemau
ihren Anteil zum Stadtjubiläum
mit dem Landkreisentscheid
zum Bundesjugendwettkampf,
am 14. Oktober ist in Hemau die
Kreisfeuerwehrverbandsver-
sammlung. Weitere zum Teil tra-
ditionelle Konzerte der Stadtka-
pelle, von Cantaloupes, der

Tanngrindler Musikanten und
der Liedertafel zu ihrem eigenen
125. Geburtstag gehören ebenso
zum Festprogramm wie ein Mit-
tagskonzert des Spielmanns- und
Fanfarenzuges der Tangrintler
Königstreuen und ein Benefiz-
konzert des Nordbayerischen Ju-
gendblasorchesters. 

Festakt am 25. Juni

Der erste Höhepunkt steigt am
25. Juni um 11 Uhr mit dem
Festakt zur 700-Jahr-Feier. Um
14 Uhr ist ein festlicher Gottes -
dienst, danach sozusagen das Ju-
biläums-Bürgerfest im gesamten
Stadtplatzbereich. Auch bei dem
vom 2. bis 6. September statt-
findenden Tangrintel-Volksfest
wird mit dem Historischen Fest-
zug am Nachmittag des 4. Sep-
tember auf das 700-jährige Ju-
biläum der Stadt gebührend ein-
gegangen. Der Bayerische Bau-
ernverband hält sein Zentrales
Erntedankfest heuer am 25. Sep-
tember anlässlich des Hemauer
Jubiläums in der dortigen Tan-
grintelhalle ab.

Einen Querschnitt des Hemau-
er Kulturschaffens gibt es am 22.
Oktober bei der dritten Auflage
von „Mixed Pickles“ zu sehen,
eher bodenständige Musik ist da-
gegen am 19. November beim
Volksmusikabend des Landkrei-
ses Regensburg zu hören. Hier
feiern auch am 5. November die
Obst- und Gartenbauvereine des
Landkreises Regensburg ihren
Jahresabschluss. Einen Monat
lang, vom 25. Juni bis 24. Juli
wird außerdem im Hemauer Ze-
hentstadel die Jubiläumsausstel-
lung „700 Jahre Stadt Hemau“ zu
sehen sein. ?

Altbürgermeister und Ortsheimatpfleger Hans Schuster über-
reichte sein neuestes Buch „Geschichte und Geschichten“, in
dem es in den meisten Beiträgen um die Geschichte Hemaus
geht, an Bürgermeister Hans Pollinger und Stadtarcivar Tho-
mas Feuerer. Bild: Markus Bauer

Ehrung des Bezirks Oberfranken: 

Zum 70. Geburtstag von
Vizepräsident Kotschenreuther

Anlässlich seines 70. Geburtstages ehrte der Bezirk Oberfran-
ken Hans Kotschenreuther mit einem festlichen Empfang im
Forchheimer Rathaus. Langjährige Weggefährten, wie Jürgen
W. Heike, Staatssekretär im Bayerischen Ministerium für Arbeit
und Sozialordnung, Familie und Frauen, Manfred Hölzlein, Be-
zirkstagspräsident von Niederbayern, und der mittelfränkische
Bezirkstagspräsident Richard Bartsch hoben in ihren Reden das
soziale Engagement von Hans Kotschenreuther hervor. 

Ausführlich ging auch Dr.
Günther Denzler, Bezirkstags-
präsident von Oberfranken, auf
die langjährige ehrenamtliche
Tätigkeit des Jubilars ein. Das
von Hans Kotschenreuther
selbst gewählte Motto: „Damit
unsere Kranken, Behinderten
und Pflegebedürftigen einen
guten Platz in unserer Gesell-
schaft haben“, fasse seine vielen
Tätigkeiten und Aufgaben ein-
prägsam zusammen, so Denzler. 

„Kommunalpolitisches
Vorbild“

Der oberfränkische Regie-
rungspräsident Hans Angerer
hob auf die Funktion von Hans
Kotschenreuther im Stiftungsrat
der Oberfrankenstiftung ab.
„Ich freue mich, wenn ich bei
verschiedenen Gelegenheiten in
Oberfranken mit Ihnen zusam-
mentreffe“, formulierte Hans
Angerer die angenehme und
sehr gute Zusammenarbeit. Als
„kommunalpolitisches Vorbild“
bezeichnete Dr. Michael Hohl
seinen oberfränkischen Bezirks-
tagskollegen.

Werdegang

Hans Kotschenreuther wurde
1970 in den Bezirkstag von
Oberfranken gewählt und ist da-
mit einer der dienstältesten Be-
zirksräte in Bayern. Seit 1972
ist er zudem im Kreistag des
Landkreises Forchheim vertre-
ten. 1982 wurde Hans Kot-
schenreuther der stellvertreten-
de Fraktionsvorsitz der CSU-
Fraktion im oberfränkischen
Bezirkstag übertragen. Mit der
Bezirkstagswahl im Jahre 2003
ernannte ihn der oberfränkische

Bezirkstag neben Eberhard Sil-
ler zum Bezirkstagsvizepräsi-
denten. 

Kompetente Leitung

Auf Verbandsebene gehört
Kotschenreuther seit 1986 dem
Hauptausschuss des Verbandes
der bayerischen Bezirke an. Im
selben Jahr wurde er auch in
den Fachausschuss für Soziales
gewählt. In diesem Gremium
übertrug man ihm den Vorsitz,
den er bis heute kompetent und
engagiert leitet. 

Die Belange der Menschen
mit Behinderung lagen Hans
Kotschenreuther schon immer
am Herzen. So ist er 2. Vorsit-
zender des Vereins Lebenshilfe
und Mitglied des Aufsichtsrates
der Werkstätten GmbH für
Menschen mit Behinderung.
Außerdem übt er das Amt des
Vorsitzenden der Blindenanstalt
Nürnberg aus. 

Zahlreiche
Auszeichnungen

Für sein kommunalpoliti-
sches und ehrenamtliches Enga-
gement erhielt Hans Kotschen-
reuther zahlreiche Auszeich-
nungen. 1978 zeichnete ihn der
Bezirks Oberfranken mit der
Ehrenmedaille in Silber aus, das
Verdienstkreuz der Bundesrepu-
blik Deutschland am Bande
wurde ihm im Jahre 1991 ver-
liehen und vier Jahre später,
1995, erhielt Hans Kotschen-
reuther die Verdienstmedaille
für die kommunale Selbstver-
waltung. Hans Kotschenreuther
ist außerdem Träger der Golde-
nen Bürgermedaille der Stadt
Forchheim. ?

Regionalkonferenz in Straubing: 

Plädoyer für bessere 
Verkehrswege

Ostbayerns Bau- und Verkehrswirtschaft fordert
bis 2015 zusätzlich eine Milliarde Euro 

Im Rahmen einer Fachkonferenz diskutierten im Rathaus Strau-
bing Oberbürgermeister Reinhold Perlak, Repräsentanten des
Bayerischen Bauindustrieverbandes sowie Verkehrsexperten
über die dringend notwendigen Investitionsmaßnahmen in die
Verkehrsinfrastruktur in Ostbayern in den kommenden Jahren.

Ostbayerns Verkehrswege sind
den rasant wachsenden Ver-
kehrsströmen im Zentrum Euro-
pas nicht mehr gewachsen. Zahl-
reiche Projekte des Straßen- und
Schienenverkehrs aber auch die
Wasserstraße Donau kommen
nicht schnell genug voran. In
Niederbayern sind hiervon be-
sonders die Bundesstraßen B 20,
B 15 neu, B 11 und B 12 sowie
die Bundesautobahnen A 3 und
A 94 betroffen.

Wachsender Verschleiß

Die immer stärker ausgedünn-
ten Investitionshaushalte von
Bund, Ländern und Kommunen
sind nicht mehr in der Lage, dem
wachsenden Verschleiß bei der
Verkehrsinfrastruktur adäquat
mit Unterhaltsinvestitionen zu
begegnen.

In ihren Statements forderten
Oberbürgermeister Reinhold

Perlak in seiner Funktion als Be-
zirksvorsitzender der kreisfrei-
en Städte in Niederbayern des
Bayerischen Städtetages, Wal-
ter Gegenfurtner als Vorstand
und verkehrspolitischer Sprecher
des Bayerischen Bauindustrie-
verbandes, Robert Fahrner vom
Landesverband Bayerischer Bau-
innungen, Harald Sentner vom
Landesverband Bayerischer
Transport- und Logistikunter-
nehmen (LBT) e.V. und Willi
Gerner vom Deutschen Wasser-
straßen- und Schifffahrtsverein
Rhein-Main-Donau e.V. (DWSV)
konkret eine Milliarde Euro zu-

sätzlich für bessere Verkehrswe-
ge in Ostbayern.

Nur dadurch sei es möglich,
den Infrasturkurverfall zu stop-
pen, Verkehrsprojekte im Rah-
men des Programms „Europäi-
sche Einheit“ anzuschieben und
die Wirtschaftskraft und den Ar-
beitsmarkt zu stärken. DK

Auch „Freilichtkino im Frei-
landmuseum“ steht ganz im
Zeichen des Heimatmottos. Die
Freilichtkinowoche wird in der
ersten Ferienwoche, vom 2. bis
6. August, durchgeführt. „Keine
Angst“ so Susanne Orf, „wir
werden keine röhrenden Hir-
sche vor Alpenkulisse zeigen.“

„Heimat im Film“

Erstmals wird im Freiland-
museum auch ein Filmseminar
für Schulklassen (11.-13. Klas-
se) angeboten. Thema auch
hier: „Heimat im Film“. Im Vor-
dergrund steht die medien-

pädagogische Arbeit mit dem
eigenen Heimatbegriff. 

„Botschafterinnen“

Angesichts der Vielzahl an
Veranstaltungen im Festjahr
wird die Museumsleitung bei
ihren Repräsentationspflichten
durch „Botschafterinnen“ aus
dem Kreis der Museumsführer
unterstützt. Diese „Botschafte-
rinnen“ werden die Akteure aus
Städten und Gemeinden be-
grüßen und dazu beitragen, dass
deren Auftritt im Museum für al-
le zu einem schönen und unver-
gesslichen Erlebnis wird. DK

„Heimat - zwischen
heit und seinerzeit“

Literarische Begegnungen im Freilichtmuseum Massing

Seit fünf Jahren finden im Freilichtmuseum Massing, in der al-
ten Wirtsstube des Heilmeierhofes, die LiteraturFreitage statt.
Diese literarischen Begegnungen zwischen Autoren, Texten
und Zuhörern sind mittlerweile zu einem festen und beliebten
Termin im Kulturkalender geworden. In diesem Jahr stehen
die LiteraturFreitage unter dem Motto „Heimat - zwischen
heit und seinerzeit“. Von April bis Juni werden dabei ‚erlese-
ne’ Texte von Autoren aus Niederbayern und angrenzenden
Regionen zu Gehör gebracht - umrahmt, begleitet und unter-
malt von ausgewählter Instrumentalmusik.

Den Auftakt bildet am 8.
April 2005 „Die Zauberflöte“
von Bohumil Hrabal in einer
dramatischen Erzählung für
Sprecher und Trompete von An-
ton Prestele. Bohumil Hrabal
(1914 - 1997), Staatspreisträger
für Literatur, zählt zu den be-
kanntesten und beliebtesten
tschechischen Erzählern des 20.
Jahrhunderts. Sein autobiogra-
phisches Werk „Die Zauberflö-
te“ hat der Komponist und In-
terpret Anton Prestele in eine
dramatische Erzählung mit Mu-
sik verwandelt. Die Textzwi-
schenräume füllt der Münchner
Jazztrompeter Peter Tuscher mit
Interpretationen und feinen Im-
provisationen.

Am 22. April 2005 folgt
„Blech hören - Blech wörtlich“
der beiden gebürtigen Passauer
Wolfgang Sréter und Leo
Gmelch - ein weiterer gelunge-
ner Versuch, Literatur und Mu-
sik in einem spannenden Pro-
gramm zusammen zu bringen.
Ironisch-melancholische Texte
spiegeln die große Erzähllust
des Autors wider. Begleitend

dazu sind Eigenkompositionen,
musikalische Zitate und freie
Interpretationen von Leo Gmelch
auf Bassposaune und Tuba zu
hören.

Glanzvoller Abschluss

Den Abschluss der dreiteili-
gen LiteraturFreitage bildet am
10. Juni 2005 eine Wilhelm-
Diess-Lesung von Dr. Hans
Göttler. In der ihm eigenen,
schon klassisch gewordenen
Manier wird er Texte des nie-
derbayerischen Autors vortra-
gen. Ebenso eigen gestaltet sich
die musikalische Umrahmung
der Lesung durch das Mundhar-
monika-Trio Sigl. Die gebürti-
gen Straubinger arrangieren mit
Melodie, Bass und Akkord-
Begleitung Klassiker und Ei-
genkompositionen zu einem
schwungvollen Potpourri.

Die Lesungen beginnen je-
weils um 20:00 Uhr, der Eintritt
ist frei. Veranstalter sind wie in
den Jahren zuvor der Bezirk
Niederbayern und das Freilicht-
museum Massing. ?
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Rosi Mittermeier und ihr Ehemann Christian Neureuther un-
terstützen das Netzwerk UNSER LAND und auch das Sri Lan-
ka Projekt (v.l.): Peter Koch, Regionsmanager Kaiser’s Tengel-
mann AG, Erich Klas, Landwirt, Rosi Mittermeier, Volker Pan-
zer, 2. Bürgermeister der Gemeinde Unterhaching. ?

Netzwerk UNSER LAND:

Unterstützung eines Agrarprojekts
von Tsunami-Opfern in Sri Lanka

Nach der Soforthilfe für die Tsunami-Opfer steht nun die
langfristige Wiederaufbauarbeit an. Die zum Netzwerk UN-
SER LAND zählenden Regionen engagieren sich ab sofort
für Bauern in Sri Lanka.

Wiesenheu aus den Regionen
rund um München - das ist ei-
gentlich ein Produkt wie es hei-
mischer nicht sein kann. Aber
genau dieses Produkt ermög-
licht es den Verbrauchern, auf
ganz einfache Art und Weise
den Opfern der Flutwelle in Sri
Lanka zu helfen. Dreißig Cent
jeder verkauften Tüte Wiesen-
heu spendet das Netzwerk UN-
SER LAND einem Projekt in
Weligama auf Sri Lanka. Dabei
trägt jeweils das Netzwerk zehn
Cent, die Kaisers Tengelmann
AG zehn Cent sowie Erich Klas
zehn Cent. Er ist der Landwirt,
der das Wiesenheuprojekt ins
Leben rief und heute mit der Er-
zeugung und Abfüllung betraut
ist. Der Verbraucher zahlt natür-

lich den normalen Preis. Hilfe
bei dieser Aktion erhält das
Netzwerk von dem prominenten
Skiläufer-Paar Christian Neu-
reuther und Rosi Mittermeier
und dem 2. Bürgermeister von
Unterhaching Volker Panzer.

Langfristiger Wiederaufbau
im Vordergrund

„Die Soforthilfe war unge-
heuer wichtig nach der Kata-
strophe. Aber jetzt geht es um
den langfristigen Wiederaufbau
und da brauchen die Menschen
in den betroffenen Gebieten
konkrete Unterstützung!“ Chri-
stian Neureuther engagiert sich
schon seit einem Jahr in Projek-
ten des Netzwerkes UNSER

LAND. Die Hilfe für die Tsuna-
mi-Opfer liegt ihm am Herzen.
Keine Frage also, dass er auch
bei diesem Projekt mitwirkt.

Konzentration auf Weligama

Das Netzwerk konzentriert
sich dabei auf eine Region in Sri
Lanka. Weligama liegt am Süd-
zipfel der Insel und wurde
durch die Tsunami-Welle enorm
beschädigt. In Weligama lebt
seit über zwölf Jahren das deut-
sche Ehepaar Thomas und Hei-
ke Gerbracht. Die beiden wan-
derten aus, um in Sri Lanka
Land zu erwerben und biolo-
gisch zu bewirtschaften. Heute
bauen sie erfolgreich tropische
Früchte wie Ananas, Mango
oder Papaya an. Ihre Farm, Tar-
get Agriculture, liegt auf einem
Hügel drei Kilometer landein-
wärts und wurde von der Welle
verschont. 

Hilfe für die Betroffenen

Das Ehepaar legte nach der
Katastrophe aber nicht die Hän-
de in den Schoß, sondern starte-
te noch am gleichen Tag eine
umfassende Hilfsaktion. „Am
Anfang ging es schlicht und er-
greifend darum, Menschen mit
Lebensmitteln, Wasser, Zelten,
Decken, also dem Lebensnot-
wendigen zu versorgen. Nun
schauen wir in die Zukunft und
wir möchten einem Teil der Be-
troffenen helfen, sich wieder ei-
ne Existenz aufzubauen“, er-
klärt Thomas Gerbracht.

Konkrete Pläne gibt es auch
schon. Das Ehepaar Gebracht

bemüht sich derzeit um die
staatliche Unterstützung eines
Dorfes in Warakapitiya bei We -
ligama. Dort sollen unter
Berücksichtigung aller Erfah-
rungen und Fakten fünfzig Häu-
ser, eine Gebetsstätte, eine Bio-
masse-Anlage und die dazu
gehörige Infrastruktur entste-
hen. Die Regierung wird dafür
eine Fläche von zwei Hektar
Land zur Verfügung stellen.

Den Bewohnern des künfti-
gen Dorfes wird auch Land zum
Anbau von Biofrüchten angebo-
ten. Thomas Gerbracht wird den
Bauern das auf seinen Planta-
gen gezogene Pflanzmaterial
kostenlos liefern, sie mit Know
How unterstützen und die er-
zeugten Früchte zu fairen Prei-
sen garantiert abnehmen. Die
Kosten für die Biozertifizierung
nach EU Richtlinien 2092/91
übernimmt Target Agriculture. 

Vision für die Zukunft

„Ich denke, wir sind eindeutig
in der Verantwortung, dort Hilfe
zu leisten, wo sie wirklich not-
wendig ist und einen Weg in die
sichere Existenz bietet. Bei die-
sem Projekt wird das vorbild-
lich umgesetzt“, so  der 2. Bür-
germeister von Unterhaching
Volker Panzer. Auch die Ge-
meinde nimmt an der Umset-
zung des Projektes teil.

Die Tengelmann AG bietet
das Wiesenheu in allen Märken,
in denen UNSER LAND Pro-
dukte gelistet sind an und er-
möglicht so den Verkauf zum
Wohle der Menschen in Weliga-
ma. „Es macht Sinn, ein kon-
kretes Projekt zu fördern, bei
dem die Wirkung eingesetzten
Mittel überprüft werden kann“,
Peter Koch, Regionsmanager
der Tengelmann AG das Enga-
gement des Unternehmens. 

Das Netzwerk UNSER
LAND steht in einem engen

Kontakt zu den Initiatoren des
Modellprojektes, wird laufend
über die aktuelle Entwicklung
informiert. Der Initiator des
Hilfsprojektes Erich Klas wird
persönlich nach Sri Lanka flie-
gen, um das Geld zu übergeben
und sich von den Maßnahmen
zu überzeugen. 

Die Lebensgrundlagen in den
Regionen für Menschen, Tiere
und Pflanzen zu erhalten ist das
zentrale Ziel von UNSER
LAND. Dies gilt auch für das
Engagement der Region Weli-
gama in Sri Lanka. ?

Diskutierten die Ausrichtung der Arbeit des Naturparkvereins (v. l.): Wolf Weber, Forst-
amtsleiter in Schwabmünchen, Naturparkgeschäftsführer Werner Platteder, Naturparkvorsitzen -
der Landrat Dr. Karl Vogele, Forstpräsident Günter Biermayer, Bezirkstagspräsident Jürgen Rei-
chert, Karlheinz Klopfer von der Stadt Augsburg und Landrat Hermann Haisch (Unterallgäu).   ?

„Naturpark Augsburg - Westliche Wälder e.V.“:

„Die Naturparkidee bleibt modern“
Vorstand bekräftigt Bedeutung des Naturparks als naturnaher Erholungsraum

Immer mehr Menschen nutzen die Natur als Erholungs- und
Tourismusraum. Gleichzeitig wird der Ruf nach mehr Natur-
schutz lauter. Nun traf sich der Vorstand des „Naturpark Augs-
burg - Westliche Wälder e.V.“, um die künftige Ausrichtung des
Vereins zu diskutieren.

Der Vorsitzende Landrat Dr.
Karl Vogele sowie Bezirkstags-
präsident Jürgen Reichert, Forst-
präsident Günter Biermayer,
Landrat Hermann Haisch und
Naturparkgeschäftsführer Wer-
ner Platteder beschlossen auch
einige Projekte zur Vermittlung
des geschichtlichen und land-
schaftlichen Reichtums.

Geplant sind unter anderem ein
neuer Radtourenprospekt sowie
die Verlängerung des Radweges
„Via Julia“, einer antiken römi-
schen Straße, die von Italien über
Salzburg bis nach Augsburg
führt, durch den Naturpark bis
nach Günzburg. Im Bereich

Landschaftspflege steht insbeson-
dere das „Projekt Deuringen“ auf
der Wunschliste. Ziel ist es, den
ehemaligen Truppenübungsplatz
der Amerikaner am Rande des
kleinen Ortes  als Freifläche zu
erhalten und zu schützen. Außer-
dem wird ein vom Naturparkver-
ein unterstützter Naturerlebnistag
„Augsburger Land“ stattfinden.

In Zusammenarbeit mit dem
Landschaftspflegeverein Land-
kreis Augsburg und der Stadt
Bobingen werden am Sonntag,
5. Juni, dem Tag der Umwelt, bei
Reinhartshausen Naturführun-
gen, Kinderaktionen und Info-
stände geboten. Zudem wird in

Welden in Gemeinschaftsarbeit
mit der Regio Augsburg Touris-
mus GmbH, der Gemeinde und
den „Ganghofer Freunden“ eine
Ausstellung über Ludwig und
August Ganghofer vorbereitet.

Mit Blick auf die künftige Ge-
staltung der Naturparkarbeit
sprach sich Vogele sowohl für
eine Natur erhaltende Land-
schaftspflege als auch Naherho-
lung aus. Es sei der richtige Weg,
die Bedürfnisse der Natur mit
denen der Menschen in Einklang
zu bringen, ergänzte Platteder.
Haisch erachtet das Zusammen-
spiel von Mensch und Natur ge-
rade in einer ballungsraumnahen
Kulturlandschaft, anders als in
einem ausgewiesenen Natur-
schutzgebiet, für wichtig. Die
Naturparkidee sei hier deshalb
zeitgemäß. ?

Vielseitige Eindrücke aus dem
Schwäbischen Donautal

Rund 8000 Besucher beim „Tag der Region“

Günzburg (jdt). Ein Erfolg war der zum dritten Male organi-
sierte „Tag der Region“ für das „Schwäbische Donautal“ und
die Landkreise zwischen Donau-Ries und Neu-Ulm im Frei-
zeitpark Legoland. Vielfältig präsentierten sich mit abwechs-
lungsreichen Sonderschauen und Aktionen die Kommunen,
Vereine, Schulen, Behörden, Firmen, Musikkapellen und
Künstler. Erfolgreich demonstriert wurde, wie lohnenswert es
ist, die Heimat zu entdecken. 

Vielfach scheint die Erkennt-
nis zu wachsen, auch im Blick
auf die rund fast 8000 Besucher
(über 2000 mehr als beim „Tag
der Region 2004“ an gleicher
Stelle): „Warum denn in die
Ferne schweifen“. Das Do-
nautal ist gespickt mit Attraktio-
nen, mit kulturellen Sehenswür-
digkeiten und vielen Schman-
kerl zur Stärkung von Leib und
Seele.

Gemeinsame Stärke

Zum Beginn des „Tages der
Region“ bekräftigte der Günz-
burger Oberbürgermeister Ger-
hard Jauernig, im Blick auf das
wachsende Selbstbewusstsein
in der „Familien- und Kinderre-
gion“ des Kreises Günzburg
und seiner Nachbarkreise: „Ge-
meinsam sind wir stark“. Dies
betonten auch die Landräte Hu-
bert Hafner, Günzburg, und Leo
Schrell, Dillingen (auch Vorsit-
zender von „Donautal-Aktiv“),
die Geschäftsführerin von Re-
gionalmarketing Günzburg, Dag-
mar Debus, und die Geschäfts-
führerin von Legoland Deutsch-
land, Lotte Franch-Wamberg.

Gute Zusammenarbeit

Ein Lob galt übereinstim-
mend der guten Zusammenar-
beit, auch mit den zwei „Do-

nautal-Aktiv“-Regionalmana-
gern, Lothar Kempfle und Gior-
gio Demartin.

Aus „Großmutters Kästle“ 

Zu den Besonderheiten der
Veranstaltung gehörten Vor-
stellungen des Ferienlandes
Donau-Ries, des Heilbades
Krumbad, Brauchtum, See-
Camping im Donautal, die
Nutzung eines „Bauernhofes
als Klassenzimmer“(Stetten-
hof bei Mödingen) und die Ge-
sundheitsvorsorge im Natur-
heilverfahren. Regionalmarke-
ting Günzburg und der Kreis -
verband Günzburg des Hotel-
und Gaststättenverbandes lu-
den die Besucher zur Mitge -
staltung eines Kochbuches aus
„Großmutters Kästle“ ein.

Neuer Freizeitführer 

Rechtzeitig zum „Tag der Re-
gion“ vorgestellt wurde der 210
Seiten starke, reich bebilderte
und mit Kartenmaterial ausge-
stattete neue Rad-und Freizeit-
führer „Schwäbisches Do-
nautal: Entdecken und Erfah-
ren.“ Zusammengefasst sind
Vorschläge zum Entdecken der
Heimat, Kulturelles, Histori-
sches, Kulinarisches, alles in al-
lem eine reizvolle Erlebniswelt
entlang der Donau. ?

Einig sind sich die Landräte Hubert Hafner, Günzburg (links),
und Leo Schrell, Dillingen (2. von rechts), mit den vielen Ge-
staltern und Besuchern des „Tages der Region“ in Günzburg:
Dies muss eine Dauereinrichtung, mit weitreichender Aus-
strahlung bleiben. Bild: -jdt-
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„Da bauscht die Presse den
Feinstaub zum neuen ‚Schwar-
zen Tod’ auf und ausgewach-
sene Politiker spielen vor al-
ler Öffentlichkeit ‚Schwarzer
Peter’.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, wunderte sich ein-
mal mehr über die Hysterie,
mit der in Deutschland über
umweltpolitische Fragen dis-
kutiert wird.

Der Feinstaub raubt uns
den Atem, der vor einem Jahr
noch Teil des Alltags war und heute ein heim-
tückischer Killer ist. Leute kommen in den Zei-
tungen zu Wort, die zwanzig Jahre an Haupt-
verkehrsstraßen wohnen und jetzt urplötzlich
merken, dass es da staubt. Der Dieselmotor,
lange Jahre als ökologisch vorteilhaft, da spar-
sam gerühmt und gefördert, wird als neuer Ne-
bukadnezar gebrandmarkt, der Alte und Kinder
tötet. Dabei besteht der Feinstaub in München
zu einem großen Teil aus Streusalzresten.

Der Landesminister musste seinen Urlaub
unterbrechen, weil in der Landeshauptstadt
passiert ist, was in Athen, London und 14 italie-
nischen Städten schon Anfang Februar eintrat:
Ein Schwellenwert wurde überschritten. Der
Bundesminister unkt über ein europäisches Ver-
tragsverletzungsverfahren, das 24 andere Län-
der schon abgewendet haben. Trittin hätte da
Bundesweichspülminister Eichel fragen sollen,
wie man so was macht. Und alle zusammen zei-
gen auf die Stadt. Die Kommunalpolitiker, die
keinen Einfluss auf EU-Richtlinien haben, die
keine Gesetze machen können und denen man
den Vollzug einfach vor die Füße kippt, müssen
sich in der Zeitung als hilflose Zuschauer der
Apokalypse brandmarken lassen. Aber was sol-
len Sie denn machen? Fahrverbote ohne
Rechtsgrundlage anordnen? Den Einbau von
Dieselfiltern durch Rabatte bei der Grundsteu-
er fördern? 

Dabei sind doch alle vorgeschlagenen Maß-
nahmen von zweifelhaftem Nutzen. Fahrverbote
gibt es in Italien und Griechenland, mal als
Sonntagsfahrverbot, mal als Kennzeichenrou-
lette, bei dem abwechselnd die geraden und un-
geraden Nummern fahren dürfen. Bringen tut
es nix außer Bürokratie und Erschwernisse für
die Bürger, die sich stinkende Klapperkisten als

Zweitwagen mit anderer Num-
mer anschaffen, um weiter mo-
bil zu bleiben. Die Luft wird
nicht besser, denn die dortigen
Busse sind in der Regel richti-
ge Dreckschleudern (und dass
der Brauch, an der Endhalte-
stelle den Motor nicht abzu-
stellen, aufgegeben wurde, glau-
be ich auch nicht). Oder die Ci-
tymaut. London kassiert pro
Einfahrt in die Innenstadt acht
Euro ab, hat aber einen niedri-

geren Anteil an ÖPNV als München.
Schließlich die Förderung von Rußfiltern. Bis

dato eine reine Subvention der französischen
Automobilindustrie, denn nur unsere gallischen
Nachbarn rüsten ihre Wagen serienmäßig da-
mit aus. Die Deutschen haben es schlicht ver-
pennt. Beziehungsweise: Bei den Franzosen hat
die bewährte Einheit von Politik und Industrie
funktioniert. Französische EU-Beamte infor-
mieren ihre Regierung über neue Entwicklun-
gen und diese gibt sie an die Verantwortlichen
in der Wirtschaft weiter. Wenn ein Deutscher
zur EU kommt, verlangt er erst mal Verschär-
fungen, die wir dann ausbaden dürfen (siehe
Feinstaub) oder er macht gleich Verordnungen
gegen die deutschen Interessen, wie Verheugen
bei der Dienstleistungsrichtlinie.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist vorerst
froh, dass wir im Städtchen keine Messstation
haben. Und wenn eine kommt, will er ein italie-
nisches Modell: Die wollen die Ansaugstutzen
für den Feinstaub in Zukunft nämlich nicht wie
die Deutschen knapp über dem Boden anbrin-
gen, sondern weiter oben, wo sich das Zeug in
der Luft schon etwas verteilt hat. Aber klar ist
auch: Künftig kommen soweit möglich nur noch
Erdgasfahrzeuge in den städtischen Fuhrpark
und die Anschaffung des neuen Dienstwagens
wird auch verschoben, bis der Dieselfilter seri-
enmäßig ist. So hat auch die hysterischste Dis-
kussion ihre fruchtbaren Folgen. Zum Nach-
denken lege ich dem Chef einen Satz von Gio-
vanni Guareschi auf dem heutigen Kalender -
blatt hin: „Politik besteht nicht selten darin, ei-
nen einfachen Tatbestand so zu verkomplizie-
ren, dass alle nach einem Vereinfacher rufen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Hysterische Diskussion
um den Feinstaub

Bündnis für Familien im Landkreis Fürth:

Leitbild Familienpolitik vorgestellt
„In vielen Gesprächen und Diskussionen mit Vertretern von
Verbänden, Kirchen und Gemeinden hat der Landkreis Fürth
ein Leitbild für Familien entwickelt, das vor allem eines deut-
lich machen soll: Familien haben im Landkreis Fürth Verbün-
dete“, so Landrätin Dr. Gabriele Pauli bei der Vorstellung des
Leitbildes Familienpolitik.

Im Auftrag des Kreistages hat
die Projektgruppe Familie des
Vereins „1-2-3“ in Zusammen-
arbeit mit der Kreisverwaltung
schriftlich die wichtigsten Ziele
fixiert, die zur Stärkung der Fa-
milien im Landkreis in den
nächsten zehn Jahren beitragen
sollen. 

Das Leitbild wurde Ende Ja-
nuar vom Kreistag genehmigt
und ist nun auch die offizielle
Richtschnur für die künftige Fa-
milienpolitik vor Ort. Im We-
sentlichen wurden dabei die
vom Bayerischen Landkreistag
erarbeiteten familienpolitischen
Aussagen aus dem Jahr 2000
zusammengefasst. 

Viele Meinungen in
Einklang gebracht

„Roßtals Bürgermeister Ma-
ximilian Gaul als Vorsitzender
des Unterausschusses Jugend
und Familie, hat mit viel Ge-
duld und Sachverstand eine
Vielzahl von Meinungen und
Wünschen in den letzten Mona-
ten in Einklang gebracht. Es
liegt jetzt an uns allen, die guten
Gedanken und Ideen umzuset-
zen“, erläuterte die Landrätin.
Das fast 30-seitige Dokument
kann auf der Homepage des
Landkreises Fürth unter
www.landkreis-fuerth.de abge-
rufen werden. In begrenzter
Stückzahl wird es das Leitbild
auch als gedruckte Broschüre
geben. 

Klare Ziele

Die Ziele des Landkreises für
Familien sind darin klar und
verständlich aufgelistet. Die Fa-

milienpolitik des Landkreises
Fürth will demnach 
? Lobby für Familien sein 
? Familien annehmen wie sie
sind 
? Familien einladen sich aktiv
zu beteiligen 
? die sozialen, kulturellen, ge-
sundheitlichen und ökonomi-
schen Strukturen sichern und
stärken 
? die Entscheidung für ein Le-
ben mit Kindern durch kinder-
freundliche Rahmenbedingun-
gen erleichtern 
? die Vermittlung von Wissen
und pädagogischer Kompetenz
für Eltern bei der Bewältigung
ihrer Erziehungsaufgaben un-
terstützen 
? die Selbsthilfekräfte in Fami-
liennetzen und Nachbarschaften
sowie in Familieninitiativen
und Selbsthilfegruppen stärken 
? auf ein familienfreundliches
Klima hinwirken und jungen
Menschen verlässliche Strukturen
für ihre Lebensplanung bieten. 

Deutliche
politische Aussage

Auch die politische Aussage
des Leitbildes sei deutlich, be-
tont die Landrätin: „Familien
tragen hier erheblich dazu bei.
Sie vollziehen die wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen
Veränderungen aktiv mit. Sie
sind durch ihre Erziehungsauf-

gaben maßgeblich daran betei-
ligt, die jungen Menschen auf
das Erwerbsleben vorzuberei-
ten. Neben sozialen Kompeten-
zen ist der Erwerb und die le-
bensbegleitende Erweiterung
berufsbezogener Qualifikatio-
nen eine wichtige, von Famili-
en unterstützte Aufgabe.“ 

Der Landkreis Fürth hat je-
doch auch schon in der Vergan-
genheit vorbildlich familiäre
Belange beachtet. So beim Ab-
fallkonzept 2000 plus, bei der
Schulbedarfsplanung, im Kin-
dergartenbereich und in der Ju-
gendhilfeplanung. 

Erhoffte Übernahme

„Wir hoffen, dass auch unsere
14 Landkreisgemeinden das
Leitbild Familienpolitik für
ihren Geltungsbereich überneh-
men. Erst dadurch wird das
Stück Papier zu einem Bündnis,
das in der Praxis besteht“, so
Gabriele Pauli. In einer Bürger-
meister-Dienstbesprechung
wurden die im Leitbild enthalte-
nen Punkte bereits den Rathaus-
chefs erläutert. 

Netzwerke berücksichtigen

Künftige Initiativen zur Um-
setzung des Leitbildes, so hat es
der Kreistag beschlossen, wer-
den vom Unterausschuss Ju-
gendhilfeplanung erarbeitet, der
künftig den neuen Namen „Ju-
gend und Familie“ führen wird.
Vorhandene Netzwerke und ge-
meindliche Strukturen sollen
bei allen Maßnahmen berück-
sichtigt werden. DK

Hohe Gründungsdynamik:

Oberfranken
an der Spitze
Bayreuth (fpo) - Staatsmi-

nister Dr. Werner Schnapp-
auf äußerte sich erfreut über
die hohe Gründungsdyna-
mik insbesondere im östli-
chen Oberfranken. „In der
Gründungsintensität sind wir
in Deutschland ganz vorne
dabei. Das ist ein deutliches
Signal dafür, dass Oberfran-
ken den Strukturwandel ak-
tiv anpackt und die Heraus-
forderungen durch Eigen-
initiative angeht“, sagte Mi-
nister Schnappauf, zugleich
Vorsitzender des Forums
Oberfranken, anlässlich der
aktuellen Veröffentlichung
des Global Entrepreneurship
Monitor (GEM).

Rund 37.000 Befragte

Das Deutschlandteam des
GEM unter der Leitung von
Prof. Rolf Sternberg/Univer-
sität Köln befragte für den
Länderbericht 2004 rund 
37.000 repräsentativ ausge-
wählte Bundesbürger, um
eine genaue Darstellung der
Gründungsintensität hierzu-
lande zu bekommen. 

Unter den 97 deutschen
Raumordnungsregionen
wurde Oberfranken-Ost bei
der erhobenen Quote zur
Gründungsintensität auf ei-
nem hervorragenden 6. Platz
eingestuft. Die Quote misst
den Anteil der Existenzgrün-
der und derer, die sich in na-
her Zukunft selbständig ma-
chen wollen an der Gesamt-
bevölkerung. fpo

Erfolgreiche Hallertauer
Messe 2005

Gewaltig war die Resonanz der Hallertauer Messe 2005 in
Pfaffenhofen vom 1 bis 4. April. Etwa 130 Aussteller nutzten
die Messe als Plattform, um sich, ihre Produkte und Dienstlei-
stungen vorzustellen. Damit zeigte sich auch, wie wichtig sol-
che Gewerbeschauen wie die Hallertauer Messe für Betriebe
und Unternehmen sind und wie stark die Wirtschaft in Stadt
und Landkreis vertreten ist. 

Handwerk & Handel bildeten
einen Schwerpunkt auf der Hal-
lertauer Messe. Die zahlreichen
Betriebe und Unternehmen aus
dem Landkreis informierten
hierbei insbesondere über Inno-
vationen in den Sparten, wie
Bauen und Renovieren, Fens-
ter und Türen, Balkone, Elek-
tro- und Haustechnik, Innenein-
richtungen Garagen, Garten 
und Gartenbedarf, Wintergar-
ten, Heizungsanlagen, Sauna,
Schwimmbadeinrichtungen 
und Swimming-Pools, Küchen,
Wasseraufbereitung, Fliesen,
Holzbau und Zimmerei.

Präsente Autohäuser 

Auch zahlreiche Autohäuser
und Autohändler aus Pfaffen-
hofen und dem Landkreis waren
auf der Hallertauer Messe ver-
treten. Dabei wurden nicht nur
die neuesten Pkw-Modelle ge-
zeigt, sondern im Besonderen
auch neue Technologien wie
z.B. erdgasangetriebene oder
solarbetriebene Fahrzeuge vor-
gestellt.

„Information &
Dienstleistung“

Einen weiteren Schwerpunkt
auf der Messe bildete der Be-
reich „Information & Dienstlei-
stung“: Hier informierten Fi-
nanzdienstleister und Versiche-
rungen über ihre Serviceleistun-
gen. Auch der Abfallwirt-
schaftsbetrieb des Landkreises
Pfaffenhofen (AWP) war auf
der Messe vertreten und gab
dort den Besuchern ausführlich
Auskunft über Trennpflichten
und Gebührenveranlagungen.

Zudem präsentierten soziale
Einrichtungen wie der Weiße
Ring, der Sozialverband VdK
oder das Bayerische Rote Kreuz
ihre Organisation sowie ihr Lei-
stungsspektrum. Darüber hin-
aus stellte das Röhrich Seni-
orenheim den neu gegründeten
Kooperationsverbund I.S.A für
Pflegebedürftige in der Region
10 vor. Auch die Regens-Wag-
ner-Werkstätten waren auf der
Messe vertreten. 

„Gesundheit & Wellness“

Selbstverständlich war der
Bereich „Gesundheit & Well-
ness“ ein fester Bestandteil der
Hallertauer Messe. So waren
neben einem Fitnessstudio auch
Augenoptiker, Hörgerätetechni-
ker, Bettengeschäfte und Sa-
nitätshäuser mit ihren Produk-
ten rund ums „Wohlfühlen“ mit
dabei.

Vielfältiges 
Rahmenprogramm

Auch für das Rahmenpro-
gramm ließen sich die Organi-
satoren einiges einfallen: Von
Vorträgen, Helikopter-Rundflü-
gen über Tanzvorführungen bis
hin zu einem Konzert mit C. B.
Green und einem Auftritt der
Stachelbären zum Frühschop-
pen am Sonntagmorgen war für
jeden Geschmack etwas dabei.
Ebenfalls am Sonntag eröffnete
Pfaffenhofens Landrat Rudi En-
gelhard persönlich die Ausstel-
lung „Kinderstube des Waldes“
der Jägervereinigung Landkreis
Pfaffenhofen und beantwortete
Fragen rund um die Themenbe-
reiche Wald und Jagd. DK

Erfolgreiches LEADER+-Projekt:

„Schulnetz Auerbergland“
Zum Ende der LEADER-Projektförderung und zum zweijährigen
Bestehen des Schulnetzes Auerbergland wurde in der Volksschule
Lechbruck im Landkreis Ostallgäu ein großer Aktions- und Fort-
bildungstag für Lehrkräfte der Auerberglandschulen veranstaltet.
Neben detaillierten Informationen über das Schulnetz Auerberg-
land und dessen Angebote gab es Workshops zu einzelnen Aktio-
nen und Online-Aktivitäten des Schulnetzes. Darin wurden die di-
daktische Umsetzung der Unterrichtsziele und der praktische Ein-
satz der Angebote im Unterricht demonstriert. Auch praktische
Übungen im „Selbstversuch“ waren Teil der Workshops. Am Akti-
onstag nahmen neben den Lehrkräften auch Vertreter der Regie-
rungen von Schwaben und Oberbayern, Vertreter der Schulämter
sowie Bürgermeister des Auerberglandes teil. 

Im virtuellen „Schulnetz Auer-
bergland“ sind heute 18 Schul-
klassen aus 10 Grund-, Teil-
hauptschulen, Hauptschulen und
einer Förderschule aus dem
Landkreis Weilheim-Schongau,
Regierungsbezirk Oberbayern
und dem Landkreis Ostallgäu,
Regierungsbezirk Schwaben,
miteinander verbunden. Vor fünf
Jahren noch waren freilich die
Probleme ganz andere. Damals
galt es, an den ländlichen Grund-
schulen in der Region Auerberg-
land erst einmal die nötige tech-
nische Infrastruktur für die Ar-
beit der Schüler mit Computern
zur Verfügung zu stellen. Unter
anderem unterstützt durch das
Telezentrum Herzogsägmühle
wurden, meist mit gebrauchten
und gespendeten Computern,
und verbunden mit viel persönli-
chem Engagement, an den Schu-
len die ersten Computer und
Computernetzwerke mit Inter-
netzugang etabliert. 

Heute sind diese Schulen in
der Regel relativ gut mit EDV-
Systemen ausgestattet. Aller-
dings fehlt es jetzt häufig an

pädagogischen Konzepten, wie
der Umgang mit den Neuen Me-
dien auch in Grund- und Teil-
hauptschulen den Kindern nahe-
gebracht werden kann und wie
sich Lehrer durch die neuen Mög-
lichkeiten des Internet in Ihrer Ar-
beit gegenseitig unterstützen kön-
nen. Das Projekt „Schulnetz Au-
erbergland“ hat hier konkrete Lö-
sungsansätze erarbeitet und ver-
knüpft diese gleichzeitig mit dem
Konzept regionaler Identität. 

Stufenkonzept

Initiiert und begleitet von dem
Computermedienpädagogen
Andreas Kurz sowie den Lehr-
kräften Sabine Saalwith und
Franz Mödl wurden in einem
Stufenkonzept praktische Me-
thoden der internetgestützten
Unterrichtsgestaltung, Kommu-
nikation und Interaktion ent-
wickelt und angeboten. In einer
ersten Versuchsphase bis Som-
mer 2003 waren dies sogenannte
Fortsetzungsgeschichten, die zu-
sammen über das Internet von
unterschiedlichen Schülern ge-

schrieben werden, sowie eine
Wissens-Rallye für alle beteilig-
ten Schulen. Dabei stellten
Schüler ihren Mitschülern über
das Internet Fragen zum Thema
„Geschichte des Auerberglan-
des“, die diese wieder über das
Internet beantworteten. Unter-
stützung erhielten die teilneh-
menden Lehrer über Mailingli-
sten und Internetforen. Diese
Phase wurde begleitet von der
Initiierung und Schulung eines
Koordinatorenkreises von Leh-
rern der beteiligten Schulen, so-
wie durch eine enge Kooperation
mit dem Arbeitskreis „Neue Me-
dien“ des Auerberglandes und
der Nutzung der Auerbergland-
EDV-Ressourcen. 

Die guten praktischen Erfah-
rungen in der Umsetzung sowie
ein stabiler Koordinatorenkreis
waren am Ende der Testphase
das Grundgerüst für eine weitere
Fortschreibung der inhaltlichen
Arbeit in Form eines durch die
EU kofinanzierten Leader+-Pro-
jektes der Region Auerbergland.
Die weiteren Entwicklungs-
schritte des Projektes bestanden
zum einen in der Erstellung ein-
fach zu bearbeitender Homepa-
ges für die Schulen auf dem neu-
en Poolserver des Auerberglan-
des - das Projekt Datenpool.
Zum anderen entstanden virtuel-
le Galerien von Schülerbildern
im Internet, ein Schulnetz-
Workshop für alle interessierten
Lehrer der teilnehmenden Schu-
len, diverse EDV-Schulungen,
sowie Aktionen um die Dorfkul-
turtage im Herbst 2003. DK
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Vorschau auf GZ 8
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 8, die am 21. April
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
? Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
? Schulungen
? Kommunale Büchereien

Die CSU-Bundestagsabgeordnete Daniela Raab (li.) und die
Rosenheimer Bürgermeisterin Gabriele Bauer (r.) unterstüt-
zen die Initiative zur Frühförderung von Kindern mit cerebra-
ler Behinderung in den heilpädagogischen Tagesstätten des
Vereins FortSchritt, hier im Bild mit dem Bundesvorsitzenden
Peter von Quadt. ?

Niederpöcking/Rosenheim:

Kinderbetreuung für
Gesunde und Behinderte

Betreuungsmöglichkeiten für Kinder zu schaffen ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. Leider steht bislang noch keine
einheitliche Versorgung für Kinder mit Behinderung zur Ver-
fügung. Besondere Unterstützung bekommen betroffene El-
tern von der Rosenheimer Bürgermeisterin Gabriele Bauer.
„Auch in Zeiten finanzieller Engpässe ist es wichtig, dass es Be-
treuungsmöglichkeiten für alle Kinder gibt, für gesunde, aber
auch für behinderte“, sagte sie anlässlich der Feierlichkeiten
zur Erweiterung des heilpädagogischen Kindergartens Son-
nenschein, einem konduktiven Förderzentrum zur Behand-
lung von Kindern mit cerebraler Bewegungsstörung.

Seit elf Jahren versucht der
Niederpöckinger Verein Fort-
Schritt die Versorgungslücke
für cerebral geschädigte Kinder
zu decken. In dieser Zeit sind
bundesweit rund 40 Vereine
mit angegliederten heilpädago-
gischen Tagesstätten entstan-
den, in denen die Kinder nicht
nur fachgerecht betreut, son-
dern darüber hinaus nach der
ungarischen Petö-Methode be-
handelt werden. 

Problem Randgruppe

Der Schwerpunkt der Ein-
richtungen, die mit Hilfe von
Elterninitiativen aufgebaut wur-
den, liegt in Bayern. Hier er-
fährt der Verein nach Angaben
von Peter von Quadt, Bundes-
vorsitzender und Geschäftsfüh-
rer der gemeinnützigen GmbH,
die größte Unterstützung. In
Oberbayern übernimmt der Be-
zirk die Behandlungskosten, 
da die Petö-Methode von den

Krankenkassen nicht anerkannt
wird. „Wir haben das Problem,
das es eine Randgruppe betrifft,
die bei der Betreuung vergessen
worden ist, sagte Quadt.

Bereit zur Spende

Als vor zwei Jahren die Ver-
sorgungslücke für rund 20 be-
troffene Kinder in Rosenheim
geschlossen werden sollte, fand
der Verein große Unterstützung
bei Bürgermeisterin Bauer. Da
öffentliche Mittel nur spora-
disch fließen, hat sie kurzerhand
Sponsoren geworben. Aufgrund
ihres Engagements ist eine pri-
vate Spendenbereitschaft für die
Tagesstätte entstanden, die bay-
ernweit ihresgleichen sucht.

Barrierefreies
Denken zulassen

„Wir dürfen nie nachlassen
barrierefreies Denken in unse-
ren Köpfen zuzulassen“, erklär-

te sie. In Zeiten, in denen finan-
zielle Belastungen immer stär-
ker auf die Kommunen abge-
wälzt würden, schaffe man 
Hilfe nur durch den gemeinsa-
men Einsatz für die Kinder. Sie
hoffe, dass der Frühförderung
durch den Verein FortSchritt
schulische Leistungen ent-
wachsen. 

Aufnahme in Regelschule

Diese Bestrebungen gibt es
bereits. Von zehn Kindern, die
in heilpädagogischen Tagesstät-
ten zur konduktiven Frühförde-
rung betreut wurden, können je-
des Jahr vier bis sechs in einer

Regelschule eingeschult wer-
den. Im kommenden Schuljahr
können betroffene Kinder die
Grundschule in Rohrdorf besu-
chen. Gleichzeitig werden sie
dort ganztags betreut und kon-
duktiv gefördert.

Ein bayernweit
einmaliges Projekt

„Das ist bayernweit ein ein-
maliges Projekt“, freute sich die
CSU-Bundestagsabgeordnete
Daniela Raab, die das Engage-
ment des Vereins FortSchritt
bundesweit unterstützt und um
die Anerkennung bei den Kran-
kenkassen kämpft. ?

Die grünen Seiten des
Freilichtmuseums Glentleiten
Das Freilichtmuseum Glentleiten des Bezirks Oberbayern er-
richtet auf dem Gelände der Bundesgartenschau (BUGA) in
München einen Bauerngarten nach historischen Vorbild. Die-
ses Engagement ist Anlass für das Museum, das Thema „Kul-
turlandschaft“ in den Mittelpunkt der Aktionen in diesem Jahr
zu stellen. Mit Sonderausstellungen und Veranstaltungen wird
die Frage nach den verschiedenen Aneignungsformen von Na-
tur und deren Bedeutung für den Menschen thematisiert. 

Vom 8. - 17.4. gibt es eine
Ausstellung seltener, histori-
scher Blumenzwiebeln und ih-
rer Geschichte zu sehen. Am 25.
6. wird die Sonderausstellung
„Kleine Paradiese? - Einblicke
in Nachbars Garten“ eröffnet.
Sie dokumentiert Beispiele ak-
tueller Gartennutzung, zeigt ei-
nen Rückblick auf die Garten-
entwicklung im 20. Jahrhundert
und verdeutlicht, wie unter-
schiedlich die Nutzung und Be-
deutung des privaten Gartens
sein kann. Vom 30. 7. - 7. 8.
werden historische Gemüsear-
ten und Heilpflanzen gezeigt,
am 17./18. 8. in einer Ausstel-
lung regionale Obstsorten. 

Durchdachte Komposition

Darüber hinaus bietet das
Freilichtmuseum im Freigelän-
de eine durchdachte und ge-
schichtlich korrekte Kompositi-
on von historischen Gebäuden,
Gärten und Kulturlandschaft.
Ausgehend von einem detail-
lierten Landschaftspflegekon-
zept werden typische Elemente
der voralpinen Kulturlandschaft
gezeigt, wie sie noch bis in die
50er Jahre in Oberbayern exi-
stierten: Neben Bauerngärten
gehören dazu Obstgärten, Fel-
der und Wiesen, verschiedene
Weideflächen wie Hutungen
und Waldweide, aber auch
Streuwiesen. In der historischen
Gartenreihe wird die Entwick-
lung des Bauerngartens seit
dem Mittelalter bis heute ge-

zeigt. Außerdem werden hier al-
te und fast vergessene Gemü-
searten, Heil-, Gewürz- und
Färbepflanzen angebaut. 

Auf den Weiden sehen Besu-
cher historische Tierrassen wie
das Pinzgauer Rind, das
Schwäbisch-Hallische Schwein
oder das Stein- und Brillen-
schaf. Ein Lehrpfad unter dem
Motto „Was wächst denn da?“
macht die Besucher mit dieser
historischen Kulturlandschaft
und den alten Tierrassen ver-
traut. 

Stressfrei erreichbar

Das Freilichtmuseum Glent-
leiten ist stressfrei und preiswert
mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln zu erreichen: Mit dem Wer-
denfels Ticket kann ein Erwach-
sener einen Tag lang im Wer-
denfels beliebig oft für nur 9
Euro Bus und Bahn fahren und
mit dem BayernTicket kommen
fünf Personen für nur 24 Euro
aus Bayern ins Museum und
wieder zurück. Vom Bahnhof in
Kochel am See gibt es (im Som-
merfahrplan) einen direkten
Bus-anschluss des Regionalver-
kehrs Oberbayern (RVO) ins
Museum. 

Wer mit dem Auto anreisen
muss, kann das Museum über
die Autobahn München - Gar-
misch-Partenkirchen, Aus-
fahrt Murnau/Kochel errei-
chen. Anfragen unter Telefon
08851/185-0 oder in Internet
unter www.glentleiten.de.    ?


